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Rhein-Kreis Neuss 
  

 
 

Neuss/Grevenbroich, 08.10.2026   
 

An die   
Mitglieder des Kulturausschusses 
 
nachrichtlich: 

An die  
stv. Mitglieder des Kulturausschusses  

und die Kreistagsabgeordneten,  

die nicht dem Kulturausschuss angehören 
 

An die Landrätin und die Dezernenten 
 

Einladung 
zur 3. Sitzung 

des Kulturausschusses 
(XVIII. Wahlperiode) 

am Mittwoch, dem 14.10.2026, um 17:00 Uhr 

!! Kulturzentrum Sinsteden !! 
Grevenbroicher Straße 29 

41569 Rommerskirchen-Sinsteden 
Telefon: 02183/7045 

TAGESORDNUNG:  
 

Öffentlicher Teil: 
 

 0.   Rundgang mit Frau Dr. Wappenschmidt durch die Ausstellung 
   von Prof. Ulrich Rückriem (30 Minuten) 
 

 1.   Feststellung der ordnungsgemäß erfolgten Einladung und der 
Beschlussfähigkeit 

 

   
 2.   Verpflichtung sachkundiger Bürger  
   
 3.   Sachstandsbericht der Stiftung Schloss Dyck 

Vorlage: 40/1486/XVIII/2026 
 

   
 4.   Sachstandsbericht der Stiftung Insel Hombroich 

Vorlage: 40/1487/XVIII/2026 
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Seite 2 von 4 Einladung zur 3. Sitzung des Kulturausschusses am 14.10.2026 

 

 5.   Entwicklung eines kreisweiten Gesamtkonzepts für kulturelle 
Bildung im Rhein-Kreis Neuss 
Vorlage: 40/1365/XVIII/2026 

 

   
 6.   Sachstand interkommunaler Kulturentwicklungsplan 

Vorlage: 40/1488/XVIII/2026 
 

   
 7.   Änderung der Geschäftsordnung für den Medienbeirat des 

Kreismedienzentrums 
Vorlage: 40/1324/XVIII/2026 

 

   
 8.   Antrag der Kreistagsfraktionen CDU und FDP zum Thema 

"Ehrenamt stärken - Ehrenamtskarte optimieren - 
Ehrensache!" vom 14.09.2026 
Vorlage: 40/1584/XVIII/2026 

 

   
 9.   Bericht der Verwaltung/ Beschlusskontrolle 

Vorlage: 40/1505/XVIII/2026 
 

   
 10.   Mitteilungen  
   
 10.1.   Regionale Kulturförderung des Landschaftsverbandes 

Rheinland 2027 
Vorlage: 40/1601/XVIII/2026 

 

   
 10.2.   Nächster Sitzungstermin des Medienbeirates für das 

Kreismedienzentrum 
Vorlage: 40/1350/XVIII/2026 

 

   
 10.3.   40-jähriges Jubiläum des Internationalen Mundartarchivs 

„Ludwig Soumagne" 
Vorlage: 40/1479/XVIII/2026 

 

   
 10.4.   "Freiheit ist..." - Ein Projekt für Jugendliche und junge 

Erwachsene des Archivs im Rhein-Kreis Neuss und des 
Kreismuseums Zons (20.10. - 22.10.2026) 
Vorlage: 40/1468/XVIII/2026 

 

   
 10.5.   Ausstellung der Sammlung "Tintenfässer der Sammlung 

Julius Rohm" des Kreismuseums Zons im Couven Museum 
Aachen (26.09.2026 - 18.04.2027) 
Vorlage: 40/1470/XVIII/2026 

 

   
 10.6.   Erhöhung der Pauschale für Kooperationsunterrichte der 

Musikschule Rhein-Kreis Neuss 
Vorlage: 40/1555/XVIII/2026 

 

   
 10.7.   Archivkooperation Stadt Korschenbroich – Rhein-Kreis Neuss 

Vorlage: 40/1489/XVIII/2026 
 

   
 10.8.   Rheinisches Landestheater Neuss, hier: Abschlussbericht der 

Metrum Management GmbH "Zukunftsperspektiven für die 
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Einladung zur 3. Sitzung des Kulturausschusses am 14.10.2026 Seite 3 von 4 

 

  

Landestheater und -orchester in Nordrhein-Westfalen" 
Vorlage: 40/1481/XVIII/2026 

   
 10.9.   Verlängerung der Bewilligungszeiträume für die Maßnahmen 

zur Sanierung am Wirtschaftshof der Stiftung Schloss Dyck 
(1. und 2. Bauabschnitt) 
Vorlage: 40/1561/XVIII/2026 

 

   
 11.   Anfragen  
   

Nichtöffentlicher Teil: 
 

 1.   Bericht der Stiftung Schloss Dyck, hier: Jahresabschluss 2025 
und Förderantrag der Stiftung zum dritten Bauabschnitt der 
Sanierung des Wirtschaftshofes 
Vorlage: 40/1502/XVIII/2026 

 

   
 2.   Bericht der Verwaltung/ Beschlusskontrolle 

Vorlage: 40/1506/XVIII/2026 
 

   
 3.   Mitteilungen  
   
 4.   Anfragen  
   

 

 

 
Jakob Beyen 
Vorsitzender 
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Seite 4 von 4 Einladung zur 3. Sitzung des Kulturausschusses am 14.10.2026 

 

 
Für die Vorbesprechungen stehen den Fraktionen in der Zeit von 16:00 – 17:00 Uhr folgende 
Räume zur Verfügung: 
 
CDU/FDP-Fraktion:  Raum Kaltblutarchiv 
 
 
SPD-Fraktion:  Besprechungsraum Verwaltungsgebäude 

 
 

AfD- Fraktion:  Remise landwirtschaftliche Ausstellung 
 
  
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen:  Küche Verwaltungsgebäude 
 
 
Fraktion Die Linke/Die Partei:  Büro Verwaltungsgebäude 
 
 
Parkplätze stehen im Ort sowie auf dem Parkplatz neben dem Gelände des Kulturzentrums 
Sinsteden zur Verfügung.  
 
 
 
Hinweis zur Nutzung der elektronischen Sitzungsunterlagen: 
 
Bitte stellen Sie sicher, dass Sie die Einladung sowie die dazugehörigen Sitzungsunterlagen 
bereits vor Beginn der Sitzung auf Ihrem Endgerät gespeichert haben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Ausstellungsraum des Kulturzentrums Sinsteden keine 
ausreichende WLAN-Verbindung für den Abruf der elektronischen Sitzungsunterlagen zur 
Verfügung steht. Ein Zugriff auf die Unterlagen während der Sitzung kann nicht garantiert 
werden.  
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  23.09.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1486/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich Kenntnisnahme 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Sachstandsbericht der Stiftung Schloss Dyck 
 

Sachverhalt: 

Der Sachstandsbericht der Stiftung Schloss Dyck ist als Anlage beigefügt.  
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kulturausschuss nimmt den Bericht der Stiftung Schloss Dyck zur Kenntnis.  
 
 
Anlage: 

Bericht der Stiftung Schloss Dyck, Stand: September 2026 

Ö  3Ö  3
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Kulturausschuss Rhein-Kreis Neuss,  

Vorlage der Stiftung Schloss Dyck, Oktober 2026 

Öffentlicher Teil 

Besucherzahlen 2026 

Die Besucherzahlen für den Zeitraum Januar bis August liegen insgesamt rund 2 % 

hinter dem Vorjahr, allerdings auch rund 11 % über dem Jahr 2024. 

Der Tagesbetrieb schneidet etwas schlechter ab, der Veranstaltungsbetrieb etwas 

besser.  

Die etwas rückläufige Entwicklung im regulären Tagesbetrieb spiegelt die 

Witterungsverhältnisse wider: Im Mai gab es zahlreiche Regentage an den 

Wochenenden und von Juni bis August immer wieder Hitzeperioden, die sich negativ 

auf den Besucherbetrieb auswirkten. 

Vor dem Hintergrund der teilweise extremen Hitze ist die Stiftung mit der Entwicklung 

der Besucherzahlen zufrieden. 

 

Die Freunde und Förderer von Schloss Dyck haben am 4. Juli mit dem Konzert der 

„Räuber” erneut ein erfolgreiches Open-Air-Event veranstaltet. Ebenso haben die 

Freunde und Förderer ein weiteres Konzert im Rahmen des SchlossSommers der Stiftung 

finanziert. 

Ö  3Ö  3
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Der SchlossSommer hat sich mit erstmals über 10.000 Besuchern trotz Temperaturen 

von zeitweise über 30 Grad gut entwickelt. 

Park und Gärten 

Die Sommermonate des Jahres 2026 waren stark vom Thema Bewässerung geprägt. 

Dank des vom Bund unterstützten Klimaanpassungsprojektes, im Rahmen dessen weite 

Teile des Parks mit Wasserleitungen ausgestattet wurden, war eine großräumige 

Bewässerung auch des sensiblen Altbaumbestandes möglich. Dadurch konnten 

Schäden durch Trockenheit in einem überschaubaren Rahmen gehalten werden. 

Allerdings bleibt abzuwarten, ob und wie sich im kommenden Jahr Spätfolgen zeigen 

werden. Festzuhalten ist aber bereits jetzt, dass die Schäden im Vergleich zum 

Trockenjahr 2018 deutlich geringer ausfallen. Dies bestätigt, dass es richtig war, die 

Förderung des Bundes im Programm „Maßnahmen zur Klimaanpassung in ländlichen 

und urbanen Räumen” zu beantragen. 

Förderprojekt „Klimaneutrale Schloss- und Parkanlage“ (80 % Förderung des Bund, 20 

% Eigenanteil der Stiftung) 
 

Was die durch das Projekt finanzierte Bewässerungsanlage für den Park betrifft, so 

finden in den nächsten Monaten die Restarbeiten mit dem Einbau des 

halbautomatisierten Beregnungssystems statt. 

Die Halle mit der neuen Heizzentrale und dem Lager für Miscanthus (Chinaschilf) ist 

weitestgehend fertiggestellt. Die Kessel und Pufferspeicher sind installiert. In den 

nächsten Wochen erfolgt der Umbau der Heizanlagen in den jeweiligen Bauteilen der 

Schlossanlage.  

Das Ziel ist, die Anlage gegen Ende des Jahres in Betrieb zu nehmen. 

Förderprojekt Sanierung Wirtschaftshof (Bund, Land und RKN):  

Die Sanierung des Wirtschaftshofs kommt gut voran. Dabei hat die Stiftung die 

Bewilligung erhalten, die Sanierungsarbeiten flächenmäßig auszudehnen und damit 

einen dritten Abschnitt des Gebäudes zu sanieren. Diese Erweiterung wurde durch die 

Zuwendungsgeber der Denkmalsanierungsmittel von Bund und Land ermöglicht.  

Dies war möglich geworden, weil die Stiftung bei der Sanierung der ersten beiden 

Abschnitte erhebliche Mittel bei der denkmalbedingten Sanierung einsparen konnte. 

Die Sanierungsarbeiten schreiten gut voran und werden in großen Teilen noch im 

laufenden Jahr abgeschlossen.  

Der durch den Rhein-Kreis Neuss geförderte Innenausbau erfolgt hauptsächlich im 

Jahr 2027. 

Förderprojekt „BlauGrün Schloss Dyck“ KoMoNa (Bund und RKN)  

Nachdem das Förderprojekt „BlauGrünSchlossDyck” im Oktober des vergangenen 

Jahres durch den Bund bewilligt wurde, hat die Stiftung nun auch die Bewilligung des 

Eigenanteils in Höhe von 460.000 Euro durch den Rhein-Kreis Neuss erhalten. Die 

Stiftung bedankt sich ausdrücklich beim Rhein-Kreis Neuss für die Unterstützung des 

Projekts im Rahmen der Strukturwandelförderung. 

Auszug aus der Pressemeldung vom 27. August 2026: 

….. Das Projekt „BlauGrünSchlossDyck“ verbindet Natur- und Klimaschutz, Bildung und 

die historische Bedeutung des Schlossparks. Im Mittelpunkt stehen die Förderung der 

Biodiversität, die Anpassung an den Klimawandel und insbesondere die Renaturierung 

und Revitalisierung des Kelzenberger Bachs, der durch die durch den Kohleabbau 
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bedingte Grundwasserabsenkung trocken gelaufen ist. Der historische Wasserlauf soll 

wieder stärker als prägendes Element des Parks erlebbar werden und zugleich sollen 

neue Lebensräume für Pflanzen und Tiere geschaffen werden. 

Landrätin Katharina Reinhold hebt hervor, dass der Rhein-Kreis Neuss mit der Förderung 

die Stiftung Schloss Dyck und deren Engagement für eine nachhaltige Entwicklung des 

historischen Landschaftsparks zu einem lebendigen, ökologisch wertvollen und 

zukunftsorientierten Ort unterstützt. „Schloss Dyck ist ein weit über die Grenzen des 

Rhein-Kreis Neuss hinaus bekannter und geschätzter Ort. Mit der Umsetzung des 

Projektvorhabens wird Bestehendes bewahrt und dieser Ort zugleich fit für die Zukunft 

gemacht: ´BlauGrünSchlossDyck´ verbindet den Erhalt unseres kulturellen Erbes mit 

konkretem Natur- und Klimaschutz und schafft neue Möglichkeiten für Bildung und 

Begegnung. Diese Ziele unterstützen wir als Kreis“, so die Landrätin. 

 

Schloss Dyck, September 2026   

 

Jens Spanjer  

Vorstand Stiftung Schloss Dyck 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  23.09.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1487/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich Kenntnisnahme 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Sachstandsbericht der Stiftung Insel Hombroich 
 

Sachverhalt: 

Der Sachstandsbericht der Stiftung Insel Hombroich ist als Anlage beigefügt.  
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kulturausschuss nimmt den Bericht der Stiftung Insel Hombroich zur Kenntnis.  
 
 
Anlage: 

Bericht der Stiftung Insel Hombroich, Stand: September 2026 

Ö  4Ö  4
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Stiftung Insel Hombroich 
Raketenstation Hombroich 4 
D-41472 Neuss 
Tel. +49 (0)2182 8874-0 
stiftung@inselhombroich.de  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Vorstand 
Prof. Oliver Kruse (Vorsitz), 
Dr. Christiane Zangs (stellv. Vorsitz), 
David Eich, Wolfram Kähler, Peter Landmann 

Kuratorium 
Ina Brandes (Vorsitz), 
Reiner Breuer (stellv. Vorsitz), 
Hans-Jürgen Petrauschke (stellv. Vorsitz) 

Bankverbindung 
IBAN DE81 3055 0000 0080 0301 82 
BIC WELADEDNXXX 
USt-IdNr. DE184598426 

 

Aktuelles 
von der Stiftung Insel Hombroich 
23. September 2026 
 
 
 Große Sanierungsmaßnahme (2019–2026) 

Mit der feierlichen Wiedereröffnung des Zwölf-Räume-Hauses in Anwesenheit der Ministerin Ina 
Brandes und zahlreicher Persönlichkeiten aus Politik, Kunst und Gesellschaft ist das umfassende 
energetische Sanierungsprojekt im Museum Insel Hombroich abgeschlossen. Aktuell werden noch 
kleinere Abschlussarbeiten vorgenommen und der Wiedereinzug der Sammlung zum Jahresende 
vorbereitet. Zugleich wird der Verwendungsnachweis für die Gesamtmaßnahme aus Bundes- und 
Landesmitteln erstellt. 

 

 Sanierungen 2027 

Auch weiterhin wird die Stiftung mit dem Sanierungsbedarf einzelner der bis zu 40 Jahre alten Gebäu-
de konfrontiert sein. Aktuell ist die Hohe Galerie wegen Wassereintritts geschlossen und muss ein 
neues Glasdach erhalten. Auch die Hinterlüftung des Kassenhaus-Daches, die Sanierung der Shed-
Dächer am Atelierhaus sowie die Neuverfugung des Turms stehen auf der Dringlichkeitsliste. Aktuell 
bewirbt sich die Stiftung dafür um Fördermittel aus dem INK-Programm (Investitionen in national be-
deutsame Kultureinrichtungen in Deutschland) des Bundeskulturministeriums. Auf der Raketenstation 
ist zudem die dauerhafte Imprägnierung der Betonhaut des Hauses für Musiker in Planung. 

 

 Besuchszahlen 

Die Stiftung Insel Hombroich konnte 2025 insgesamt 70.427 Besuche im Museum sowie in den 
Sonderausstellungen verzeichnen (2024: 64.398 Besuche). 

Bis zum 31.08.2026 wurden bisher 54.749 Besuche gezählt. Im direkten Jahresvergleich 2025/2026 
liegen die Besuchszahlen bis einschließlich August 2026 damit über denen im Vergleichszeitraum 2025 
(+ 2.419 Besuche). Mit dem Wiedereinzug der Sammlung in das sanierte Zwölf-Räume-Haus geht die 
Stiftung Insel Hombroich für das letzten Quartal nochmal von weiter erhöhtem Interesse aus. 

 

 Energiekonzept Raketenstation 

Mit der Sanierung des Archiv-Gebäudes auf der Raketenstation (Ende 2025 abgeschlossen) konnte die 
Stiftung nicht nur ein weiteres Gebäude auf die Beheizung durch erneuerbare Energien über Wärme-
pumpen umstellen, sondern es gelang erstmalig auch Anlagen zur Energiegewinnung quasi unsichtbar 
in ein skulpturales Gebäude – nach dem Entwurf von Erwin Heerich – einzubetten ohne dessen Cha-
rakter zu verändern. 

Das mittelfristige Energiekonzept der Stiftung sieht auch die weitere Installation von Photovoltaik parallel 
zur Abkehr von fossilen Energieträgern vor. Ziel ist es, die für Beheizung und Kühlung einzusetzende 
Energie weitgehend selbst zu erzeugen und die bisher notwendig gewordenen Einzelmaßnahmen (z. B. 
Austausch einer Gasheizung durch eine Wärmepumpe) in ein ganzheitliches Konzept zu überführen, 
sodass alle Komponenten effizient ineinandergreifen. 

Ö  4Ö  4
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Seite 2/2 

In diesem Zusammenhang ist auch im Blick zu behalten, dass die Infrastruktur erdverlegter Kabel für 
einen effizienten Energietransfer zwischen den Gebäuden oder zum Gelände insgesamt erneuert 
werden muss. Sie stammt noch aus den Gründungstagen der NATO-Raketenstation. 

Die Stiftung Insel Hombroich bemüht sich daher weiter intensiv um den Erhalt von Fördergeldern, um 
neben den ökologischen Aspekten auch eine Reduzierung der Betriebskosten zu erreichen und wider-
standsfähiger gegen Marktpreisschwankungen im Energiesektor zu werden. 

 

 Cafeteria 

Das Angebot und die Bewirtschaftung der nach wie vor kostenfreien Cafeteria im Museum Insel 
Hombroich wird kontinuierlich weiterentwickelt. Gerade ist es gelungen, die sehr großen Mengen an 
Kunststoff-Pfandflaschen für den Mineralwasserausschank durch zwei zentrale Zapfanlagen zu 
ersetzen, die das umfassend geprüfte und für den öffentlichen Verzehr freigegebene Trinkwasser für 
die Besuchenden entsprechend aufbereiten. Dies wird sich schon bald auf Arbeitseinsatz, Transport-
wege und Kostenstruktur der Stiftung positiv auswirken. 

Neben verschiedenen Maßnahmen, das Speisen- und Getränkeangebot Stück für Stück aus dem 
Großhandelsbezug herauszulösen und saisonal und regional stärker einzubinden, ist es ein weiteres 
großes Ziel, auf Wegwerfgeschirr zu verzichten. Hierfür sind aus hygienischen Gründen aber noch 
einige größere Hürden zu nehmen, die in 2027 zu konkreten Maßnahmen führen werden. 

 

 Barriere-Armut im Museum 

Nach der Einrichtung eines barrierearmen Parkplatzes mit dem Angebot zweier elektrisch betriebener 
Rollstühle geht es nun um die Überarbeitung des Wegebelags. Markterkundung, Testbeläge und 
Unterbaukonzepte erfordern Zeit und sorgfältige Abwägung, um das einzigartige Gründungskonzept 
des Museums Insel Hombroich nicht zu gefährden. 

Ganz aktuell werden Probeflächen eines neuen Wege-Aufbaus angelegt, um einen leichteren Zugang 
durch für Menschen mit Rollstühlen und Gehhilfen zu ermöglichen. Überdies werden derzeit Einzel-
lösungen für verschiedene weitere Einschränkungen im Museum erarbeitet. 

 

 Zukunftspläne 

Gemeinsam mit dem Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen be-
schäftigt sich die Stiftung mit der Frage, wie sie sich in die Strukturentwicklung des Rheinischen 
Reviers einbringen kann. Vor allem das Thema Skulptur im öffentlichen Raum steht hier im Fokus. 

Langfristig betrachtet muss in Hombroich auch darüber nachgedacht werden, welche Wachstumsmög-
lichkeiten sich für die Stiftung über die reine Verwaltung der eigenen Bestände bieten können. Fragen 
nach möglichen Zustiftungen, der erweiterten Zugänglichkeit der verfügbaren Archive und einer Präzi-
sierung des Sammlungskonzepts führen auch zum Thema eines möglichen Neubaus an der Raketen-
station Hombroich. Schon Karl-Heinrich Müller plante einen umfangreichen Sammlungs-Archiv- und 
Bibliotheksbau, den das Konzept „Labor Hombroich“ aufgreift, um Depot-, Kommunikations- und Prä-
sentationsfragen auf innovative Weise zu bündeln. 

18



Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  01.10.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1365/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich Entscheidung 

Kreistag 09.12.2026 öffentlich Entscheidung 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Entwicklung eines kreisweiten Gesamtkonzepts für kulturelle Bildung im 
Rhein-Kreis Neuss 
 

Sachverhalt: 

1. Erkenntnisse aus dem Workshop am 27.07.2026 

Im Rahmen eines kreisinternen Workshops mit der Arbeitsstelle „Kulturelle Bildung NRW“ am 
27.07.2026 wurde zunächst ein gemeinsames Verständnis von kultureller Bildung entwickelt, 
bestehende Strukturen und relevante Akteurinnen und Akteure betrachtet sowie mögliche 
Ansätze für die weitere Zusammenarbeit mit den kreisangehörigen Kommunen erörtert. 

Dabei wurde deutlich, dass im Rhein-Kreis Neuss bereits eine vielfältige kulturelle 
Bildungslandschaft mit zahlreichen Einrichtungen, Angeboten und engagierten Akteurinnen 
und Akteuren besteht. Gleichzeitig zeigte sich, dass insbesondere in der stärkeren 
Vernetzung und strategischen Zusammenarbeit weitere Entwicklungsmöglichkeiten liegen. 

Ein verbindlicher kreisweiter Entwicklungsprozess unter Einbindung der kreisangehörigen 
Kommunen und weiterer Akteurinnen und Akteure würde jedoch einen erheblichen und 
kontinuierlichen Koordinierungsaufwand erfordern. Insbesondere die Abstimmung mit den 
Kommunen, der Aufbau verlässlicher Netzwerkstrukturen, die Einbindung unterschiedlicher 
Fachbereiche und Einrichtungen sowie die Entwicklung und Begleitung gemeinsamer 
Vorhaben können mit den vorhandenen Personalressourcen nicht in der erforderlichen 
Kontinuität geleistet werden. 

Aus den Erkenntnissen des Workshops ergeben sich daher zwei unterschiedliche 
Entwicklungsmöglichkeiten: 

  

Ö  5Ö  5
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2 a. Weiterentwicklung der kulturellen Bildung im eigenen 
Verantwortungsbereich des Kreises 

Unabhängig von der Entwicklung eines kreisweiten Gesamtkonzepts kann und soll die 
kulturelle Bildung im eigenen Verantwortungsbereich des Rhein-Kreises Neuss 
weiterentwickelt werden. Dies betrifft insbesondere die Arbeit der eigenen 
Kultureinrichtungen sowie die Zusammenarbeit der beteiligten Fachbereiche. 

Hierzu gehört beispielsweise die Weiterentwicklung bestehender Angebote, die stärkere 
fachbereichsübergreifende Zusammenarbeit und die Nutzung vorhandener Kompetenzen und 
Strukturen. 

Dieser Entwicklungspfad ist unabhängig davon sinnvoll, ob ein darüberhinausgehender 
kreisweiter Prozess mit den kreisangehörigen Kommunen zustande kommt. Die 
Weiterentwicklung soll im Rahmen der vorhandenen personellen Ressourcen erfolgen. 

2 b. Kreisweiter Entwicklungsprozess eines Gesamtkonzeptes für kulturelle 
Bildung mit den kreisangehörigen Kommunen 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, im Rahmen des iKEP einen gemeinsamen 
kreisweiten Entwicklungsprozess mit den interessierten kreisangehörigen Kommunen und 
weiteren Akteurinnen und Akteuren aufzubauen. 

Ein solcher Prozess geht über die eigenen Zuständigkeiten und Einrichtungen des Rhein-
Kreises Neuss hinaus. Er setzt eine kontinuierliche Zusammenarbeit mit den Kommunen, 
Schulen, Kindertageseinrichtungen, Jugendhilfe, Kulturinstitutionen, Vereinen und weiteren 
Akteurinnen und Akteuren voraus. 

Für die Durchführung und den Aufbau dieses kommunalübergreifenden 
Entwicklungsprozesses ist nach den Erkenntnissen des Workshops eine eigene 
Koordinierungsressource erforderlich. Hierfür soll bei entsprechender Mitwirkungsbereitschaft 
der kreisangehörigen Kommunen für einen Zeitraum von zwei Jahren eine zusätzliche 
Koordinierungsstelle eingerichtet werden. 

Voraussetzung für die weitere Ausgestaltung ist zunächst eine Abfrage des Interesses und 
der Mitwirkungsbereitschaft der kreisangehörigen Kommunen für die Erarbeitung eines 
kreisweiten Gesamtkonzepts. 

3. Mehrwert eines kreisweiten Ansatzes 

Ein gemeinsamer Prozess bietet gegenüber einer ausschließlich kommunalen oder 
kreisinternen Betrachtung einen zusätzlichen Nutzen insbesondere dort, wo durch 
Zusammenarbeit Mehrwerte entstehen. 

Im Mittelpunkt stehen dabei insbesondere: 

 Vernetzung und Wissenstransfer: Die Kommunen und weiteren Akteurinnen und 
Akteure können Erfahrungen, Fachwissen und erfolgreiche Ansätze systematischer 
austauschen und voneinander profitieren. 

 Gemeinsame Nutzung vorhandener Ressourcen: Bestehende Kompetenzen, 
Strukturen und Angebote können stärker miteinander verbunden und für mehrere 
Kommunen nutzbar gemacht werden. Dadurch können Synergien entstehen und 
Doppelstrukturen vermieden werden. 

 Gemeinsame Projekte und größere Reichweite: Aus der Zusammenarbeit 
können gemeinsame Vorhaben entstehen, die über die Möglichkeiten einzelner 
Kommunen hinausgehen und eine größere Reichweite innerhalb des Rhein-Kreises 
Neuss entfalten. 
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 Bessere Erschließung von Fördermöglichkeiten: Ein abgestimmtes Vorgehen 
kann Förderzugänge erleichtern und die Entwicklung gemeinsamer Fördervorhaben 
unterstützen. 

 Gemeinsame strategische Entwicklung: Die vorhandenen kommunalen 
Schwerpunkte können sichtbar gemacht und dort miteinander verknüpft werden, wo 
gemeinsame Ziele und Interessen bestehen. 

Dies kann die gemeinsame Außenwirkung erhöhen und die Sichtbarkeit des Rhein-Kreises 
Neuss als Kultur- und Bildungsstandort stärken.  

Dabei geht es ausdrücklich nicht darum, die unterschiedlichen kommunalen Strukturen und 
Zuständigkeiten zu vereinheitlichen oder zu ersetzen. Vielmehr soll ein gemeinsamer Rahmen 
für Austausch, Kooperation und gemeinsame Entwicklung geschaffen werden. 

Ein kreisweites Gesamtkonzept soll deshalb nicht als zusätzliche Verwaltungsebene 
verstanden werden. Es soll die vorhandenen Aktivitäten aufgreifen, miteinander verknüpfen 
und dort ergänzen, wo ein gemeinsamer kreisweiter Ansatz einen zusätzlichen Nutzen bietet. 

4. Zielsetzung und mögliche Inhalte des kreisweiten Prozesses 

Bei entsprechender Mitwirkungsbereitschaft der Kommunen soll gemeinsam mit den 
beteiligten Akteurinnen und Akteuren ein kreisweites Gesamtkonzept entwickelt werden. 

Im Mittelpunkt stehen dabei insbesondere: 

 eine kreisweite Bestandsaufnahme vorhandener Angebote, Strukturen und 
Akteurinnen und Akteure, 

 die Identifizierung gemeinsamer Bedarfe und möglicher Angebotslücken, 
 die Entwicklung gemeinsamer Ziele und Handlungsschwerpunkte, 
 der Aufbau verlässlicher Arbeits- und Netzwerkstrukturen, 
 die Entwicklung und Erprobung gemeinsamer Projekte und Kooperationen, 
 die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im Erarbeitungsprozess sowie 
 die Identifizierung und Nutzung geeigneter Fördermöglichkeiten. 

Ziel ist es, die bereits vorhandene Vielfalt der kulturellen Bildungsarbeit stärker miteinander 
zu verbinden und daraus eine verlässliche Grundlage für die weitere gemeinsame 
Entwicklung zu schaffen. 

Dabei sollen insbesondere Kindern und Jugendlichen unabhängig von ihrem Wohnort und 
ihren individuellen Voraussetzungen gute Zugänge zu kultureller Bildung eröffnet werden. 
Kulturelle Bildung kann dabei zur Persönlichkeitsentwicklung, gesellschaftlichen Teilhabe und 
Demokratiebildung beitragen. Kulturelle Bildungsprojekte bieten ferner Möglichkeiten, 
Begegnungen zwischen verschiedenen Generationen zu schaffen und können damit auch 
einen Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt im Rhein-Kreis Neuss leisten.  

5. Zweijährige Aufbauphase 

Die zweijährige Befristung der zusätzlichen Koordinierungsstelle soll dabei den personell 
besonders aufwendigen Aufbau ermöglichen. In dieser Zeit sollen die Kommunen und 
weiteren Akteurinnen und Akteure zusammengebracht, gemeinsame Strukturen und Ziele 
entwickelt, unterschiedliche Arbeitsergebnisse gebündelt und daraus verlässliche Arbeits- 
und Kooperationsstrukturen entwickelt werden. 

Ziel ist es, den Aufbauprozess innerhalb der zwei Jahre möglichst weit in einen 
funktionierenden und tragfähigen Arbeitsprozess zu überführen. 
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Zu den wesentlichen Aufgaben der Koordinierungsstelle gehören dabei insbesondere: 

 Aufbau und Begleitung einer kreisweiten Netzwerk- und Steuerungsstruktur, 
 zentrale Ansprechstelle für die beteiligten Kommunen und Akteurinnen und Akteure, 
 Koordinierung der Bestands- und Bedarfsanalyse, 
 Organisation von Fach- und Netzwerktreffen, 
 Bündelung und Weiterentwicklung vorhandener Angebote und Strukturen, 
 Initiierung und Begleitung gemeinsamer Projekte und Kooperationen, 
 Entwicklung geeigneter Beteiligungsformate, insbesondere für Kinder und 

Jugendliche, 
 Unterstützung bei der Erschließung von Fördermöglichkeiten sowie 
 Dokumentation und Reflexion des Entwicklungsprozesses. 

Die Koordinierungsstelle soll dabei insbesondere eine verbindende und moderierende 
Funktion übernehmen. Die fachliche und organisatorische Verantwortung für die jeweiligen 
eigenen Aufgaben und Angebote verbleibt bei den zuständigen Kommunen, Einrichtungen 
und weiteren Akteurinnen und Akteuren.  

6. Perspektive nach Abschluss der Aufbauphase 

Nach Abschluss der Aufbauphase soll auf Grundlage der bis dahin gewonnenen Erfahrungen 
geprüft werden, welche Strukturen und Arbeitsweisen sich etabliert haben und welcher 
weitere Koordinierungsbedarf tatsächlich besteht. 

Über eine mögliche Fortführung einer zusätzlichen personellen Ressource ist daher nach 
Abschluss der zweijährigen Aufbauphase gesondert zu entscheiden. 

7. Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen 

Für die Entwicklung des kreisweiten Gesamtkonzepts und den Aufbau der hierfür 
erforderlichen Netzwerk- und Kooperationsstrukturen soll, vorbehaltlich des Ergebnisses der 
kommunalen Interessenabfrage und der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen, eine 
befristete Koordinierungsstelle im Umfang von 1,0 VZÄ in der Entgeltgruppe 10 TVöD 
zunächst befristet für zwei Jahre eingerichtet werden. 

Auf Grundlage des Berichts der KGSt zu den Kosten eines Arbeitsplatzes (2026/2027) wird 
derzeit von einem Personalaufwand von ca. 90.200 € jährlich ausgegangen. 

Für die zweijährige Aufbauphase ergibt sich damit ein voraussichtlicher Personalaufwand von 
insgesamt ca. 180.400 €. Die genaue Höhe ist im weiteren Verfahren auf Grundlage der 
Stellenbewertung und der tatsächlichen Personalkosten zu konkretisieren. 

Darüber hinaus wird geprüft, inwieweit für die Entwicklung und Umsetzung des 
Gesamtkonzepts Fördermittel des Landes Nordrhein-Westfalen oder anderer Fördergeber in 
Anspruch genommen werden können. 

Bewertung und Empfehlung der Verwaltung 

Kulturelle Bildung stellt für den Rhein-Kreis Neuss ein wichtiges strategisches 
Entwicklungsfeld dar. Die vorhandenen Angebote und Strukturen bieten eine gute Grundlage 
für die weitere Entwicklung. 

Die Weiterentwicklung der kulturellen Bildung im eigenen Verantwortungsbereich des Rhein-
Kreises Neuss, insbesondere mit den eigenen Kultureinrichtungen und den beteiligten 
Fachbereichen, soll unabhängig von einem kreisweiten Gesamtkonzept im Rahmen der 
vorhandenen Ressourcen fortgeführt werden. 
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Darüber hinaus bietet ein gemeinsamer Entwicklungsprozess mit den kreisangehörigen 
Kommunen einen zusätzlichen Mehrwert. Insbesondere die stärkere Vernetzung und der 
Wissenstransfer, die gemeinsame Nutzung vorhandener Ressourcen, die Entwicklung 
gemeinsamer Projekte mit größerer Reichweite sowie die bessere Erschließung von 
Fördermöglichkeiten zeigen das Potenzial eines solchen kreisweiten Ansatzes. 

Ein solcher Prozess kann jedoch nur dann erfolgreich sein, wenn die beteiligten Kommunen 
und weiteren Akteurinnen und Akteure kontinuierlich eingebunden werden. Der hierfür 
erforderliche Aufbau verlässlicher Arbeits- und Netzwerkstrukturen erzeugt einen 
zusätzlichen Koordinierungsaufwand, der mit den vorhandenen Personalressourcen nicht in 
der erforderlichen Verbindlichkeit geleistet werden kann. 

Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, zunächst das Interesse und die 
Mitwirkungsbereitschaft der kreisangehörigen Kommunen an der gemeinsamen Entwicklung 
eines kreisweiten Gesamtkonzepts abzufragen. 

Bei entsprechendem Interesse soll für zunächst zwei Jahre eine zusätzliche 
Koordinierungsstelle im Umfang von 1,0 VZÄ eingerichtet werden. Sie soll insbesondere den 
Aufbau des kreisweiten Netzwerks koordinieren, die beteiligten Kommunen und Akteurinnen 
und Akteure zusammenbringen und die Entwicklung gemeinsamer Ziele, Strukturen und 
Maßnahmen begleiten. 

Die zweijährige Befristung dient dabei nicht einer bloßen Erprobung der Stelle, sondern dem 
Aufbau eines tragfähigen kreisweiten Arbeits- und Kooperationsprozesses. Nach Abschluss 
dieser Aufbauphase soll anhand der gewonnenen Erfahrungen bewertet werden, welcher 
weitere Koordinierungsbedarf besteht und ob dieser mit den vorhandenen Ressourcen oder 
weiterhin mit zusätzlicher personeller Unterstützung abgedeckt werden sollte. 

 

voraussichtliche finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt 

Einzahlungen/Erträge ca. --,-- € 

Auszahlungen/Aufwendungen ca. --,-- € 

personalwirtschaftliche Auswirkungen  
(zusätzlicher Personalaufwand) 

Ja, ca. 180.400 € 

Auswirkungen auf das Planjahr ca. --,-- € 

Auswirkungen auf die folgenden Haushaltsjahre 
(Betrachtungszeitraum: 5 Jahre) 

ca. 180.400 €* 

 
* jeweils vorbehaltlich des konkreten Einstellungszeitpunkts; für die zweijährige Erprobungsphase 
insgesamt ca. 180.400 €. Für die Folgejahre sind derzeit keine zusätzlichen Personalaufwendungen 

vorgesehen. 

 

Hat das Thema/Projekt Auswirkungen auf den Klimaschutz? 

 Ja, positive X Keine Auswirkungen  Ja, negative 
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Beschlussempfehlung: 

Der Kulturausschuss empfiehlt dem Kreistag, folgenden Beschluss zu fassen: 

1. Der Rhein-Kreis Neuss entwickelt die kulturelle Bildung im eigenen 
Verantwortungsbereich, insbesondere mit seinen Kultureinrichtungen und den 
beteiligten Fachbereichen, im Rahmen der vorhandenen Ressourcen weiter. 
 

2. Der Rhein-Kreis Neuss fragt zunächst bei den kreisangehörigen Kommunen das 
Interesse und die Mitwirkungsbereitschaft an der gemeinsamen Entwicklung eines 
kreisweiten Gesamtkonzepts für kulturelle Bildung ab. 

 
3. Bei entsprechender Mitwirkungsbereitschaft der kreisangehörigen Kommunen wird 

vorbehaltlich der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen für die zweijährige 
Aufbauphase eine befristete Koordinierungsstelle im Umfang von 1,0 VZÄ in der 
Entgeltgruppe 10 TVöD eingerichtet. 

 
4. Die Koordinierungsstelle koordiniert und begleitet gemeinsam mit den interessierten 

Kommunen, der Arbeitsstelle „Kulturelle Bildung NRW“ sowie weiteren relevanten 
Akteurinnen und Akteuren die Entwicklung des kreisweiten Gesamtkonzepts. 

 
5. Die Verwaltung wird beauftragt, mögliche Fördermöglichkeiten des Landes Nordrhein-

Westfalen und weiterer Fördergeber für die Entwicklung und Umsetzung des 
kreisweiten Gesamtkonzepts zu prüfen und, soweit sinnvoll und möglich, 
entsprechende Förderanträge vorzubereiten. 
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Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich Kenntnisnahme 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Sachstand interkommunaler Kulturentwicklungsplan 
 

Sachverhalt: 

1. Kulturportal Rhein-Kreis Kultur 
 

Ausgangslage und aktueller Stand 
 
Der Kulturausschuss wurde in seiner Sitzung am 30. Juni 2026 über die Konzeption und den 
damaligen Umsetzungsstand des Kulturportals Rhein-Kreis Kultur informiert und konnte 
Einblicke in die optische Gestaltung des Portals nehmen.  
 
Zu diesem Zeitpunkt war ein öffentlicher Start noch im Juli 2026 in Aussicht gestellt worden. 
Dieser Termin konnte nicht gehalten werden. Die Umsetzung der Programmierung durch die 
beauftragten Dienstleister entsprach nicht vollumfänglich den Erwartungen und den 
gestellten Anforderungen. Mit dem Ziel, auch schon zum Start ein inhaltlich, technisch und 
grafisches sehr gutes Kulturportal zu haben, wurden in der Folge in mehreren 
Korrekturschleifen zunächst gestalterische und nunmehr funktionelle Korrekturen 
vorgenommen. Die Arbeiten am Portal sind inzwischen jedoch weit fortgeschritten. 
 
Vereinbart war, die aktuelle funktionelle Korrekturschleife, bis Mitte Oktober abzuschließen 
und das Kulturportal live schalten zu können. Aufgrund von Krankheitsfällen im Team des 
Dienstleisters muss der Termin leider erneut auf Anfang November geschoben werden. 
 
Abstimmung mit den Kommunen 
 
Mit den kreisangehörigen Kommunen wurden in einem weiteren Termin am 02. Oktober 
2026, in dem sowohl die zuständigen Personen für den Kulturbereich, als auch für die 
jeweiligen Homepages eingebunden waren, Anforderungen an die spätere Nutzung der 
gemeinsamen Datenbasis abgestimmt. Dazu zählen insbesondere kommunale Eingriffs- und 
Administrationsmöglichkeiten sowie die Ausgabe von Veranstaltungen auf den kommunalen 
Webseiten.  
  

Ö  6Ö  6
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Marketingplanung zur Veröffentlichung des Portals 
 
Parallel zur inhaltlichen und technischen Fertigstellung des Kulturportals wurde durch das 
Amt für Presse, Marketing und Öffentlichkeitsarbeit eine Marketingplanung erstellt, die dem 
Prinzip eines gestuften Soft-Openings folgt. So kann das Portal zunächst unter realen 
Bedingungen erprobt, redaktionell begleitet und mit Veranstaltungen, Kulturorten und 
Profilen gefüllt werden, bevor die breite Öffentlichkeit verstärkt mobilisiert wird. Die 
Kampagne verbindet digitale und analoge Kommunikationswege und setzt dort an, wo Kultur 
ohnehin sichtbar ist. 
 
Phase 1: Kulturschaffende aktivieren 
Unmittelbar nach dem Live-Gang sollen vor allem Kulturschaffende im Rhein-Kreis Neuss auf 
das Portal aufmerksam gemacht werden. Kultureinrichtungen, Vereine, Künstlerinnen und 
Künstler, Musikerinnen und Musiker usw. sollen zur Registrierung, Profilpflege und 
Veröffentlichung ihrer Veranstaltungen motiviert werden. Vorgesehen sind eine 
Pressevorstellung zum Start, Beiträge auf den Social-Media-Kanälen des Rhein-Kreises 
Neuss, eine vierwöchige Social-Ads-Kampagne sowie zwei offene Online-Terminangebote für 
Kulturschaffende und -einrichtungen, bei dem das Amt für Presse, Marketing und 
Öffentlichkeitsarbeit das Kulturportal mit seinen Möglichkeiten vorstellt und Fragen dazu 
beantwortet.  
 
Phase 2: Breite Öffentlichkeit erreichen 
Ab etwa der vierten Woche nach Live-Gang sollen kulturinteressierte Menschen im gesamten 
Kreisgebiet angesprochen werden. Geplant sind eine weitere Presseinformation mit ersten 
Portalzahlen, eine kreisweite Outdoor-Plakatierung, Anzeigen in Magazinen, eine zweite 
Social-Ads-Kampagne sowie Hörfunk- und Social-Media-Unterstützung durch NE-WS 89.4. 
 
Phase 3: Sichtbarkeit dauerhaft sichern 
Im Anschluss sollen wiederkehrende und anlassbezogene Maßnahmen fortlaufend die 
Bekanntheit des Portals langfristig festigen. Diese werden sich am Umfang der 
bereitgestellten finanziellen Ressourcen orientieren.  
 

2. Treffen des Netzwerks Kunst 
 
Das Treffen des Netzwerkes Kunst im Rhein-Kreis Neuss hat am 22. Juni 2026 unter der 
Federführung des Rhein-Kreises Neuss im Kulturzentrum Zons erneut eine erfolgreiche 
Plattform für den Austausch und die Vernetzung der regionalen Kunst- und 
Kulturschaffenden geboten. 
 
Das Treffen stand dabei ganz im Zeichen des fachlichen Austauschs, der Vernetzung sowie 
der Information über aktuelle kulturelle Entwicklungen und Angebote im Rhein-Kreis Neuss. 
Ein Programmpunkt war die Vorstellung der digitalen Kulturplattform des Rhein-Kreises 
Neuss durch das Amt für Presse, Marketing und Öffentlichkeitsarbeit. Im Anschluss an 
Führungen durch die Burg Friedestrom und das Kreismuseum Zons erhielten die 
teilnehmenden Künstlerinnen und Künstler einen Einblick in die Möglichkeiten und 
Funktionen der Plattform. 
 
Die Präsentation wurde von den Anwesenden sehr positiv aufgenommen. Insbesondere 
wurde die digitale Kulturplattform als zeitgemäßes und zukunftsorientiertes Instrument 
gewürdigt, das die Vernetzung der Kulturschaffenden unterstützt und zugleich dazu beiträgt, 
die vielfältigen kulturellen Aktivitäten und Angebote im Rhein-Kreis Neuss noch sichtbarer zu 
machen. 
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Auch die Vorbereitung des nächsten Netzwerktreffens ist bereits angestoßen. Die 
Federführung und organisatorische Ausgestaltung werden derzeit gemeinsam mit den 
Kulturamtsleitungen der kreisangehörigen Kommunen abgestimmt. Dabei werden sowohl der 
Termin als auch die inhaltlichen Schwerpunkte festgelegt. Sobald die Abstimmungen 
abgeschlossen sind, wird über den Termin und das Programm entsprechend informiert. 
 

3. Förderung der Spitzen- und Einstiegsförderung für Kinder und Jugendliche 
durch die Vernetzung der Musikschulen im Kreisgebiet 

 
Anknüpfend an die gemeinsamen Konzerte anlässlich des 100. Geburtstags von Henry 
Mancini im Jahr 2024 sowie an das Bandfestival im Gare du Neuss im Jahr 2025 planen die 
Fachbereiche Zupfinstrumente der vier öffentlichen Musikschulen im Kreisgebiet im Oktober 
2027 erneut eine gemeinsame Zusammenarbeit im Rahmen des IKEP. 
 
Hierzu werden die Zupfensembles der vier Musikschulen zu einem gemeinsamen 
Probenwochenende zusammenkommen. Im Anschluss sind zwei gemeinsame Konzerte 
vorgesehen. Auf dem Programm steht interkulturelle Musik für verschiedene Zupf- und 
Saiteninstrumente. Zum Einsatz kommen Mandoline, Baglama, Harfe, E-Gitarre, Gitarre, E-
Bass und Kontrabass.  
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kulturausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis.  
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Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich Entscheidung 

Kreisausschuss 04.11.2026 öffentlich Entscheidung 

  
   

Tagesordnungspunkt: 

Änderung der Geschäftsordnung für den Medienbeirat des 
Kreismedienzentrums 
 

Sachverhalt: 

Da der gesamte Bildungsbereich seit längerem auch vor dem Hintergrund digitaler Entwick-
lungen einer erheblichen Dynamik unterliegt, wurde vom Kulturausschuss in seiner Sitzung 
am 13.06.2005 ein Medienbeirat ins Leben gerufen, der die Arbeit des Medienzentrums seit-
dem beratend begleitet. 
 
Damit in diesem Medienbeirat eine möglichst große fachliche Kompetenz aus verschiedenen 
Bereichen der im Rhein-Kreis Neuss mit Erziehung/Bildung und Medien befassten Stellen und 
Institutionen vertreten ist, setzt sich der Medienbeirat aktuell aus folgenden Mitgliedern (§ 1 
Geschäftsordnung des Medienbeirates) zusammen: 
 
- Vorsitzende/r des Kulturausschusses 
- Vorsitzende/r des Schulausschusses 
- je eine Vertretung der im Kulturausschuss vertretenen Fraktionen 
- je eine Vertretung der im Schul- und Bildungsausschuss vertretenen Fraktionen 
- Leitung Kulturdezernat des Rhein-Kreises Neuss 
- Leitung des Amtes für Schulen und Kultur des Rhein-Kreises Neuss 
- Leitung des Kreismedienzentrums 
- ein/eine Medienberatende/r der Bezirksregierung Düsseldorf im Rhein-Kreis Neuss 
- Leitung des Jugendamtes des Rhein-Kreises Neuss 
- schulfachliche Vertretung des Schulamtes für den Rhein-Kreis Neuss 
- Vertretung des Landesmedienzentrums. 
 
Das Kreismedienzentrum des Rhein-Kreises Neuss unterstützt alle Schulen sowie weitere Bil-
dungs- und Kultureinrichtungen im gesamten Rhein-Kreis Neuss mit einem umfangreichen 
medienpädagogischen, technischen und beratenden Angebot. Vor dem Hintergrund der fort-
schreitenden Digitalisierung, der stetigen Weiterentwicklung der Medienbildung und knapper 
werdender finanzieller Ressourcen kommt der Zusammenarbeit zwischen dem Rhein-Kreis 
Neuss und den kreisangehörigen Städten und Gemeinden eine große Bedeutung zu. 

Ö  7Ö  7
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Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden sind als Schulträger maßgeblich an der Gestal-
tung der schulischen Bildungs- und Medienlandschaft beteiligt. Sie verantworten insbeson-
dere die digitale Ausstattung der Schulen und entwickeln gemeinsam mit den Schulen Kon-
zepte zur Medienbildung. 
 
Durch die Einbindung kommunaler Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung würde die 
fachliche Expertise des Medienbeirates erweitert und die Zusammenarbeit zwischen dem 
Rhein-Kreis Neuss, den kreisangehörigen Städten und Gemeinden sowie dem Kreismedien-
zentrum weiter gestärkt. Die kommunalen Perspektiven könnten künftig frühzeitig in die Be-
ratung über die strategische Ausrichtung des Kreismedienzentrums, die Entwicklung des Jah-
resprogramms sowie die Planung gemeinsamer Projekte einfließen. 
 
Die Erweiterung der Mitgliedschaft würde dazu beitragen, die Arbeit des Medienbeirates auch 
an den Bedarfen der kommunalen Schulträger auszurichten, den Informationsaustausch zu 
intensivieren und die Zusammenarbeit im Bereich der Medienbildung und Digitalisierung im 
Rhein-Kreis Neuss nachhaltig zu fördern. 
 
Vor diesem Hintergrund soll die Zusammensetzung des Medienbeirates dahingehend erwei-
tert werden, dass jede kreisangehörige Stadt bzw. Gemeinde ebenfalls eine Vertretung der 
Verwaltung in den Medienbeirat entsenden kann.  
 
Hierzu muss die vom Kreisausschuss in seiner Sitzung am 08.12.2021 beschlossenen Ge-
schäftsordnung für den Medienbeirat des Kreismedienzentrums entsprechend angepasst wer-
den. Die geplante Änderung der Geschäftsordnung des Medienbeirates ist als Anlage beige-
fügt.  
 

voraussichtliche finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt 

Einzahlungen/Erträge ca. 0,- € 

Auszahlungen/Aufwendungen ca.0,-  € 

personalwirtschaftliche Auswirkungen  
(zusätzlicher Personalaufwand) 

nein 

Auswirkungen auf das Planjahr ca. 0,- € 

Auswirkungen auf die folgenden Haushaltsjahre (Betrach-
tungszeitraum: 5 Jahre) 

ca. 0,- € 

 

Hat das Thema/Projekt Auswirkungen auf den Klimaschutz? 

 Ja, positive X Keine Auswirkungen  Ja, negative 

 

Beschlussempfehlung: 

1. Der Kulturausschuss stimmt der in der Anlage beigefügten Änderung des § 1 der Ge-
schäftsordnung des Medienbeirates des Rhein-Kreises Neuss zu. 

 
2. Der Kulturausschuss empfiehlt dem Kreisausschuss, der Änderung der Geschäftsord-

nung des Medienbeirates des Rhein-Kreises Neuss in der als Anlage beigefügten Fas-
sung zuzustimmen. 

 
Anlage: 

Änderung § 1 der Geschäftsordnung 
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Änderung der Geschäftsordnung des Medienbeirates des Rhein-Kreises Neuss 
 
§ 1 wird wie folgt geändert: 
 

§ 1 Zusammensetzung 
 
1. Dem Medienbeirat gehören als Mitglieder folgende Personen an: 

- Vorsitzende/r des Kulturausschusses 
- Vorsitzende/r des Schulausschusses 
- je eine Vertretung der im Kulturausschuss vertretenen Fraktionen 
- je eine Vertretung der im Schul- und Bildungsausschuss vertretenen  
  Fraktionen 
- Leitung Kulturdezernat des Rhein-Kreises Neuss 
- Leitung des Amtes für Schulen und Kultur des Rhein-Kreises Neuss 
- Leitung des Kreismedienzentrums 
- ein/eine Medienberatende/r der Bezirksregierung Düsseldorf im Rhein-Kreis 

Neuss 
- Leitung des Jugendamtes des Rhein-Kreises Neuss 
- schulfachliche Vertretung des Schulamtes für den Rhein-Kreis Neuss 
- je eine Vertretung der Verwaltung aus den kreisangehörigen Kommunen 
- Vertretung des Landesmedienzentrums 
 

2. Bei Verhinderung eines Mitgliedes bestimmt dieses selbst eine Vertretung aus der 

Institution bzw. der Fraktion. 

 
Die übrigen Bestimmungen der Geschäftsordnung des Medienbeirates des Rhein-
Kreises Neuss bleiben unverändert. 
 

Ö  7Ö  7
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  08.10.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1584/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Antrag der Kreistagsfraktionen CDU und FDP zum Thema "Ehrenamt 
stärken - Ehrenamtskarte optimieren - Ehrensache!" vom 14.09.2026 
 

Sachverhalt: 

Wird nachgereicht. 
 

Beschlussempfehlung: 

Wird nachgereicht. 
 
 
Anlage: 

Antrag Ehrenamt 

Ö  8Ö  8
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Fraktionen im Kreistag des Rhein-Kreises Neuss 

CDU-Kreistagsfraktion ▪ Münsterplatz 13a ▪ 41460 Neuss 
Telefon: 02131/718850 ▪ E-Mail: fraktion@cdu-rheinkreisneuss.de  

▪ Internet: www.cdu-rheinkreisneuss.de 

FDP-Kreistagsfraktion ▪ Deutsch-Ritter-Allee 27 ▪ 41515 Grevenbroich 
Telefon: 02161/8299860 ▪ E-Mail: fraktion@fdp-rkn.de 

▪ Internet: www.fdp-rkn.de 
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Frau Landrätin 
Katharina Reinhold 
Oberstraße 91 
41460 Neuss 
 

14.09.2026 
 

 
Antrag für die Sitzung des Kreistages am 30. September 2026 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Landrätin, 
 
 
die Fraktionen der CDU und FDP bitten Sie, den folgenden Antrag auf die 
Tagesordnung der Sitzung des Kreistages am 30. September 2026 zu setzen.  
 
 

Ehrenamt stärken – Ehrenamtskarte optimieren – Ehrensache ! 
 
 
I. Beschlussvorschlag:  
 
Der Kreistag des Rhein-Kreises Neuss stellt fest:  
 
• Das Ehrenamt ist eine unverzichtbare Säule unserer Gesellschaft.  
 
• Ehrenamtliches Engagement verdient Anerkennung. Denn es leistet einen wichtigen 
Teil für den Zusammenhalt und das Funktionieren unserer Gesellschaft.  
 
• Durch ehrenamtliches Engagement tragen Menschen aktiv zur Lösung  
  gesellschaftlicher Herausforderungen bei und stärken demokratische Strukturen.  
  Die Stärkung des Ehrenamts ist deshalb gerade jetzt von herausragender 
  Bedeutung. 
  
• Die Ehrenamtskarte bietet eine Möglichkeit der Anerkennung dieser Leistungen.  
 
Der Kreistag des Rhein-Kreises Neuss bittet vor diesem Hintergrund die 
Kreisverwaltung im Rahmen vorhandener Mittel  
 

Ö  8Ö  8
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• im Zusammenwirken mit dem Land NRW die Zugangsvoraussetzungen zur 
Ehrenamtskarte so zu gestalten, dass auch die Ehrenamtlichen diese erhalten 
können, wenn ihnen eine Aufwandsentschädigung gezahlt wird, soweit diese den 
steuerlichen Freibetrag der Ehrenamtspauschale bzw. der Übungsleiterpauschale 
nicht übersteigt.  
 
• die Attraktivität der Karte weiter zu steigern, indem sie weiterhin alle Kommunen zur 
Teilnahme an der Ehrenamtskarte aufruft sowie bei den Kommunen für die 
Ausweitung der Angebote wirbt.  
 
• zu prüfen, ob weitere Kreiseinrichtungen wie Museen oder Einrichtungen, an denen 
der Kreis z.B. über Stiftungen beteiligt ist, als Angebote der Ehrenamtskarte 
aufgenommen werden können. So können auch zusätzliche Besucher generiert 
werden. 
 
• im Rahmen von Ehrenamtskampagnen stärker auf die Angebote und Vorteile der 
Karte aufmerksam zu machen, um so deren Bekanntheit zu fördern.  
 
• im Zusammenwirken mit dem Land NRW perspektivisch für eine bundesweite 
Gültigkeit der Ehrenamtskarte zu werben  
 
• angesichts der vielfachen Herausforderungen für das Ehrenamt, dieses weiter durch 
möglichst passgenaue Beratungsangebote (z.B. Vereinslotsen o.ä.) zu unterstützen – 
auch mit dem Ziel von Bürokratieabbau 
 
• weiterhin und verstärkt darüber zu informieren, dass die Ehrenamtskarte für alle 
Ehrenamtlichen gilt, die für ihr Engagement keine finanziellen steuerpflichtigen 
Zuwendungen erhalten. Damit ist die gesamte Vielfalt des ehrenamtlichen 
Engagements, auch das in freien Initiativen, abgedeckt. 
 
 
II. Begründung: 
 
 
Das Ehrenamt ist eine unverzichtbare Säule unserer Gesellschaft. Es stärkt den 
sozialen Zusammenhalt sowie die Werte unserer Demokratie, fördert die Teilhabe der 
Bürgerinnen und Bürger am gesellschaftlichen Leben und bietet Menschen die 
Möglichkeit, ihren individuellen Interessen und gleichzeitig einer sinnstiftenden 
Tätigkeit nachzugehen. Ohne das ehrenamtliche Engagement würden viele Bereiche 
in unserer Gesellschaft nicht funktionieren. Auch staatliche Funktionen, wie etwa im 
Bereich des Brand- und Katastrophenschutzes, werden maßgeblich von 
Ehrenamtlichen getragen. 
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Für uns ist klar: Ehrenamt verbindet. Das gemeinsame ehrenamtliche Engagement 
dient nicht nur einem Selbstzweck, sondern fördert auch die gesellschaftliche 
Solidarität. Die Strukturen des Ehrenamts fungieren als Schulen der Demokratie, denn 
hier wird Empathie, Teilhabe und Selbstwirksamkeit erlebt und erfahren. Unsere 
Gesellschaft würde ohne Ehrenamt und ohne das Engagement von mehr als der 
Hälfte der Bevölkerung nicht funktionieren. Das Ehrenamt hält unsere Gesellschaft 
zusammen. Ehrenamtliche sind die Heldinnen und Helden des Alltags. Die 
Anerkennung eben dieser Bedeutung auf allen politischen Ebenen ist bedeutsam und 
wichtig, um Wertschätzung zu zeigen für die Leistungen, aber auch um Anreize zu 
setzen für die Ausübung eines Ehrenamts. Allerdings sind die Anforderungen an viele 
Bereiche des Ehrenamts in den letzten Jahren enorm gestiegen, daher stehen 
ehrenamtliche Strukturen insgesamt vor großen Herausforderungen. Aus sämtlichen 
Bereichen, die so dringend auf das Engagement von Ehrenamtlichen angewiesen 
sind, ist zu vernehmen, dass ein Rückgang des Ehrenamts zu verzeichnen ist. Umso 
notwendiger ist es, die Attraktivität des Engagements durch staatliche Anerkennung 
zu unterstützen, wieder zu steigern und entsprechende Anreize zu setzen  
Als ein Element der Anerkennung wurde bereits 2008 zusammen mit dem Land NRW, 
den Kreisen und Gemeinden eine landesweit gültige Ehrenamtskarte für zeitlich 
intensives Engagement eingeführt. Mit dieser können bestimmte Angebote in 
verschiedenen Landes- und kommunalen Einrichtungen, aber auch im Bereich des 
Sports, der Kultur, des Einzelhandels oder der Dienstleistungsbranche vergünstigt 
wahrgenommen werden. Den Inhaberinnen und Inhabern stehen so landesweit rund 
5.400 Vergünstigungen zur Verfügung. Derzeit können die Ehrenamtskarte all 
diejenigen beantragen, die sich wenigstens vier Stunden pro Woche beziehungsweise 
200 Stunden im Jahr ehrenamtlich engagieren und dafür keine pauschale 
Aufwandsentschädigung beziehen, sondern eine Entschädigung für entstandene 
Ausgaben erhalten. Die oder der Ehrenamtliche muss sich bei einer entsprechenden 
Stelle/Kontaktperson in seiner Stadt oder seinem Kreis melden, die die Vergabe 
weiter organisiert. Zugleich kann die Ehrenamtskarte seit September 2022 auch digital 
über die App „Ehrenamtskarte NRW“ beantragt und eine bereits bestehende gültige 
Karte digitalisiert werden. Ein schriftlicher Antrag in Papierform ist nicht mehr 
notwendig. Um das Ehrenamt weiter attraktiv zu gestalten und entsprechende Anreize 
zu setzen, aber auch um den Engagierten das gebührende Maß an Anerkennung 
zukommen zu lassen, ist es sinnvoll, die Voraussetzungen für den Zugang zur 
Ehrenamtskarte zu senken. Gleichzeitig ist es von erheblicher Bedeutung den 
Bekanntheitsgrad der Karte weiter zu steigern, sodass die Karte von all denjenigen 
genutzt werden kann, die einen so wichtigen Beitrag für unser gesellschaftliches 
Zusammenleben leisten. 
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Fazit: 
 
So stärken wir den gesellschaftlichen Zusammenhalt, würdigen die herausragende 
Leistung der Ehrenamtlichen in den unterschiedlichsten Bereichen und sichern die 
Zukunftsfähigkeit unserer Vereinslandschaft und der verschiedenen ehrenamtlich 
tätigen Gruppierungen – für einen lebendigen, starken und sozialen Rhein-Kreis Neuss. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

 

 

Wolfgang Wappenschmidt Markus Schumacher 
Vorsitzender der Vorsitzender der 

CDU-Fraktion Kreistagsfraktion der 
im Kreistag Freien Demokraten 

des Rhein-Kreises Neuss im Rhein-Kreis Neuss 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  23.09.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1505/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Bericht der Verwaltung/ Beschlusskontrolle 
 
 
 
Anlage: 

Beschusskontrolle öffentlich 

Ö  9Ö  9
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Vorlagen in Sitzung Vorlagen für Gremium Beschlüsse Beschlusscontrolling Beschlusscontrolling (öffentlich) Beschlusscontrolling (nicht öffentlich) Status von Vorlagen und Sitzung 110031

Beschlussstand seit der letzten Sitzung

Sitzungsdatum
TOP
Drucksachen-Nr.

Betreff
Zuständiger 
Bereich

Realisierung Erledigt

25.11.2024
Ö 5
40/5432/XVII/2024

Sachstand: Barrierefreiheit 
Kreismedienzentrum 
Holzheim

40 - Amt für 
Schulen und 
Kultur

Die Sanierung der Eingangspodeste sowie der Einbau des Hebeplattformliftes im Außenbereich ist abgeschlossen. Im Sommer wurde die alte Ölheizung ausgebaut, es wurde auf die 
Beheizung mit Wärmepumpen umgestellt. Der Einbau des neuen Heizungsnetzes inkl. Heizkörper ist weitgehend abgeschlossen. Hierzu wurden auch die Leistungserhöhung des 
elektrischen Anschlusses und Arbeiten an der Hauptverteilung vorgenommen. Im September erfolgen Nebenarbeiten wie Beiputz- und Malerarbeiten. Die Umbauarbeiten im EG 
bezüglich der Türänderungen werden in Abstimmung mit dem Denkmalschutz im September abgeschlossen sein. Das vorhandene barrierearme WC im EG wird überarbeitet. Ein 
Abschluss der Arbeiten wird zum Ende Oktober 2026 erwartet.

04.02.2026
Ö 5
40/0189/XVIII/2025

Aufbau eines Netzwerkes 
„Kulturelle Bildung" im Rhein-
Kreis Neuss

40 - Amt für 
Schulen und 
Kultur

Seitens des Kreises erfolgten die Unterzeichnung der Beratungsvereinbarung mit der Arbeitsstelle Kulturelle Bildung NRW sowie die Erörterung der Rahmenbedingungen und 
möglicher Beteiligungs- und Arbeitsformate mit der Arbeitsstelle.
Im Rahmen eines kreisinternen Workshops mit der Arbeitsstelle Kulturelle Bildung NRW am 27.07.2026 wurde ein gemeinsames Verständnis von kultureller Bildung entwickelt, 
relevante Akteurinnen und Akteure im Rhein-Kreis Neuss identifiziert sowie mögliche Ansätze für die Einbindung der kreisangehörigen Kommunen und die weitere Zusammenarbeit 
erörtert.

Page 1 of 2Beschlussstand seit der letzten Sitzung
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  05.10.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1601/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Regionale Kulturförderung des Landschaftsverbandes Rheinland 2027 
 

Sachverhalt: 

Für das Jahr 2027 wurden die nachfolgenden Projekte im Rahmen der Regionalen 
Kulturförderung beim Landschaftsverband Rheinland (LVR) beantragt. Der Kulturausschuss 
des Landschaftsverbandes Rheinland hat in seiner Sitzung am 28.09.2026 über die 
beantragten Projekte wie folgt abschließend beraten: 
 

Antragstellende Projekt Beantragte 
LVR-
Förderung 

Förderung LVR 

Rheinisches 
Landestheater Neuss 

Theaterstück „Mord im 
Schützenverein“, 
Projektkosten: 116.600 € 

40.000,00 € 40.000,00 € 

Evangelische 
Kirchengemeinde 
Rommerskirchen 

35 Jahre Kulturcafé 
Rommerskirchen. 
Erneuerung der Licht- und 
Tontechnik, Projektkosten: 
13.550 € 

11.510,00 € 11.510,00 € 

Geschichtsverein 
Jüchen e.V.  

Publikation Schulchronik 
Bedburdyck, 
Projektkosten: 10.000 € 

5.750,00 € 5.750,00 € 

Geschichtsverein 
Jüchen e.V. 

Publikation Bedburdyck 
und Stessen, 
Projektkosten: 12.000 € 

7.750,00 € keine Förderung 

Historisches 
Wevelinghoven e.V. 

Publikation „Die 
Hessenjahre am 
Niederrhein – Grenzraum 
Wevelinghoven“, 
Projektkosten: 9.000 € 

6.000,00 € 6.000,00 € 

Verein zur Förderung 
der klassischen 

Internationales 
Gitarrenfestival Jüchen 

6.300,00 € 6.300,00 € 

Ö  10.1Ö  10.1
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Gitarrenmusik in 
Jüchen e.V. 

2027, Projektkosten: 
17.000 € 

Archiv im Rhein-Kreis 
Neuss 

Archivfachliche 
Erschließung und 
Onlinestellung des 
Findmittels des Bestandes 
„Fotoarchiv und 
Dokumentation der Neuss-
Grevenbroicher Zeitung“, 
Projektkosten: 75.000 € 

66.000,00 € 50.000,00 € 

Eigen-art 
e.V./Theater am 
Schlachthof 

Junges.TAS – Wir 
improvisieren uns durchs 
(Theater-)Leben,  
Projektkosten: 10.500 € 

8.500,00 € 8.500,00 € 

Kinder- und 
Jugendhilfe 
Grevenbroich gGmbH 

KreativQuartier JUKS – 
Lindenstraße, 
Projektkosten: 241.952,73 
€ 

166.952,73 € 139.563,00 € 

Kinder- und 
Jugendhilfe 
Grevenbroich gGmbH 

Winterwelten, 
Projektkosten: 91.400 € 

61.400,00 € keine Förderung 

 insgesamt:  380.162,73 € 267.623,00 € 

 
Darüber hinaus erhält der Rhein-Kreis Neuss weitere Mittel für das Fortsetzungsprojekt des 
Literatur- und Kunstinstitutes Hombroich (LKH), „Erarbeitung neuer Vermittlungsformate: 
Das Rosa Haus und die nächste Generation“ in Höhe von 50.000 €.  
 
Für das Jahr 2028 besteht bis zum 31.03.2027 die Möglichkeit, beim LVR Anträge für die 
Regionale Kulturförderung zu stellen. Anträge können von kommunalen wie privaten 
Museen, Archiven, Stiftungen, Vereinen etc. gestellt werden. Um eine mögliche finanzielle 
Zuwendung zu erhalten, ist eine Antragstellung durch die Projektträger selbst erforderlich, 
die über die zuständigen Kreise/Städteregion bzw. kreisfreien Städte an den LVR zu richten 
ist. Der LVR hat hierfür ein digitales Verfahren für die Antragstellung zur Verfügung gestellt.  
 
Beim Rhein-Kreis Neuss sollten die Anträge bis zum 28.02.2027 vorliegen. Von dort werden 
diese bis Ende März mit einer Stellungnahme der Mitgliedskörperschaft an den LVR 
weitergeleitet. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  23.09.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1350/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Nächster Sitzungstermin des Medienbeirates für das Kreismedienzentrum 
 

Sachverhalt: 

Der Kulturausschuss hatte in seiner Sitzung am 13.06.2005 die Einrichtung eines 
Medienbeirates beschlossen. 
 
Seit dieser Zeit tagt der Medienbeirat jährlich, letztmalig im Rahmen seiner 19. Sitzung am 
29.01.2026. Aufgaben des Medienbeirates sind dabei u.a. 
 
- Bestimmung über die Ausrichtung des Medienzentrums 
- Genehmigung des Jahresprogramms 
- Begleitung der Arbeit der Einrichtungsleitung 
- Erarbeitung von Vorschlägen für Politik und Verwaltung zum Ankauf und zur 

Finanzierung von (EDMOND-)Medien und Geräten 
- Unterstützung von Kooperationen mit anderen Medienzentren sowie verschiedenen 

strategischen Partnern. 
 
Nach Abstimmung zwischen den Beteiligten wird die nächste Sitzung des Medienbeirates am 
18.03.2027, 17.00 Uhr, im Kreismedienzentrum stattfinden. Eine separate Einladung wird 
den Mitgliedern fristgerecht zugehen. 
 
 
 

 

Ö  10.2Ö  10.2
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  23.09.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1479/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

40-jähriges Jubiläum des Internationalen Mundartarchivs „Ludwig 
Soumagne„ 
 

Sachverhalt: 

Das Internationale Mundartarchiv „Ludwig Soumagne“ des Rhein-Kreises Neuss feiert in 
diesem Jahr sein 40-jähriges Bestehen. Aus diesem Anlass findet am 16. November um 18 
Uhr in der Nordhalle der Burg Friedestrom in Dormagen-Zons eine Jubiläumsveranstaltung 
statt.  
 
Neben einem kleinen Rückblick auf die Geschichte und Entwicklung des Archivs werden 
Arbeiten von Studenten des Fachbereichs Design der Fachhochschule Dortmund präsentiert, 
die sich im Rahmen eines Seminars mit dem Mundartarchiv und seinen Beständen 
auseinandergesetzt haben. 
 
Die Mitglieder des Kulturausschusses sind hierzu sehr herzlich eingeladen. Eine persönliche 
Einladung zur Jubiläumsveranstaltung wird den Mitgliedern rechtzeitig zugehen. 
 
 
 

 

Ö  10.3Ö  10.3
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  23.09.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1468/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

"Freiheit ist..." - Ein Projekt für Jugendliche und junge Erwachsene des 
Archivs im Rhein-Kreis Neuss und des Kreismuseums Zons (20.10. - 
22.10.2026) 
 

Sachverhalt: 

Das Archiv im Rhein-Kreis Neuss und das Kreismuseum Zons planen im Rahmen der 
Ausstellung „Hand in Hand. Sticken für ein Stückchen Freiheit. Ein Kunstprojekt mit und für 
afghanische Frauen“ einen dreitägigen Workshop mit Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
zum Thema Freiheit. 
 
Dabei soll zunächst ganz allgemein erfasst werden, was genau der Begriff „Freiheit“ für die 
Teilnehmenden bedeutet – bietet er doch für jeden Menschen ein unglaublich großes 
Spektrum an Assoziationsmöglichkeiten. 
 
In einem weiteren Schritt haben die Teilnehmenden die Gelegenheit sich mit Menschen 
auszutauschen, die von ihren eigenen Erfahrungen mit Unfreiheit erzählen – persönliche 
Berichte, die zeigen, wie unterschiedlich Freiheit erlebt werden kann.  
 
Anschauliche Quellen im Archiv des Rhein-Kreises Neuss und die Objekte der Ausstellung des 
Museums offerieren weitere Anknüpfungspunkte ebenso wie ein gemeinsamer Besuch im 
Haus der Geschichte. 
 
Die gesammelten Eindrücke werden mit dem Künstler Sven Linnert kreativ umgesetzt. Dafür 
wird das Medium Tape Art gewählt, bei dem statt Pinsel und Farbe Klebebänder zum 
Gestalten verwendet werden. Neben (optionalen) Einzelarbeiten soll ein gemeinsames 
Gruppenwerk auf einer Wand des Kreismuseums Zons entstehen.  
 
Die entstandenen Arbeiten sowie ggf. auch eine Fotodokumentation des Projektes werden im 
Rahmen einer Studioausstellung präsentiert, die bis zum 17.01.2027 im Kreismuseum Zons 
gezeigt wird.  
  

Ö  10.4Ö  10.4
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Das Projekt und die Ausstellungen finden im Rahmen der Themenreihe „Freiheit“ in 
Zusammenarbeit mit dem Museumsnetzwerk Niederrhein statt. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  23.09.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1470/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Ausstellung der Sammlung "Tintenfässer der Sammlung Julius Rohm" des 
Kreismuseums Zons im Couven Museum Aachen (26.09.2026 - 18.04.2027) 
 

Sachverhalt: 

Eine Auswahl von rund 70 historischen Tintenfässern und Schreibgarnituren aus der 
Sammlung Dr. Julius Rohm, die 2023 mit insgesamt 122 Objekten als Schenkung in den 
Bestand des Kreismuseums Zons überging, wird nun im Couven Museum Aachen präsentiert. 
 
Die Ausstellung „Tinte trifft Tusche. Tintenfässer und Tuschezeichnungen“ im Couven 
Museum bringt kunstvoll gestaltete Schreibgeräte des Jugendstils aus der Sammlung Dr. 
Julius Rohm mit eigens für die Ausstellung entstandenen Tuschezeichnungen des Aachener 
Künstlers Stephan Wunsch zusammen. 
 
Die Exponate geben Einblick in die faszinierende Formenvielfalt des Jugendstils um 1900. Die 
kunstvoll gestalteten Objekte zeigen, wie eng in dieser Epoche Funktion und Gestaltung 
miteinander verbunden waren. 
 
Den historischen Objekten treten die Tuschezeichnungen von Stephan Wunsch gegenüber. 
Inspiriert von den Formen und Motiven der Tintenfässer sowie von der besonderen 
Atmosphäre des Couven Museums entwickelt der Künstler detailreiche Bildwelten aus 
Menschen, Tieren und Mischwesen. Seine Arbeiten greifen Themen der Schreibgeräte auf 
und eröffnen zugleich neue symbolische Deutungen – etwa zu Zeit, Vergänglichkeit, Eleganz 
und Fantasie. 
 
Die Ausstellung lädt dazu ein, Tinte und Tusche neu zu entdecken: als Materialien, die weit 
über ihre praktische Funktion hinausgehen und zu Ausdrucksmitteln für Erinnerungen, 
Kreativität und künstlerische Geschichten werden. 
 
 
 

 

Ö  10.5Ö  10.5
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  24.09.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1555/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Erhöhung der Pauschale für Kooperationsunterrichte der Musikschule 
Rhein-Kreis Neuss 
 

Sachverhalt: 

Die Musikschule kooperiert mit 14 Kindertagesstätten, 23 Grundschulen und 6 
weiterführenden Schulen und erhebt für diese Kooperationsunterrichte pro 
Jahreswochenstunde eine jährliche Pauschale. Diese Pauschale wurde zuletzt 2014 und 2022 
erhöht. 
 
Zum Schuljahr 2027/2028 ist in Anlehnung an die Gebührenerhöhungen für den regulären 
Musikschulunterricht in den Jahren 2016, 2019, 2022 und 2025 eine Erhöhung der 
Pauschalen für die Kooperationsunterrichte der Musikschule Rhein-Kreis Neuss vorgesehen. 
 
Ziel ist es, bei der Festsetzung der Pauschalen die Kosten der Musikschule in einem 
ausgewogenen Verhältnis zwischen Gebühreneinnahmen, Einnahmen aus den Kooperationen 
und einer Umlage der Mehrbelastung auf die beteiligten Kommunen unter Berücksichtigung 
des Kreisanteils zu finanzieren und dabei die Pauschalen für die Kooperationsunterrichte in 
einem für alle Beteiligten vertretbaren Rahmen zu halten. 
 
Die Pauschale für die Kooperationsunterrichte im Fach „SingPause“ (2 x 20 Minuten pro 
Woche) soll von derzeit 1.650 €/JWS auf 1.800 €/JWS angehoben werden. Die Pauschale für 
die Elementare Musikpädagogik in den Kindertagesstätten, die Bläser-, Streicher-, Zupfer- 
und Trommelklassen, die Schulchöre in den Grundschulen sowie die Ensembleunterrichte in 
den weiterführenden Schulen (1 x 45 Minuten pro Woche) soll von 1.500 €/JWS auf 1.650 
€/JWS angehoben werden. Die Steigerung beträgt 9,1 % bei der SingPause und 10 % bei 
allen anderen Fächern. 
 
Mit den geplanten Änderungen können bei gleichbleibender Belegung voraussichtlich 
Mehrerträge von rund 4.250 € im Jahr 2027 und rund 17.000 € im Jahr 2028 erzielt werden. 
 

Ö  10.6Ö  10.6
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  30.09.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1489/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Archivkooperation Stadt Korschenbroich – Rhein-Kreis Neuss 
 

Sachverhalt: 

Mit Schreiben vom 25.09.2025 hat die Stadt Korschenbroich beim Rhein-Kreis Neuss 
angefragt, unter welchen Rahmenbedingungen eine Übernahme bzw. gemeinsame 
Betreuung der städtischen Archivbestände durch das Archiv des Rhein-Kreises Neuss möglich 
ist. Auf Grundlage dieser Anfrage hat sich in den vergangenen Monaten ein intensiver 
Austausch zwischen den Verwaltungen entwickelt. Über den aktuellen Sachstand und den 
Verlauf der bisherigen Gespräche wurde zuletzt in der Sitzung des Kulturausschusses am 
30.06.2026 berichtet. 
 
Auf Grundlage der zwischenzeitlich geführten Gespräche und der dabei abgestimmten 
Eckpunkte wurde der als Anlage beigefügte Entwurf einer öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung erarbeitet. Mit der Vereinbarung sollen die Modalitäten für die künftige 
Betreuung und Übernahme der Archivbestände der Stadt Korschenbroich durch das Archiv 
des Rhein-Kreises Neuss verbindlich geregelt werden. Der Entwurf orientiert sich dabei im 
Wesentlichen an den bereits bestehenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen, die der 
Rhein-Kreis Neuss mit anderen Kommunen im Kreisgebiet geschlossen hat. 
 
Der Entwurf wurde zunächst in der Sitzung des Ausschusses für Wirtschaftsförderung, 
Digitalisierung und Kultur der Stadt Korschenbroich am 22.09.2026 beraten. Dieser hat dem 
Rat der Stadt einstimmig empfohlen, die als Anlage beigefügte öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung vorbehaltlich der Zustimmung des Kreistages und der Bezirksregierung 
Düsseldorf zu beschließen.  
 
Die abschließende Entscheidung über den Abschluss der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
durch die Stadt Korschenbroich ist für die Sitzung des Rates am 15.10.2026 vorgesehen. 
 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 30.09.2026 vorbehaltlich der abschließenden 
Entscheidung durch die Stadt Korschenbroich den Abschluss der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung beschlossen.  
 
 

Ö  10.7Ö  10.7
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Anlage: 

Entwurf der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung der Stadt Korschenbroich mit dem Rhein-
Kreis Neuss über die Betreuung des Archivguts der Stadt durch den Kreis 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung der Stadt Korschenbroich mit dem Rhein-Kreis 
Neuss über die Betreuung des Archivguts der Stadt durch den Kreis 
 
Der Rhein-Kreis Neuss vertreten durch die Landrätin (im folgenden „Kreis“) und die Stadt 
Korschenbroich vertreten durch den Bürgermeister (im folgenden „Stadt“) schließen gem. §§ 
23 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) — SGV NRW 202 — in 
Verbindung mit § 10 des Gesetzes über die Sicherung und Nutzung öffentlichen Archivgutes 
im Lande Nordrhein-Westfalen (ArchivG NRW) — SGV NRW 221 folgende öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung: 
 
 

§ 1 
Vertragsgegenstand 

 
Der Kreis übernimmt die gesetzlichen Pflichtaufgaben der Stadt nach dem ArchivG NRW sowie 
nach §§ 63 und 64 des KulturGB NRW in seine Zuständigkeit. 
 
Das Archivgut der Stadt wird im „Archiv im Rhein-Kreis Neuss" in Dormagen-Zons 
(Schloßstraße 1 und 39) verwahrt. Der Kreis stellt der Stadt die Räume unentgeltlich zur 
Verfügung und trägt alle Betriebs- und Nebenkosten sowie die Kosten für notwendige 
Instandsetzungen und Renovierungen. Dies gilt auch für die technischen Einrichtungen und 
Geräte, die zur ordnungsgemäßen und dauerhaften Verwahrung und Erhaltung des Archivguts 
erforderlich sind, wie beispielsweise zum Brand- und Einbruchschutz, zur Regulierung der 
Temperatur und der Luftfeuchtigkeit in den Archivräumen usw. 
 
Die Führung und Unterhaltung der Altregistraturen bzw. des Zwischenarchivs verbleibt in der 
alleinigen Verantwortung der Stadt. Der Kreis berät hierzu die Stadt und wählt archivwürdige 
Materialien aus. Die Stadt stellt sicher, dass dem Kreis regelmäßig archivreife Unterlagen aus 
den Altregistraturen bzw. dem Zwischenarchiv zur Bewertung angeboten werden. Die mit der 
Pflege der Altregistraturen bzw. des Zwischenarchivs betraute Fachkraft der Stadt unterstützt 
in diesem Zusammenhang den Kreis im Umfang von bis zu 25 Prozent ihrer wöchentlichen 
Arbeitszeit. 
 

§ 2 
Archivgut 

 
Die Stadt übergibt dem Kreis ihr Archivgut entsprechend den vorhandenen 
Bestandsverzeichnissen, bleibt aber Eigentümerin des eingebrachten Archivgutes. 
 
Sammlungen, die sowohl der Kreis als auch die Stadt laufend vervollständigen, werden nach 
vorheriger Abstimmung nur noch einfach weitergeführt. Im Falle der Auflösung des 
gemeinsamen Archivs verbleiben eventuell zusammengelegte Bestände beim Kreis. Sie können 
in diesem Fall von der Stadt unter Beachtung der Voraussetzungen des jeweils gültigen 
Archivgesetzes mit genutzt werden. 
 
Sammlungen, die lediglich die Stadt, nicht aber der Kreis laufend vervollständigt, werden durch 
den Kreis fortgeführt. 
 
Bei einer Beendigung der Kooperation werden die überführten Archivalien unentgeltlich an die 
Stadt zurückgegeben. 
 
 

 

Ö  10.7Ö  10.7
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§ 3 
Durchführung 

 
Die Schwerpunktthemen des Stadtarchivs werden fort- und ggf. durch aktive Dokumentation 
weitergeführt. 
 
Die archivpädagogische Betreuung von Schulklassen wird sichergestellt. 
 
Zur Fortführung der Stadtgeschichte finden Absprachen zwischen dem Leiter des Archivs im 
Rhein-Kreis Neuss und dem Hauptamtsleiter und / oder dem Kulturamtsleiter der Stadt statt. 
 
 

§ 4 
Personal und Personaleinsatz 

 
Der Kreis übernimmt eine mit den Aufgaben des Archivs betraute Fachkraft der Entgeltgruppe 
9b TVöD in den Dienst des Kreises. Der Personaleinsatz wird von der Leitung des Archivs 
bestimmt. 
 
Im Falle der Beendigung der Betreuung des Archivguts der Stadt durch den Kreis übernimmt 
die Stadt diejenige Fachkraft, die bei Vertragsbeginn an den Kreis übergeleitet worden ist, 
zurück. Ist der bzw. die Beschäftigte zu diesem Zeitpunkt nicht mehr im Dienst des Kreises, 
übernimmt die Stadt eine bzw. einen entsprechend gleichwertig qualifizierten Beschäftigten 
mit vergleichbarer Entgelt- bzw. Besoldungsgruppe. 
 
Der Kreis verpflichtet sich, auf Wunsch der Stadt ihren Bürgerinnen und Bürgern an bis zu 12 
Präsenztagen im Jahr eine Vorortbenutzung des städtischen Archivguts in den Räumlichkeiten 
der Stadt anzubieten. 
 
 

§ 5 
Kostenerstattung 

 
Die Stadt erstattet dem Kreis pauschal Personalkosten im Umfang von 1,0 Vollzeitstellen der 
Entgeltgruppe 9b TVÖD-VKA. Die Erstattung richtet sich nach dem jeweils aktuellen Bericht 
der KGSt „Kosten eines Arbeitsplatzes, Bereich 7", Personalkosten für den Verwaltungsdienst. 
 
Nach Fortschreibung der Kosten eines Arbeitsplatzes durch die KGSt wird eine Anpassung des 
Jahreswertes vorgenommen. Die angepasste Kostenerstattung ist vom 01.01. des Jahres an 
zu zahlen, das auf die Bekanntgabe des aktualisierten Berichtes der KGSt folgt. Die 
Kostenerstattung erfolgt zum 01.11. eines Jahres. 
 
Darüber hinaus stellt die Stadt eine Sachkostenpauschale i. H. v. 4.500,- € für Verpackung, 
Restaurierung, Bestandsergänzung, Digitale Archivierung, Entsäuerung sowie Hard- und 
Software zur Verfügung. Die Zahlung der Sachkostenpauschale wird jeweils zum 01.02. eines 
Jahres fällig. Der Betrag erhöht sich jährlich um den vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlichten Preissteigerungsindex für die allgemeinen Lebenshaltungskosten. 
 
Die Kosten für Sammlungen, die ausschließlich für die Stadt vervollständigt werden, trägt die 
Stadt. Sie wird dem Kreis die entstehenden Aufwendungen hierfür nach Rechnungslegung 
erstatten. 
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Sollte der Rhein-Kreis Neuss künftig zur Umsatzsteuer herangezogen werden, wird diese der 
Stadt zusätzlich in Rechnung gestellt. Dies gilt auch für eine evtl. rückwirkende Heranziehung 
durch die Finanzverwaltung im Rahmen einer Betriebsprüfung. 
 
Kosten, die durch die Umsetzung der in den Gesprächen festgelegten Schwerpunktarbeit 
entstehen, sind gesondert zu ermitteln und bedürfen einer gesonderten Vereinbarung. 
 
 

§ 6 
Sammlungsgut 

 
Werden der Stadt Sammlungen angeboten, entscheidet die Stadt über den Umfang des 
Ankaufs und stellt entsprechende finanzielle Mittel zusätzlich zur Verfügung. Im Rahmen dieser 
Finanzmittel trifft der Archivar die Auswahl aus der Sammlung. Werden dem Kreis Sammlungen 
angeboten, die zur Fortführung der Bestände der Stadt von Interesse sind, berät der Archivar 
die Stadt und erwirbt ggf. die Sammlung oder Teile davon im Rahmen der von der Stadt zur 
Verfügung gestellten Finanzmittel. 
 
 

§ 7 
Salvatorische Klausel 

 
Sollte eine Bestimmung dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung unwirksam sein oder 
werden, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der übrigen in dieser Vereinbarung enthaltenen 
Regelungen. Sofern die unwirksame Bestimmung nicht ersatzlos fortfallen kann, ist sie durch 
eine solche zu ersetzen, die dem beabsichtigten Sinn und Zweck am nächsten kommt. Gleiches 
gilt, soweit die Vereinbarung lückenhaft sein sollte. 
 
 

§ 8 
Inkrafttreten/Laufzeit/Kündigung 

 
Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt nach Genehmigung durch die Bezirksregierung 
am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Düsseldorf, 
jedoch frühestens am 01.11.2026, in Kraft. 
 
Die Vereinbarung wird zunächst bis zum 31.12.2029 geschlossen. Die Laufzeit der 
Vereinbarung verlängert sich jeweils um ein Jahr, wenn sie nicht 12 Monate vor Ablauf 
schriftlich gekündigt wird. 
 
 
Neuss, den        Korschenbroich, den 
 
Rhein-Kreis Neuss      Stadt Korschenbroich 
 
 
 
 
 
 
Reinhold   Johnen     Venten  
(Landrätin)  (Kulturdezernent)   (Bürgermeister) 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  23.09.2026 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1481/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Rheinisches Landestheater Neuss, hier: Abschlussbericht der Metrum 
Management GmbH "Zukunftsperspektiven für die Landestheater und -
orchester in Nordrhein-Westfalen" 
 

Sachverhalt: 

Am 10.09.2026 wurde im Ausschuss für Kultur und Medien das vom Ministerium für Kultur und 
Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen in Auftrag gegebene Gutachten zu den 
Zukunftsperspektiven der Landestheater und -orchester vorgestellt. Das Gutachten der 
METRUM Managementberatung GmbH vom 02.09.2026 liegt den betroffenen Institutionen vor 
und ist als Anlage beigefügt. 
 
Das Gutachten bestätigt zunächst die besondere Bedeutung der Landestheater für die 
kulturelle Versorgung in Nordrhein-Westfalen. Alle vier Landestheater leisten einen 
wesentlichen Beitrag zur Versorgung von Städten und Gemeinden ohne eigenes 
Theaterensemble. Gleichzeitig stellt METRUM fest, dass die Einrichtungen in den vergangenen 
Jahren insbesondere infolge tarifbedingter Personalkostensteigerungen unter zunehmenden 
finanziellen Druck geraten sind. Bei Fortführung der bestehenden Strukturen geht das 
Gutachten von einem steigenden Finanzierungsbedarf und der Notwendigkeit dynamisierter 
öffentlicher Zuschüsse aus.Der Kulturausschuss wird über die weitere Entwicklung informiert.  
 
Das Ministerium beabsichtigt, auf Grundlage des Gutachtens künftig stärker mit den 
Landestheatern in einen Steuerungs- und Entwicklungsdialog einzutreten. Dabei sollen unter 
anderem der Auftrag der Häuser in der Fläche, geeignete Kennzahlen, Fragen der Governance 
sowie wirtschaftliche und strukturelle Entwicklungsmöglichkeiten betrachtet werden. Am 
06.10.2026 fand hierzu ein erstes Auftaktgespräch zwischen dem Ministerium, dem 
Trägervereinsvorstand und der Theaterleitung des Rheinischen Landestheaters statt. 
 
Für den weiteren Prozess ist derzeit folgender zeitlicher Rahmen vorgesehen: Bis zum 
Jahresende 2026 bereitet das Ministerium verschiedene thematische Workshops vor. Diese 
sollen ab Januar 2027 beginnen und bis in das späte Frühjahr 2027 durchgeführt werden. 
Daran soll sich eine Übergangsphase bis zum Ende der Spielzeit 2027/28 anschließen, in der 
die Ergebnisse des Prozesses schrittweise auch in die künftige Spielplan- und Betriebsplanung 

Ö  10.8Ö  10.8
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einfließen können. Parallel hierzu sind die kurz- und mittelfristigen Finanzierungsfragen 
zwischen den Beteiligten zu klären. 
 
Für das Rheinische Landestheater weist das Gutachten auf eine besondere Ausgangslage hin: 
Das Haus erfüllt einerseits eine ausgeprägte Funktion am Stammsitz Neuss und wird hierfür in 
erheblichem Umfang durch die Stadt Neuss mitfinanziert; zugleich nimmt es als Landestheater 
Aufgaben in der Fläche wahr. METRUM stellt vor diesem Hintergrund als eine von mehreren 
denkbaren Strukturvarianten auch die Frage, ob das RLT künftig vollständig auf seine Funktion 
am Standort Neuss konzentriert werden könnte. Das Gutachten versteht diese Variante 
ausdrücklich nicht als Empfehlung, sondern als mögliches Szenario für die weitere Diskussion. 
 
Der Vorstand des Trägervereins hat bereits deutlich gemacht, dass eine Beschränkung des 
Rheinischen Landestheaters auf eine reine Funktion am Standort Neuss aus seiner Sicht kein 
anzustrebendes Zielbild darstellt. Vielmehr zeigt gerade die von METRUM festgestellte 
unterschiedliche kulturelle Versorgung in Nordrhein-Westfalen, dass die Landestheater auch 
künftig eine wichtige Aufgabe in der Fläche erfüllen. Das Gutachten benennt mehrere bislang 
unterversorgte Kreise und schlägt eine stärkere Präsenz der Landestheater in diesen Regionen 
vor. Vor diesem Hintergrund wird der Trägerverein im weiteren Prozess für eine zukunftsfähige 
Weiterentwicklung des Rheinischen als Landestheater mit Stammhaus in Neuss und stärkerer 
Wirkung in der Fläche eintreten. 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kulturausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
 
Anlage: 

Abschlussbericht der METRUM Managementberatung GmbH zu den Zukunftsperspektiven für 
die Landestheater und -orchester in NRW 
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A) Management Summary 
	
Das Ziel des Projekts war es, Zukunftsperspektiven aufzuzeigen, wie die wich-
tige Arbeit der Landestheater und Landesorchester in Nordrhein-Westfalen 
gesichert und für die nächsten Jahre nachhaltig aufgestellt werden kann. Da-
bei standen zwei Aspekte im Vordergrund: erstens die transparente Klärung 
des Auftrags der Landestheater und Landesorchester und die Überprü-
fung der Zielerreichung anhand konkreter Messgrößen und zweitens qua-
litative Szenarien zu den zukünftigen Förderbedarfen.  
Detaillierte Organisationsuntersuchungen oder Optimierungen aller Details 
der Wirtschaftlichkeit der einzelnen Institutionen waren nicht Auftragsgegen-
stand. Die weitere Existenz aller sieben Landestheater und Landesorchester 
war eine Rahmenbedingung des Gutachtens.  
 
METRUM hat das Projekt im Auftrag des Ministeriums für Kultur und Wissen-
schaft des Landes NRW durchgeführt. Eine umfangreiche Datenanalyse, 
ca. 50 Hintergrundgespräche, Workshops vor Ort bei allen sieben Insti-
tutionen, Feedbackschleifen mit den Institutionen und die Begleitung 
durch eine Lenkungsgruppe mit Vertreter:innen des Auftraggebers waren 
die wichtigsten methodischen Elemente. 
 
Die IST-Analyse zeichnet das Bild eines Gesamtsystems, das im Bereich der 
Landestheater im innerdeutschen Vergleich nicht ungewöhnlich ist und mit ei-
ner ausgebauten, expliziten Landesorchesterstruktur eine Sonderrolle ein-
nimmt.  
Das System insgesamt und alle Landestheater und Landesorchester ein-
zeln leisten einen Beitrag zur Versorgung von Orten ohne eigene Theater 
und Orchester in NRW, der sie eindeutig von rein kommunalen Instituti-
onen unterscheidet. Die Höhe dieses Beitrags ist aber unterschiedlich 
ausgeprägt. Fast alle Landesteile werden durch diese Struktur erreicht.  
Das Land NRW ist der größte Fördergeber dieser Struktur, knapp vor der 
Summe aller Trägerkommunen – seit einigen Jahren steht die Struktur unter 
erheblichem Finanzierungsdruck, der wesentlich durch tarifbedingte Personal-
kostenanstiege verursacht ist. 
 
Es besteht Handlungsbedarf bei: 

• der gemeinsamen, einheitlichen Quantifizierung des im Kulturge-
setzbuch nur qualitativ formulierten Auftrags  

• der Herstellung von mittelfristiger Planungssicherheit 
• der Vereinheitlichung des Berichtswesens 
• der Governance der Einzelinstitutionen, insbesondere bei der Einbe-

ziehung des Landes 
• der Diversifizierung des Publikums 

 
Das Zukunftskonzept enthält sechs Szenario-unabhängige Empfehlun-
gen: 
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• gemeinsame Zielvereinbarungen zwischen Land, Kommunen und In-
stitutionen zur Herstellung von Planungssicherheit 

• neue, transparente und messbare Ansätze für die Erfüllung der Forde-
rung des Kulturgesetzbuchs: eine „Garantie“ der Zusammenarbeit für 
alle Landkreise in NRW, regelmäßige, partizipative Projekte, erfolgrei-
che Drittmittelakquise, Präsenz in aktuell wenig versorgten Landkrei-
sen und konkrete Zielzahlen für Präsenz in der Fläche 

• Verbesserungen der Governance durch einheitliches Berichtswesen, 
Abschaffung der Fehlbetragsfinanzierung der Landesorchester und 
Einführung von Verwaltungsräten mit Beteiligung des Landes 

• regelmäßige Besucherbefragungen und, wo nötig, Ableitung von Maß-
nahmen zur Diversifizierung des Publikums 

• finanzielle Optimierungen in Pricing und Energienutzung 
 
Ergänzend werden verschiedene strukturelle Anpassungsszenarien quali-
tativ formuliert, die die gemeinsame Diskussion über haushälterische Mög-
lichkeiten angesichts der stetigen Tarifsteigerungen strukturieren sollen: 
 

• die Umstellung des Rheinischen Landestheaters auf ein reines Stadt-
theater 

• eine Fusion der Nordwestdeutschen Philharmonie und des Orchesters 
des Landestheaters Detmold 

• die Gründung einer Dachorganisation für alle Landestheater, die Ver-
trieb, Verwaltung und Marketing bündelt 

• eine Drittmittelvorgabe als wesentlicher Teil der Finanzierung in fünf 
Jahren 

 
Alle diese strukturellen Anpassungen können in der Regel erst ab 2028 um-
gesetzt werden. Alle wären mit Personalabbau verbunden, der, wenn er sozi-
alverträglich durch Nicht-Nachbesetzungen erfolgen soll, die finanzielle 
Wirkung der strukturellen Anpassungen zeitlich deutlich verzögern würde.  
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B) Projektziel 
	
Das übergeordnete Ziel des Projekts ist es, die wichtige Arbeit der Landes-
theater und Landesorchester in NRW (im Folgenden kurz: LTLO) zu sichern 
und die Grundlage für eine positive Entwicklung in den nächsten Jahren zu 
schaffen. Dabei geht es auch um die Frage, welche strukturellen Veränderun-
gen vor dem Hintergrund der knappen öffentlichen Haushalte denkbar sind.  
Konkret steht die Beantwortung von zwei Fragen im Zentrum:  
 

1. Wie kann eine transparente und nachvollziehbare Zielstellung und 
Überprüfung der Zielerreichung erfolgen? Welche Indikatoren und 
Kennzahlen sind für welche Institutionen geeignet? Diese Fragen wer-
den durch konkrete Empfehlungen beantwortet, die es ermöglichen 
sollen, die Verwaltung der Förderung sinnvoll anzupassen und die 
Kommunikation zwischen den Institutionen und den Fördergebenden 
zu optimieren. 

2. Welche qualitativen Szenarien für den zukünftigen Ressourcenbe-
darf des Systems sind denkbar? Welche strukturellen Änderungen 
wären geeignet, mittelfristig dem durch die Tarifaufwüchse entstehen-
den, stetig steigenden Finanzbedarf entgegenzuwirken, und mit wel-
chen Konsequenzen wären diese Änderungen für welche Institutionen 
verbunden? Die Antwort auf diese Frage erfolgt nicht in Gestalt von 
Empfehlungen, sondern als Aufzeigen des Raums der naheliegen-
den Möglichkeiten. So soll die Grundlage für eine gemeinsame Dis-
kussion über die Zukunft geschaffen werden.  
 

Zur Erreichung dieses Ziels und zur Beantwortung der Fragen hat METRUM 
zunächst eine IST-Analyse durchgeführt, um die Ausgangssituation und die 
verschiedenen relevanten Kennzahlen zu erfassen und übersichtlich darzu-
stellen. Darauf aufbauend hat METRUM ein Zukunftskonzept erstellt, das aus 
verschiedenen Szenario-unabhängigen Empfehlungen und aus Struktur-Sze-
narien besteht.  
 
METRUM war nicht beauftragt, Empfehlungen für die konkreten Förderhöhen 
einzelner Institutionen in 2026 oder den Folgejahre auszusprechen oder an 
konkreten aktuell laufenden Verhandlungen zu Förderhöhen mitzuwirken.  
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C) Methodik 
	
Auftraggeberin des Projekts war das Ministerium für Kultur und Wissenschaft 
Nordrhein-Westfalen (kurz: MKW). Das Projekt wurde auftraggeberseitig be-
gleitet durch eine Lenkungsgruppe, die aus Vertreter:innen des MKW zusam-
mengestellt war. Der Kick-off mit der Lenkungsgruppe erfolgte am 29.08.2025. 
Die wichtigsten Quellen für METRUM waren umfangreiche Datenlieferungen 
durch das MKW und alle beteiligten Institutionen aus der Gruppe der LTLO, 
Hintergrundgespräche und sieben Workshops: 
 
METRUM hat ca. 50 Hintergrundgespräche geführt. Als Gesprächspartner 
waren sowohl die LTLO zahlreich vertreten wie auch deren Träger, das MKW, 
die Bezirksregierungen, die Gastspielhäuser, Interessensvertretungen aus 
den Bereichen Theater und Orchester sowie nationale und internationale Ex-
pert:innen von außerhalb NRWs. Die Gespräche fanden jeweils in einem ver-
traulichen Rahmen statt und dauerten mindestens 60 Minuten. Eine Liste der 
Teilnehmenden ist in Anhang 1 zu finden. 

 
Auf Basis der vorangegangenen Analysen hat METRUM der Lenkungs-
gruppe Ende Oktober 2025 erste Analysen vorgestellt und gemeinsam mit 
ihr das weitere Vorgehen geplant. 
 
In Februar und März 2026 fanden sieben Zukunftsworkshops vor Ort bei den 
Institutionen mit deren Leitungsebenen und deren Trägervertreter:innen statt. 
Ziel der Workshops war es, in einem offenen, vertraulichen Austausch ausge-
hend von den von METRUM vorbereiteten Diskussionspunkten zum Thema 
Zukunft die Einschätzungen und Perspektiven der Akteur:innen vor Ort zu ver-
stehen. Eine Liste der an den Workshops Teilnehmenden ist ebenfalls in An-
hang 1 zu finden. Die Ergebnisse der Einzelanalysen und der Workshops 
wurden in Zwischenstadien mit den Institutionen abgestimmt und es gab an 
mehreren Stellen die Möglichkeit, dass die Institutionen Feedback an MET-
RUM geben. Der finale Bericht wurde nicht mit allen Institutionen abgestimmt. 
 
Die zentralen Ergebnisse des Prozesses sind in diesem Abschlussbericht 
zusammengefasst.  
 
Zur einfacheren Bezeichnung der einzelnen Institutionen verwenden wir die 
folgenden Abkürzungen: 
 
BBD = Burghofbühne Dinslaken Landestheater im Kreis Wesel e. V.  
LTD = Landestheater Detmold GmbH 
NPW = Neue Philharmonie Westfalen e. V. 
NWD = Nordwestdeutsche Philharmonie e. V. 
PSW = Philharmonie Südwestfalen e. V.  
RLT = Rheinisches Landestheater Neuss e. V. 
WLT = Westfälisches Landestheater Castrop-Rauxel e. V.  
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D) IST-Analyse 
 
D.1) Rahmenbedingungen der IST-Analyse 
 
IST-Rahmenbedingung 1: METRUM hat keine Organisationsuntersuchung 
aller sieben betroffenen Institutionen durchgeführt und daher keine Analysen 
der Aufbau- und Ablauforganisation – z. B. durch Detailbetrachtung einzelner 
Arbeitsprozesse oder Stellenpläne – durchgeführt. 
 
IST-Rahmenbedingung 2: METRUM hat bei der Darstellung der Finanzdaten 
im Sinne der besseren Vergleichbarkeit teilweise Posten zusammengefasst 
und/oder umbenannt. Die detaillierte Darstellung der Finanzdaten in Anhang 
2 weist die Fälle komplett transparent aus, sodass die Zahlen von METRUM 
möglichst einfach anhand der originalen Zahlen rekonstruiert werden können. 
 
IST-Rahmenbedingung 3: Wichtiger Ausgangspunkt für das Gutachten ist 
das Kulturgesetzbuch Nordrhein-Westfalen, insbesondere § 34: „(1) Das Land 
gewährleistet durch Landestheater und Landesorchester einen angemesse-
nen Zugang zu den darstellenden und musikalischen Künsten in allen Teilen 
des Landes. (2) Es kann diese Aufgabe in Zusammenarbeit mit Gemeinden 
und Gemeindeverbänden sowie deren Zusammenschlüssen erfüllen.“ 
 
 
D.2) IST-Analysen auf der Gesamtebene 
 
Analyse 1: Kein Sonderstatus der Landestheaterstruktur in NRW, aber 
Sonderstatus der Landesorchesterstruktur in NRW 
Der Begriff „Landestheater“ ist in Deutschland üblich und wird in der Regel als 
„Gewährleister von Kulturversorgung in der Fläche“ verstanden. Der Begriff 
„Landesorchester“ ist sehr unüblich und wird außerhalb von NRW quasi nicht 
verwendet. Er kommt auch in den Namen der Landesorchester in NRW nicht 
auf der ersten Ebene vor, sondern nur als „Untertitel“. 
Im Land NRW gibt es vier Landestheater. In Deutschland insgesamt gibt es je 
nach Zählweise 20–25 vergleichbare Landestheater bzw. Landesbühnen, also 
verfügt NRW über ca. 16–20 % der bundesweit existierenden Landestheater. 
Im Vergleich mit der Tatsache, dass NRW ca. 22 % der Einwohnenden 
Deutschlands hat, erscheint hier kein offensichtlicher Sonderstatus. Auch die 
Zahl der Theater insgesamt (Landestheater und kommunale Theater) pro Ein-
wohner und die Zahl der Theaterbesuche insgesamt pro Einwohner ist in NRW 
im Vergleich zu anderen Bundesländern nicht besonders hoch oder beson-
ders niedrig.1 Besonders ist NRW hingegen durch seine Bevölkerungsdichte, 
die (nach den Stadtstaaten) die höchste unter den deutschen Bundesländern 
ist und die in den Städten im Ruhrgebiet ein dichtes Netz an Theatern erzeugt. 

	
1 Quelle: Analyse der Theaterstatistik 23/24 und https://www.destatis.de/DE/Themen/Laender-
Regionen/Regionales/Gemeindeverzeichnis/Administrativ/02-bundeslaender.html  
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Die Struktur, dass es Landesorchester gibt, ist in Deutschland nicht weit ver-
breitet; es gibt, wenn überhaupt, nur einige wenige, grob vergleichbare Insti-
tutionen (z. B. die Württembergische Sinfonie Reutlingen oder die 
Bodenseephilharmonie), sodass hier im Bundesvergleich ein gewisser Son-
derstatus der Struktur in NRW besteht, was jeweils in der besonderen Historie 
der drei Landesorchester begründet ist. 
 
Analyse 2: Die Arbeitsweisen der Landestheater und der Landesorches-
ter in NRW sind wesentlich unterschiedlich 
Die Finanzierung der vier LT, neben der durch das Land und teilweise den 
LWL, wird immer aus einer lokal begrenzten Region geleistet, aber die LT sind 
alle auch über diese Region hinaus im Rahmen ihrer Reisetätigkeit prinzipiell 
in ganz NRW aktiv, ohne eine feste Zuordnung, welcher Landesteil von wel-
chem LT bespielt wird. 
Die Finanzierung der drei LO, neben der durch das Land und den LWL, wird 
im Falle von NPW und NWD durch mehrere Kommunen und Kreise geleistet, 
und im Fall der PSW primär durch den Kreis Siegen-Wittgenstein. Die Aktivi-
tätsgebiete der LO überschneiden sich kaum, sondern strahlen von ihrem je-
weiligen Sitzort aus, da weite Reisen mit einem ganzen Orchester deutlich 
unwirtschaftlicher sind als mit einer Theaterproduktion. Stattdessen haben 
viele der LO feste Partnerschaften und teilweise Abo-Reihen an Orten in ihrem 
Trägergebiet. 
 
Analyse 3: Bestehender Versorgungsbeitrag durch die LTLO-Struktur, 
aber deutliche Unterschiede in der Ausprägung 
Alle Landestheater und Landesorchester in NRW spielen eine wichtige Rolle 
in der Versorgung des Landes mit Kulturangeboten, auch außerhalb ihrer Hei-
matorte.  
Alle Landestheater unterscheiden sich durch diese Reisetätigkeit deutlich von 
den kommunalen Theatern in NRW. 
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Abbildung	1:	Vergleich	der	Gastspieltätigkeit	der	verschiedenen	Theater	in	NRW	auf	Basis	der	Thea-
terstatistik	23/24.	Für	die	vier	blau	markierten	LT	wurden	die	aktuelleren	Zahlen	aus	der	Einzelana-
lyse	unten	verwendet,	die	aber	nur	geringfügig	von	denen	aus	der	Theaterstatistik	23/24	abweichen.	
Zu	beachten	ist,	dass	hier	alle	Gastspiele	dargestellt	sind,	sowohl	solche	innerhalb	von	NRW	als	auch	
solche	außerhalb	–	in	den	Analysen	unten	ist	das	für	die	LT	differenziert.	Das	Grenzlandtheater	Aachen	
ist	das	einzige	Haus	neben	den	LT,	das	eine	 substanzielle	Gastspielquote	ausweist;	es	 ist	aber	ver-
gleichsweise	klein	und	erhält	ca.	ein	Drittel	seiner	Mittel	vom	Land	NRW.			

Der Grad, zu dem die verschiedenen LTLO zu dieser Versorgung beitragen, 
ist unterschiedlich, wie weiter unten in den Einzelanalysen dargestellt wird. 
Der entscheidende zweite Teil der Versorgungs-Infrastruktur sind die Gast-
spielhäuser, die die Landestheater und Landesorchester einkaufen und deren 
Spielstätten genutzt werden.  
Nachfolgend werden auf Ebene der einzelnen Landkreise und kreisfreien 
Städte in NRW die von allen Landestheatern und Landesorchestern gemein-
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sam realisierte Anzahl an Veranstaltungen (Abb. 2) und das gesamte Ticket-
angebot (Abb. 3) dargestellt.2, 3 Mit Veranstaltungen sind dabei sowohl Kon-
zerte und Theateraufführungen als auch weitere musik-/theaterpädagogische 
Angebote gemeint. Es wird deutlich, dass so gut wie jeder Landkreis bzw. jede 
kreisfreie Stadt von der Struktur erreicht wird, wenn auch nicht in gleichem 
Maße. 

	
2 Grundlage für diese Berechnung sind die Statistiken, welche METRUM von den sieben Insti-
tutionen zur Verfügung gestellt wurden. Alle Institutionen erfassen die Anzahl der Veranstaltun-
gen, wobei diese von METRUM um begleitende Formate wie Einführungen, Probenbesuche, 
Nachbesprechungen etc. sowie andere Sonderveranstaltungen mit meist sehr niedrigen Publi-
kumszahlen bereinigt wurde. METRUM hat sich entschieden, hier das Ticketangebot darzustel-
len, da nur drei der sieben Institutionen für alle Angebote inkl. Gastspiele Besuchszahlen an 
METRUM gegeben haben. Die Größe der Angebote wurde für die anderen vier über die Größe 
der Spielstätten geschätzt. Für die Institutionen, bei denen die Besuchszahlen bekannt waren, 
wurde die Angebotsmenge auf Grundlage der erhobenen Besuchszahlen sowie der sparten-
spezifischen, durchschnittlichen Auslastungszahlen gemäß Theaterstatistik 23/24 sowie der ei-
genen Auslastungszahlen (sofern bekannt) hochgerechnet.  
3  Auch wenn die anteilige Verteilung der Veranstaltungen auf die Landkreise bzw. kreisfreien 
Städte in etwa der anteiligen Verteilung des Ticketangebots entspricht, ist die Unterscheidung 
dieser beiden Zahlen gerade bei der Detailbetrachtung sinnvoll. Zum Ersten unterscheidet die 
Anzahl der Veranstaltung nicht zwischen eher kleinen Formaten und sehr großen Formaten (z. 
B. Konzerte oder Theateraufführungen in großen Stadthallen) und vergleicht damit teils sehr 
verschiedene Formate miteinander. Zweitens fungieren die beiden Kennzahlen als Indikatoren 
für unterschiedliche Ziele: Während sich die Veranstaltungszahl eignet, um Aussagen über die 
Präsenz einer Institution in einem Landkreis/einer kreisfreien Stadt zu machen, eignet sich das 
Ticketangebot als Indikator für die potenzielle Reichweite bzw. die rein quantitative Versorgung 
eines Landkreises/einer kreisfreien Stadt mit Theater-/Konzerttickets.   
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Abbildung	 2:	 Anzahl	 der	 Veranstaltungen	 aller	 Landestheater	 und	 Landesorchester,	 aggregiert	 je	
Landkreis/kreisfreie	Stadt.	Geringfügige	Abweichungen	dieser	und	der	folgenden	geografischen	Dar-
stellungen	zu	Tabellen	1	und	2	sind	durch	einzelne	sonstige	Veranstaltungen	begründet,	aber	fallen	
nichts	ins	Gewicht. 

	
Abbildung	3:	Anzahl	der	angebotenen	Tickets	aller	Landestheater	und	Landesorchester,	aggregiert	je	
Landkreis/kreisfreie	Stadt 
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Analyse 4: Die Kulturversorgungslage insgesamt ist in NRW ungleich, 
wie in jedem Bundesland auch. Ein „angemessener“ Zugang ist nicht 
quantifiziert 
In Summe mit den Angeboten kommunaler Theater und Orchester zeigt sich 
insgesamt, dass die Angebotsdichte in den Sparten Schauspiel und Orchester 
in NRW ungleich verteilt und dabei im Ruhrgebiet am höchsten ist. 
 
 

 
Abbildung	4:	Ticketangebot	pro	Einwohner	in	den	Sparten	Schauspiel	(ohne	KJT)	und	Orchester	in	
NRW,	auf	Basis	einer	METRUM-Erhebung	mit	Daten	aus	22/23.	Berücksichtigt	sind	nur	öffentliche	
Angebote	von	öffentlich	geförderten	Institutionen.	In	diesen	Zahlen	sind	bereits	„Abstrahleffekte“	be-
rücksichtigt,	bei	denen	Angebote	aus	benachbarten	Landkreisen	(um	einen	Faktor	in	Abhängigkeit	
von	der	Fahrzeit	reduziert)	auch	zur	Versorgung	eines	Landkreises	verwendet	werden. 

Große regionale Unterschiede im Ticketangebot pro Einwohner sind organi-
satorisch und historisch bedingt: Je weiter ein Ort von einem der Heimatorte 
entfernt ist, desto höher ist der Reiseaufwand für die Institutionen. Eine gleich-
mäßige Verteilung der Veranstaltungen wäre insofern unwirtschaftlich, als auf 
Grund der erhöhten Reisezeit nur noch ein Bruchteil der gesamten Veranstal-
tungen angeboten werden könnte – weil die Institutionen den Großteil ihrer 
Zeit mit Reisen verbrächten. Da historisch die großen Städte mit Kulturbetrie-
ben ausgestattet sind, ballen sich die Tickets pro Einwohner notwendiger-
weise dort. 
In einer Kulturversorgungsstudie konnte METRUM 2020 für die Zeit vor 
Corona zeigen, dass solche großen regionalen Unterschiede in allen deut-
schen Bundesländern bestehen: Die Ticketangebote in den Bereichen Thea-
ter und Orchester pro Einwohner schwanken in allen Bundesländern je nach 
Landkreis enorm zwischen den am meisten und den am wenigsten versorgten 
Landkreisen.  
 

Nicht-finaler Entwurf, nur zur internen Verwendung, 
Ergänzungen und Anpassungen werden noch erfolgen.

/

Update Kulturversorgungsstudie für NRW – Bereich Schauspiel

28.10.25 52

Schauspiel Orchester
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Abbildung	5:	Zum	Vergleich	–	auch	für	z.	B.	Baden-Württemberg	hat	eine	METRUM-Studie	zur	Kul-
turversorgung	aus	2018	gezeigt,	 dass	die	Ticketangebote	pro	Einwohner	 je	nach	Landkreis/kreis-
freier	Stadt	sehr	stark	schwanken	(eine	dunkelgrüne	Region	hat	ein	großes	Vielfaches	mehr	an	Tickets	
pro	Einwohner	als	eine	dunkelrote	Region).	In	diesen	Zahlen	sind	bereits	„Abstrahleffekte“	berücksich-
tigt,	bei	denen	Angebote	aus	benachbarten	Landkreisen	(um	einen	Faktor	in	Abhängigkeit	von	der	
Fahrzeit	reduziert)	auch	zur	Versorgung	eines	Landkreises	verwendet	werden.	Die	Spanne	ist	in	allen	
anderen	Bundesländern	ähnlich. 

Die Aufgabe der LTLO ist vor diesem Hintergrund nicht so interpretierbar, dass 
eine gleichmäßige Versorgung herzustellen ist, sondern einen „angemesse-
nen Zugang zu den darstellenden und musikalischen Künsten in allen Teilen 
des Landes“ (vgl. Kulturgesetzbuch, § 34) zu erreichen. Das deckt sich auch 
mit der Beschreibung in den Zielvereinbarungen der Landestheater (Laufzeit 
bis Ende 2024), in denen formuliert ist, dass die Aufgabe der Landestheater 
darin besteht, „eine kulturelle Grundversorgung in den Landkreisen, den länd-
lichen und mittleren Gemeinden sowie den Ballungsrandzonen zu leisten“. 
Eine allgemein anerkannte Quantifizierung der Begriffe „angemessener Zu-
gang“ und „kulturelle Grundversorgung“ existiert nicht, aber sie kann nicht im 
Sinne der Angleichung aller Tickets pro Einwohner verstanden werden, da 
dies nicht umzusetzen wäre und auch in ganz Deutschland nicht umgesetzt 
wird. 
 
Analyse 5: Gastspielhäuser als notwendiger Gegenpart für die LTLO 
Die Voraussetzung einer Veranstaltung ist ein Gastspielhaus vor Ort, das ein 
Landestheater oder Landesorchester einkauft, bzw. eine Institution vor Ort mit 
einem Saal, die als Partner agiert. Das Angebot der LTLO in der Fläche hängt 
damit auch von der Nachfrage der Gastspielorte und deren Kulturprogrammen 
ab. Eine Analyse der Gastspielorte durch das Büro der Landestheater vom 
19.02.2026 zeigt, dass die wesentlichen Gründe dafür, warum eine Kommune 
keine Veranstaltung der Landestheater zeigt, sind:  
 

Nicht-finaler Entwurf, nur zur internen Verwendung, 
Ergänzungen und Anpassungen werden noch erfolgen.

/

Die Quelle für die Aussagen zu Versorgungslücken in Baden-Württemberg ist eine 
METRUM-Studie aus 2018

Überblick

Kulturversorgung mit Schauspiel und Orchesterkonzerten in Baden-Württemberg – Stand 2018

Grün symbolisiert überdurchschnittliche, grau durchschnittliche, rot unterdurchschnittliche Versorgung. 28.10.25 21

Schauspiel Orchester
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1. die Abwesenheit eines eigenen Kulturprogramms vor Ort 
2. die Abwesenheit einer geeigneten Spielstätte 
3. finanzielle Einschränkungen vor Ort (es ist naheliegend, dass der 

zweite und/oder der dritte Grund oft den ersten bedingen) 
 

In vielen Hintergrundgesprächen wurde die Situation der Gastspielhäuser ins-
gesamt aktuell als eher bedroht eingeschätzt, da diese in der Regel von kom-
munaler Finanzierung (und/oder lokalem Sponsoring) abhängen und die 
finanzielle Situation die für den Einkauf von Veranstaltungen zur Verfügung 
stehenden Budgets reduzieren könnte. Auch der kostenintensive Bauerhalt 
der Gastspielhäuser hängt in der Regel direkt von den kommunalen Haushal-
ten ab. 
Der Anteil des Programms der Gastspielhäuser in NRW, der durch die Lan-
destheater bestritten wird, wurde in den Hintergrundgesprächen auf grob 25 
% geschätzt. In einer Studie von actori aus dem Jahr 2017, die nur den Gast-
spielmarkt in den Fokus nimmt und dabei ebenfalls auf Interviews und nicht 
auf Analysen der Programme aller Gastspielhäuser basiert, wird dieser Wert 
mit 25–30 % angegeben. 
Die Preise der Angebote der Landestheater sind divers und die Marktlage auf 
dem Gastspielmarkt ist dynamisch. Sie wurden in dieser Studie nicht detailliert 
quantitativ erhoben (was auch deswegen schwierig ist, weil alle Gastspielhäu-
ser ihre eigenen Daten in unterschiedlicher Weise und Qualität erheben), aber 
sowohl Aussagen aus Hintergrundgesprächen in dieser Studie wie auch die 
actori-Studie aus 2017 enthalten Hinweise darauf, dass die Preise der Lan-
destheater nicht höher sind als die anderer Anbieter – sondern in vielen Fällen, 
insbesondere im Sinne des Preis-Leistungs-Verhältnisses, sehr positiv für die 
Kommunen: Die LTLO können aufwändige und künstlerisch besonders hoch-
wertige oder einzigartige Produktionen anbieten, die anders nicht gezeigt wer-
den könnten. 
 
Analyse 6: Die Besucher:innen bei den Gastspielen der Landestheater 
sind im Durchschnitt deutlich älter und weniger divers als die Gesamt-
bevölkerung 
Eine Umfrage des Büros der Landestheater in Kooperation mit dem Software 
Innovation Campus der Universität Paderborn in 2024 hat unter anderem ge-
zeigt: 

• „Der überwiegende Teil der Teilnehmenden ist zwischen 50 und 79 
Jahre alt, während jüngere Altersgruppen, insbesondere unter 40 Jah-
ren, deutlich unterrepräsentiert sind.“4 In dem Ergebnisbericht zur Um-
frage wird darauf hingewiesen, dass es sich dabei auch um eine 
Konsequenz der Methodik handeln könnte, da jüngere Menschen nicht 
so oft Umfragen ausfüllen. Nach Einschätzung von METRUM auf Ba-
sis der Erfahrung mit vielen Publikumsbefragungen ist diese Zusam-
mensetzung der Teilnehmenden an der Befragung aber zumindest als 

	
4 Ergebnisbericht Besucherumfrage 24/25, Büro der Landestheater, S. 11. 
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deutliche Indikation dafür zu werten, dass das Publikum an den Gast-
spielorten älter ist als der Bevölkerungsdurchschnitt – und nicht nur als 
Artefakt der Methodik. 

• „Das Publikum der Programm- und Bespieltheater ist insgesamt hoch 
gebildet, sozial etabliert und kulturell homogen. Über 98 % der Befrag-
ten geben ‚deutsch‘ als Nationalität an, Menschen mit Migrationshin-
tergrund oder aus weniger privilegierten sozialen Gruppen sind kaum 
vertreten.“ (ibid.) 

 
Analyse 7: Einzigartige Struktur Büro der Landestheater 
Die vier Landestheater sind im Büro der Landestheater verbunden. Das Büro 
firmiert als GbR, die von allen vier Landestheatern finanziert wird und deren 
Geschäftsführer aktuell in Personalunion der geschäftsführende Direktor der 
WLT ist. Räumlich ist das Büro an das RLT angedockt. Die Aufgaben des Bü-
ros sind eine gemeinsame Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, eine gemein-
same Kontaktstelle auch für politische Kommunikation, die gemeinsame 
Optimierung der Schnittstelle zwischen den Gastspielhäusern und den Lan-
destheatern (auch im Sinne der gemeinsamen Vermarktung der Stücke) und 
die Abstimmung eines gemeinsamen Spielplans, der gewährleistet, dass es – 
außer bei Abiturstücken, bei denen die Nachfrage sehr hoch ist – keine Dop-
pelungen gibt.  
Diese Struktur ist bundesweit einzigartig und wird in den Hintergrundgesprä-
chen mehrheitlich positiv bewertet. 
Für die Landesorchester gibt es keine vergleichbare Querschnittsfunktion. 
 
Analyse 8: Fast alle LTLO sind als e. V. organisiert 
Von den sieben Institutionen der LTLO sind sechs als e.V. organisiert und eine 
als GmbH (das LTD). In allen sieben Fällen sind die Mitglieder des Vereins 
bzw. die Gesellschafter keine natürlichen Personen, sondern fast ausschließ-
lich Kommunen, einige Landkreise und (teilweise) der Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe (LWL). Das Land NRW ist in keinem Fall Vereinsmitglied und 
ist – im Fall des LTD – auch nicht Gesellschafter der GmbH. 
Für die als e. V. firmierenden LT und die PSW spielt die Gesamtheit der Ver-
einsmitglieder in der Finanzierung eine geringere Rolle, die kommunale Finan-
zierung wird von einer oder wenigen lokalen Einheiten getragen. Für NWD 
und NPW gibt es mehrere substanzielle Mitgliedsbeiträge aus der Runde der 
Vereinsmitglieder. In den Hintergrundgesprächen wurden allgemeine Prob-
leme mit der Rechtsform des e. V. nicht maßgeblich thematisiert.  
 
Analyse 9: Unterschiedliche Berichtswesen 
Die Sichtung der Dokumente zeigt, dass die Kontenpläne und das Berichts-
wesen (sowohl finanziell wie auch in Bezug auf Besuchszahlen und Kriterien) 
bei allen sieben LTLO unterschiedlich ist, da historisch jeweils eigene Doku-
mentationsstrukturen gewachsen sind. Dies erschwert die einfache Vergleich-
barkeit der Finanzen und der Aktivitäten. 
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Analyse 10: Festbetragsfinanzierung und Fehlbetragsfinanzierung der 
LTLO kommen beide vor und es gibt eine Regelung für die Flexibilität im 
Jahresübergang 
Die Landestheater werden vom Land NRW alle in Form einer Festbetragsfi-
nanzierung gefördert, während die Landesorchester in Form einer Fehlbe-
tragsfinanzierung gefördert werden.5  
Nach Aussagen aus einzelnen Hintergrundgesprächen kann dieser Unter-
schied negative Auswirkungen für die Landesorchester haben.  
Gemäß Ziffer 1.7 der ANBest-I (Anlage 1 zu Nr. 5.1 zu § 44 LHO NRW) ist die 
Bildung von Rücklagen grundsätzlich verboten – die Bildung von Rückstellun-
gen ist nur zulässig, soweit sie gesetzlich (z. B. durch das HGB) vorgeschrie-
ben ist. Nach Ziffer 1.9 der ANBest-I wird jedoch die Bildung einer 
„Betriebsmittelreserve“ von bis zu 2/12 der Landesförderung zugelassen, 
wenn die Förderung in den nächsten Jahren weiter besteht.6 Nicht ausgege-
bene Fördermittel dürfen also grundsätzlich nicht einfach „angespart“ werden 
– wenn aber bis zu 2/12 der Förderhöhe nachweislich für betrieblich notwen-
dige Rückstellungen und zur Aufrechterhaltung der Liquidität benötigt werden, 
ist dies zulässig.  
Dieser rechtliche Rahmen bietet den Landestheatern und Landesorchestern 
Flexibilität, um Vorsorge für betriebliche Risiken oder Liquiditätsengpässe im 
Jahresübergang zu treffen. 
 
Analyse 11: Das Land NRW ist der wichtigste Förderer der LTLO-Struk-
tur; diese steht seit 2021 unter erheblichem Finanzierungsdruck, der we-
sentlich durch tarifbedingte Personalkostenanstiege verursacht ist 
Die Zuwendungen des Landes NRW für die LTLO waren im betrachteten Zeit-
raum zwischen 2019 bzw. 19/20 und 2025 bzw. 25/267 durchgängig höher als 
die anderer Gebietskörperschaften und kommunaler Zweckverbände in 
Summe. Seit 2023 lässt sich beobachten, dass dieser Abstand kleiner wird, 
da die Zuwendungen der Kommunen stärker ansteigen als die des Landes, 
auch wenn die Zuwendungen des Landes auch in dieser Zeit noch ansteigen 
(teilweise durch Sonderzahlungen). 

	
5 Verwaltungsvorschrift zu Landeshaushaltsordnung NRW  § 44 Nr. 2.2.; Allgemeine Nebenbe-
stimmungen für die Zuwendungen zur institutionellen Förderung (ANBest-I), Nr. 1.7, 2.1–2.2. 
Zur Finanzierungsart macht die „Allgemeine Richtlinie zur Förderung von Projekten und Ein-
richtungen auf dem Gebiet der Kultur, Kunst und kulturellen Bildung“, nach der die Förderung 
erfolgt, in Ziffer 6.1. folgende Vorgaben: Eine Festbetragsfinanzierung ist möglich, a) wenn der 
Kosten- und Finanzierungsplan sich im Zuge der Umsetzung kaum verändert, b) bei einer För-
derung unter 50.000 €, c) bei einer Förderung unter 250.000 €, wenn die Landesförderung unter 
60% der Gesamtausgaben beträgt. 
6 Die Betriebsmittelreserve nach Satz 1 ist nicht zu erstatten. Die Betriebsmittelreserve ist bei 
kaufmännischer doppelter Buchführung nach Überleitungsrechnung gemäß Nr. 7.3 zu ermitteln. 
Eine Ansammlung über mehrere Jahre, die über diese Höhe hinausgeht, ist unzulässig. Kame-
rale Unterdeckungen werden aus der Betriebsmittelreserve gedeckt. Die Entwicklung der Be-
triebsmittelreserve ist unterhalb des kameralen Jahresabschlusses oder der 
Überleitungsrechnung darzustellen. 
7 Da manche Finanzdaten der Häuser in Jahren und manche in Spielzeiten vorliegen, hat MET-
RUM für diese Vergleiche immer das Jahr X mit der Spielzeit X/(X+1) zusammengefasst. Die 
sich ergebende Unschärfe hat keine substanziellen Einflüsse auf die summarischen Darstellun-
gen. 
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In Summe sind die Zuschüsse der öffentlichen Hand (Land und weitere Zu-
schussgeber) für alle LTLO seit 2019 bzw. 19/20 um ca. 11,9 Mio. EUR und 
damit um rd. 24 % gestiegen. Gleichzeitig sind in dieser Zeit die Personalaus-
gaben für das festangestellte Personal der LTLO in Summe um ca. 13,3 Mio. 
EUR und damit um rd. 31 % gestiegen. 
Die Differenz zwischen diesen beiden Werten zeigt an, dass das System er-
heblichem Finanzierungsdruck ausgesetzt ist. Hinzu kommt das Ergebnis der 
Einzelanalysen (siehe D.3), demzufolge in den meisten LTLO die Personal-
kosten in den letzten Jahren weniger stark gewachsen sind, als die Tarifstei-
gerung bedingen würde; dies zeigt an, dass der hier gezeigte Anstieg der 
Personalkosten bereits durch Sparmaßnahmen im Personalkörper reduziert 
wurde. 
 

 
Abbildung	6:	Darstellung	der	aggregierten	Zuwendungen	(inkl.	Einmalzahlungen	und	indirekten	Zu-
wendungen)	des	Landes	und	weiterer	öffentlicher	Gebietskörperschaften	und	kommunaler	Zweckver-
bände	 (einzeln	 und	 in	 Summe)	 im	 Vergleich	 mit	 den	 aggregierten	 Personalkosten.	 Bei	 den	
Personalkosten	wurden	alle	Personalnebenkosten	mitgerechnet.	Für	das	LTD	wurde	für	den	Zuschuss	
des	Landes	in	25/26	der	Wert	von	24/25	verwendet,	aber	für	den	Zuschuss	der	Gesellschafter	der	Wert	
gemäß	Wirtschaftsplan	25/26.	Insbesondere	in	2020	sind	in	den	Höhen	der	öffentlichen	Förderung	
teilweise	die	Corona-Hilfen	sichtbar. 
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Die Entwicklung der Personalkosten hängt primär von drei Faktoren ab, die 
sich vermischen:  

• tarifliche Entwicklung: Bekannt ist, dass die Tarifabschlüsse im 
Übergang von 2023 zu 2024 und von 2024 zu 2025 ungewöhnlich hoch 
waren und auch Sonderzahlungen und Anpassungen von Mindestge-
hältern enthielten. Diese Tarifaufwüchse sind als Resultat von globalen 
Entwicklungen zu sehen und sind kein Spezifikum des Kulturbereichs. 
Zusätzlich hat die Einführung von Mindestgagen im Bereich NV-
Bühne, die in 2022 und 2023 erfolgt ist, die Personalkosten der Häuser 
teilweise deutlich wachsen lassen.  

• Stellenaufbau: Ob in dieser Zeit auch Personal aufgebaut wurde, 
kann anhand der METRUM zur Verfügung stehenden Daten nicht mit 
Sicherheit gesagt werden. Hinweise auf einen starken Stellenaufbau 
gibt es in den Daten und in den Hintergrundgesprächen nicht. 

• Nicht-Nachbesetzungen von Stellen: Seit spätestens 2024 haben 
einzelne Institutionen nach Angaben aus den Hintergrundgesprächen 
manche freiwerdenden Stellen vorübergehend nicht nachbesetzt, um 
Personalkosten einzusparen, und so auf den gestiegenen Druck durch 
Tarifsteigerungen reagiert. Dieser Effekt lässt sich aber in der Sum-
menbetrachtung nicht nachvollziehen, da die hier dargestellten Perso-
nalkosten bereits die Personalkosten nach solchen Einsparungen 
darstellen.  

 
Analyse 12: Unklares Zielbild LTLO und mangelnde Planungssicherheit 
Es gab Zielvereinbarungen zwischen dem Land, vertreten durch das MKW 
und den Landestheatern, die bis Ende 2024 liefen (für das LTD lief die letzte, 
die METRUM vorliegt, bis Ende 2023). Die Träger der Landestheater sind 
nicht selbst Unterzeichner dieser Zielvereinbarungen.  
Diese Zielvereinbarungen enthalten überwiegend qualitative Angaben, und 
nur vereinzelt Zahlen. Für die Landesorchester gibt es nach Wissensstand von 
METRUM keine vergleichbaren Zielvereinbarungen, und auch die der Lan-
destheater wurden ab Anfang 2025 nicht erneuert. 
Bisher wurden für jedes Landestheater und Landesorchester einzeln unter-
schiedliche Messzahlen und Kriterien für die Erfolgskontrolle festgelegt. Das 
MKW hat diese festgelegt und den Bezirksregierungen als Bewilligungsbehör-
den aufgegeben, diese in die Zuwendungsbescheide zu implementieren – 
aber es gab keine übergreifende und zwischen den Institutionen vergleichbare 
Systematik, welche Anforderungen ein LTLO allgemein zu erfüllen hat.  
Durch diesen Mangel an systematischen, quantitativen Angaben entsteht laut 
mehreren Hintergrundgesprächen die Situation, dass es Interpretationsunter-
schiede darüber geben kann, welche Zielgrößen für die Erfüllung des qualitativ 
formulierten Auftrags aus dem Kulturgesetz „angemessen“ sind. 
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Für die LO hat genau dies auch der Landesrechnungshof in 2024 angemerkt: 
„Das MKW legte für die einzelnen Philharmonien keine konkreten oder detail-
lierten Ziele der Förderung fest. [...] Kennzahlen zur Ermöglichung der Erfolgs-
kontrolle wurden nicht festgelegt.“ 8 
Für die Landesorchester hat das MKW den Bezirksregierungen seitdem in den 
letzten Jahren einheitliche Messkriterien für die Erfolgskontrolle vorgegeben, 
z. B.: 

• künstlerische Qualität gemäß Rezensionen, Jurys etc. 
• Anzahl Konzerte, -programme, -orte im kreisangehörigen Raum 
• Anzahl landesrepräsentativer Konzerte 
• erreichte Personen in der Vermittlung; davon mit Schulen; davon mit 

Kitas.  
Eine Mindestangabe, welche Ziele die Orchester jährlich zu erfüllen haben, 
wurde jedoch nicht festgelegt. 
Es gibt keine umfassende Regelung dazu, wie sich die Förderungen des Lan-
des und der Träger in Zukunft insgesamt entwickeln werden.  
Durch diese Situation entsteht ein hohes Maß an Planungsunsicherheit, wel-
ches laut vielen Hintergrundgesprächen alle Beteiligten negativ beeinflusst:  

• Die LTLO, die in ihren Programmen Planungsvorläufe von mindestens 
einem Jahr (für das Musiktheater deutlich mehr) haben, planen Spiel-
zeiten, ohne sicher zu wissen, wie hoch die öffentlichen Förderungen 
in Summe in den betroffenen Zeitperioden ausfallen werden.  

• Das MKW, das regelmäßig mit kurzfristigen Forderungen und Sonder-
bedarfen beschäftigt ist und auch wiederholt Sondermittel bereitge-
stellt hat. Für die Mittelplanung im MKW sind diese kurzfristigen 
Bedarfe eine große organisatorische Herausforderung, die viel Zeit 
und Energie in Anspruch nimmt und Potenzial für Konflikte birgt. 

 
D.3) IST-Analysen auf der Einzelebene 
 
Vergleichender Überblick 
 
In Summe ergibt sich ein differenziertes Bild. Entsprechend ihrer Größe spie-
len die verschiedenen LTLO unterschiedlich viele Veranstaltungen je Spielzeit 
bzw. Kalenderjahr und bieten entsprechend unterschiedlich viele Tickets an. 
Auch die Verteilung der Veranstaltungen im Land variiert deutlich.  
 
Unter den Landestheatern ist die Wirkung in der Fläche bei WLT und BBD 
anteilig an ihrem Gesamtangebot am breitesten. LTD und RLT sind vor dem 
Hintergrund ihrer „Auch-Stadttheater“-Funktion mehr auf ihre Sitzorte kon-
zentriert, aber auch diese beiden nehmen eindeutig Landestheaterfunktionen 

	
8 Prüfung der Zuwendungen an die Neue Philharmonie Westfalen e. V., Recklinghausen, Nord-
westdeutsche Philharmonie e. V., Herford, Philharmonie Südwestfalen e. V., Hilchenbach (seit 
Juni 2023 Siegen) (Kapitel 06 050 Titel 685 60), vom 12.6.2024, S. 7 
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wahr und sind in NRW breit präsent – dort primär an Orten, an denen es kein 
eigenes Theater gibt. 
 
Die Landesorchester sind alle stärker auf ihre Trägerkommunen konzentriert, 
dort aber immer breit auf viele Spielstätten. Ein Grund ist, dass die Reisetätig-
keit eines Orchesters über größere Strecken wegen der Menge an Personen 
deutlich aufwändiger ist als bei Theatern. Die Zahlen zur NPW sind nicht mit 
den anderen zu vergleichen, da wegen der Präsenz am Musiktheater im Re-
vier in Gelsenkirchen die drei Städte Gelsenkirchen, Recklinghausen und 
Unna als „Sitzort“ gewertet wurde (da die Präsenz am MIR nach Einschätzung 
von METRUM einen „Sitz“ darstellt), während für die NWD nur die Stadt 
Herford und für die PSW nur die Stadt Siegen als „Sitzort“ gewertet wurden. 
 
Alle LTLO sind stark von der Förderung des Landes abhängig, diese macht je 
nach LTLO zwischen 77 % (beim WLT) und 36 % (bei der NPW) der gesamten 
öffentlichen Förderung aus. 
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 BBD 

(2025) 
 LTD 

(23/24) 
 RLT 

(24/25) 
 WLT 

(24/25) 
 

Veranstaltungen 

Sitzort 50 21 % 306 55 % 128 63 % 84 27 % 

Heimatkreise 
exkl. Sitzort 47 20 % 51 9 % 4 2 % 14 4 % 

NRW exkl. Hei-
matkreise ohne 
Orte mit eigenem 
Theater 

97 41 % 110 20 % 65 32 % 151 48 % 

NRW exkl. Hei-
matkreise an Or-
ten mit eigenem 
Theater 

0 0 % 15 3 % 3 1 % 8 3 % 

Außerhalb von 
NRW 41 17 % 73 13 % 4 2 % 55 18 % 

Gesamt 235  555  204  312  

Angebotene Tickets 

Sitzort 6.400 11 % 117.466 57 % 37.176 60 % 15.876 13 % 

Heimatkreise 
exkl. Sitzort 5.400 9 % 6.136 3 % 259 0 % 6.154 5 % 

NRW exkl. Hei-
matkreise ohne 
Orte mit eigenem 
Theater 

29.830 51 % 42.386 21 % 22.048 35 % 68.201 58 % 

NRW exkl. Hei-
matkreise an Or-
ten mit eigenem 
Theater 

0 0 % 8.479 4 % 1.430 2 % 3.478 3 % 

Außerhalb von 
NRW 16.610 29 % 30.917 15 % 1.494 2 % 23.945 20 % 

Gesamt 58.240  205.384  64.091  117.658  

Tabelle	1:	Darstellung	der	Verteilung	der	Veranstaltungen	und	Tickets	auf	relevante	Kategorien.	Die	
Darstellung	bezieht	sich	immer	auf	die	letzte	zum	Zeitpunkt	der	Analyse	vollständig	vorliegende	Peri-
ode.	Die	Prozente	wurden	bei	den	Rundungswerten	belassen,	um	nicht	künstlich	zu	verzerren,	dadurch	
ergeben	sich	vereinzelt	sehr	geringfügige	Abweichungen	von	der	Summe	auf	100%. 
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 NPW 

(24/25) 
 NWD 

(2025) 
 PSW 

(2024) 
 

Veranstaltungen 

Sitzort 198 
(3 Städte) 

67 % 
(3 Städte) 55 27 % 49 44 % 

Heimatkreise 
exkl. Sitzort 52 18 % 2 1 % 18 16 % 

NRW exkl. Hei-
matkreise ohne 
Orte mit eigenem 
Orchester 

22 7 % 132 66 % 28 25 % 

NRW exkl. Hei-
matkreise an Or-
ten mit eigenem 
Orchester 

8 3 % 1 0 % 0 0 % 

Außerhalb von 
NRW 15 5 % 11 5 % 16 14 % 

Gesamt 295  201  111  

Angebotene Tickets 

Sitzort 147.465 77 % 41.325 30 % 25.624 37 % 

Heimatkreise 
exkl. Sitzort 18.430 10 % 1.180 1 % 13.730 20 % 

NRW exkl. Hei-
matkreise ohne 
Orte mit eigenem 
Orchester 

12.980 7 % 76.138 56 % 20.728 30 % 

NRW exkl. Hei-
matkreise an Or-
ten mit eigenem 
Orchester 

4.720 2 % 590 0 % 0 0 % 

Außerhalb von 
NRW 8.850 5 % 17.122 13 % 9.634 14 % 

Gesamt 192.445  136.355  69.716  

Tabelle	2:	Darstellung	der	Verteilung	der	Veranstaltungen	und	Tickets	auf	relevante	Kategorien.	Die	
Darstellung	bezieht	sich	immer	auf	die	letzte	zum	Zeitpunkt	der	Analyse	vollständig	vorliegende	Peri-
ode.	Für	die	NPW	wurden	die	Städte	Recklinghausen,	Gelsenkirchen	und	Unna	als	„Sitzort“	betrachtet,	
da	wegen	der	festen	Präsenz	in	der	Oper	andere	Darstellungen	verzerrend	wirken.	Für	die	NWD	wurde	
nur	Herford	als	„Sitzort“	betrachtet.	Dass	für	die	NWD	der	Anteil	der	Tickets	außerhalb	NRWs	so	viel	
höher	liegt	als	die	Anzahl	der	Veranstaltungen,	liegt	daran,	dass	die	NWD	hier	in	großen	Konzertsälen	
in	Amsterdam,	Mailand	und	Genua	gespielt	hat.	Die	Prozente	wurden	bei	den	Rundungswerten	belas-
sen,	um	nicht	künstlich	zu	verzerren,	dadurch	ergeben	sich	vereinzelt	sehr	geringfügige	Abweichun-
gen	von	der	Summe	auf	100%. 
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(Angaben in 

TEUR) 
BBD 

(2024) 
LTD 

(23/24) 
RLT 

(2024) 
WLT 

(2024) 
NWD 
(2024) 

PSW 
(2024) 

NPW 
(2024) 

Finanzierungüberblick (Details siehe unten) 
Eigene Einnah-
men 666 3.674 1.015 1.177 1.377 1.019 850 

Zuwendungen 
Land NRW 1.197 11.968 3.742 3.390 3.270 3.628 4.085 

Zuwendungen 
LWL – 686 – 689 547 467 547 

Zuwendungen 
Trägerkommunen 618 8.235 2.873 347 3.419 1.107 6.800 

Kennzahlen 
Anteil des Landes 
an der öffentli-
chen Förderung 

66 % 57 % 57 % 77 % 45 % 70 % 36 % 

Verhältnis eigene 
Einnahmen zur 
öffentlichen För-
derung 

37 % 18 % 15 % 27 % 19 % 20 % 7 % 

Tabelle	3:	Darstellung	der	wichtigsten	Aspekte	der	Finanzierung	und	Kennzahlen.	Zur	Vergleichbar-
keit	 sind	hier	nur	die	wesentlichen,	wiederkehrenden	Zuwendungen	aufgeführt,	weitere	 (kleinere)	
sind	den	anderen	Analysen	zu	entnehmen. 

Ein Kennzahlenabgleich, der Veranstaltungszahlen oder Besuchszahlen ins 
Verhältnis zu Finanzen setzt, ist aus Sicht von METRUM nicht zielführend, da 
in den Angeboten der LTLO ganz verschiedene Darstellungsformen gemischt 
sind. Die Stücke z. B. der BBD haben ganz anderen Charakter als die z. B. 
des RLT und sind in der Regel weniger aufwändig, die Stücke z. B. des RLT 
sind wiederum weniger aufwändig als Opern des LTD. Die verschiedenen – 
und auch verschieden aufwändigen – Produktionsarten der LTLO sind alle Teil 
der vielfältigen Angebotslandschaft. Eine Einordnung, wo welcher Output für 
welchen finanziellen Input erzielt wird, müsste die künstlerische Wirkung der 
verschiedenen Sparten und Darstellungsformen miteinander vergleichend in 
ein Verhältnis setzen, was nach Einschätzung von METRUM nicht objektiv 
möglich ist. 
	
Alle Detailzahlen zu den folgenden Finanzanalysen sind in Anhang 2 als 
Excel-Tabelle beigefügt. METRUM weist darauf hin, dass die Zahlen zu 2025, 
die zur Analyse zur Verfügung standen, vorläufig waren und es zu Abweichun-
gen zwischen diesen Zahlen und den finalen Zahlen zu 2025 kommen kann. 
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Analysen zur Burghofbühne Dinslaken 
 

 
 

 
Abbildung	7:	Darstellung	relevanter	Einnahmeposten	in	zeitlicher	Entwicklung	(nicht	alle	Posten	be-
rücksichtigt,	um	die	Übersichtlichkeit	zu	erhöhen). 
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Abbildung	8:	Darstellung	der	Zusammensetzung	aller	Einnahmen	in	2024	(letztes	Jahr	mit	zum	Zeit-
punkt	der	Analyse	finalem	Jahresabschluss) 

Finanzen BBD: Die Zuwendungen des Landes sind von 2019 nach 2023 um 
grob 350 TEUR gestiegen und seit 2023 konstant (auch im Plan 2026), die 
Zuwendungen der Rechtsträgerstädte waren von 2019 bis 2023 konstant und 
wurden für 2024 und 2025 verdoppelt (von ca. 300 TEUR auf ca. 600 TEUR 
pro Jahr). Diese Erhöhung ist auch im Plan 2026 (Stand Februar 2026) ent-
halten, ist aber laut Hintergrundgesprächen für 2027 und folgende nicht mehr 
zu erwarten, da die Erhöhung explizit nur temporär vorgesehen ist.  
Das Land trägt den mit Abstand größten Teil der Förderung (in 2024 48 % der 
Einnahmen und damit 66 % der öffentlichen Förderung), der Rest der öffentli-
chen Förderung wird von den Rechtsträgerstädten Dinslaken und im Kreis 
Wesel geleistet.  
Die Personalkosten des festangestellten Personals haben sich von 2022 nach 
2023 und von 2023 nach 2024 substanziell erhöht, sind aber dann trotz Tarif-
steigerungen von 2024 nach 2025 leicht zurückgegangen. Wenn man an-
nimmt, dass diese Personalkosten im Übergang 2024 nach 2025 tarifbedingt 
um mindestens 5 % hätten steigen müssen9, deutet dies auf Sparmaßnahmen 
im Personalkörper hin.  
Der Drittmittelanteil (verstanden als Summe aus Projektförderungen, Sponso-
ring und Spenden) der BBD liegt bei unter einem Prozent der Einnahmen. 

	
9 Die tatsächlichen tarifbedingten Anstiege der Personalkosten sind wegen der Vermischung 
mit anderen Effekten (siehe Analyse 11), wegen der Mischung aus verschiedenen bei den In-
stitutionen gültigen Tarifverträgen und wegen der Mischung aus Einmalzahlungen, Erhöhungen 
von Mindestbeträgen und prozentualen Erhöhungen in den Tarifabschlüssen nicht im Detail 
nachvollziehbar. Die Annahme von „mind. 5%“ dient daher als für alle gültiger Hinweis auf die 
Größenordnung. 
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Die BBD hat den Kostendruck der letzten zwei Jahre in Summe durch 
Einsparungen im Personalbereich und durch eine (temporäre) Erhöhung 
der Zuwendungen der Rechtsträgerstädte bewältigt. 
Für das Jahr 2027 wird damit gerechnet, dass die Erhöhung der Zuwendun-
gen der Rechtsträgerstädte um 300 TEUR zurückgenommen wird, sodass die 
finanzielle Situation sich ab 2027 schwierig darstellt. Spätestens 2028 müssen 
Maßnahmen unternommen werden, um mit den weiteren Tarifsteigerungen 
und dem Rückgang der Zuwendungen der Rechtsträgerstädte umzugehen, 
damit die BBD weiterhin tragfähig bleibt. 
 

	
Abbildung	9:	Anzahl	der	Veranstaltungen	der	Burghofbühne	Dinslaken	je	Landkreis/kreisfreie	Stadt	
(Kalenderjahr	2025) 
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Abbildung	10:	Anzahl	der	von	der	Burghofbühne	Dinslaken	angebotenen	Tickets	je	Landkreis/kreis-
freie	Stadt	(Kalenderjahr	2025)	

Wirkung BBD: Die BBD ist breit und über große Teile NRWs verteilt in der 
Fläche präsent und spielt ca. 61 % ihrer Veranstaltungen in NRW an Orten, 
die selbst nicht über ein Theater verfügen.  
Die am nächsten an Dinslaken gelegene größere Stadt mit eigenem Theater 
ist das ca. 40 ÖPNV-Minuten entfernt gelegene Duisburg. 
Eine Analyse der Auslastung bei den Vorstellungen in Dinslaken im Vergleich 
mit anderen Theatern in NRW ist nicht aussagekräftig, da dort nur ca. 10 % 
der angebotenen Tickets der BBD in einem kleinen Veranstaltungsort gezeigt 
werden. Die Auslastungen an den Gastspielorten werden in diesem Bericht 
nicht analysiert, da sie für viele LTLO nicht systematisch erhoben werden, da 
die Gastspielorte als Veranstalter agieren. 
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Analysen zum Landestheater Detmold 
 

 

 
Abbildung	11:	Darstellung	relevanter	Einnahmeposten	 in	zeitlicher	Entwicklung	(nicht	alle	Posten	
berücksichtigt,	um	die	Übersichtlichkeit	zu	erhöhen) 
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Abbildung	12:	Darstellung	der	Zusammensetzung	aller	Einnahmen	in	der	Spielzeit		24/25 

Finanzen LTD: Das Land trägt den größten Teil der Förderung (in 23/24 47 
% der Einnahmen und damit 57 % der öffentlichen Förderung). 
Die Zuwendungen des Landes und des Landschaftsverbands Westfalen-
Lippe (LWL) haben sich von 19/20 nach 23/24 um ca. 1,5 Mio. EUR erhöht 
und sind seit 23/24 konstant. Die Zuwendungen der Gesellschafter haben sich 
von 19/20 nach 23/24 um ca. 500 TEUR erhöht, im Übergang 23/24 nach 
24/25 um ca. 700 TEUR, für 25/26 ist eine weitere Erhöhung der Gesellschaf-
ter um ca. 750 TEUR geplant. Ebenfalls Teil des Wirtschaftsplans 25/26 ist 
eine Erhöhung des Zuschusses des Landes um ca. 1,25 Mio. EUR, die aber 
nach Informationsstand von METRUM so nicht erfolgen wird. Der Zuschuss 
des LWL ist im Wirtschaftsplan 25/26 konstant. 
Die Personalkosten des festangestellten Personals (inkl. Lohnnebenkosten) 
haben sich von 22/23 nach 23/24 um fast 1 Mio. EUR erhöht, sind aber dann 
trotz Tarifsteigerungen von 23/24 nach 24/25 nur um ca. 200 TEUR gestiegen. 
Wenn man annimmt, dass diese Personalkosten im Übergang 23/24 nach 
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24/25 tarifbedingt um mindestens 5 % hätten steigen müssen10, deutet dies 
auf deutliche Sparmaßnahmen im Personalkörper hin. Hinzu kommen nach 
Angaben des LTD sich weiterhin aufbauende Überstunden, die den Spardruck 
abbilden.   
Die Jahresabschlüsse zeigen, dass in den Jahren seit 21/22 Rücklagen auf-
gebraucht wurden, und auch für 25/26 wird wieder mit einem negativen Jah-
resabschluss und damit mit einem erheblichen Rücklagenverbrauch geplant. 
Der Drittmittelanteil des LTD liegt bei unter 1 % der Einnahmen. 
Das Gebäude des LTD, das ihm vom Landesverband Lippe unentgeltlich 
überlassen wird, ist nach Aussagen in den Hintergrundgesprächen sanie-
rungsbedürftig, was mittelfristig zu großen Kosten führen wird, die öffentliche 
Haushalte belasten werden.  
Das LTD hat den Kostendruck der letzten zwei Jahre in Summe durch 
Einsparungen im Personalbereich, durch Rücklagenverbrauch und 
durch Erhöhung der Zuwendungen der Rechtsträgerstädte bewältigt. 
In 26/27 wird sich die finanzielle Situation schwierig darstellen, da je nach Ab-
schluss 25/26 auch die Rücklagen aufgebraucht sein könnten, und es müssen 
Maßnahmen unternommen werden, um mit den weiteren Tarifsteigerungen 
umzugehen, damit das LTD weiterhin tragfähig bleibt. 
 
 
	

	
10 Die tatsächlichen tarifbedingten Anstiege der Personalkosten sind wegen der Vermischung 
mit anderen Effekten (siehe Analyse 12), wegen der Mischung aus verschiedenen bei den In-
stitutionen gültigen Tarifverträgen und wegen der Mischung aus Einmalzahlungen, Erhöhungen 
von Mindestbeträgen und prozentualen Erhöhungen in den Tarifabschlüssen nicht im Detail 
nachvollziehbar. Die Annahme von „min. 5 %“ dient daher als für alle gültiger Hinweis auf die 
Größenordnung. 
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Abbildung	13:	Anzahl	der	Veranstaltungen	des	Landestheaters	Detmold	je	Landkreis/kreisfreie	Stadt	
(Spielzeit	23/24)	

	
Abbildung	14:	Anzahl	der	vom	Landestheater	Detmold	angebotenen	Tickets	je	Landkreis/kreisfreie	
Stadt	(Spielzeit	23/24)	
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Wirkung LTD: Das LTD ist über große Teile von NRW verteilt in der Fläche 
präsent, wobei nahe gelegene Regionen intensiver bespielt werden. Es spielt 
ca. 29 % seiner Veranstaltungen in NRW an Orten, die selbst nicht über ein 
Theater verfügen. 
Die am nächsten an Detmold gelegenen größeren Städte mit eigenem Theater 
sind Bielefeld (ca. 70 Minuten ÖPNV, signifikant weniger mit PKW) und Pa-
derborn (ca. 100 Minuten ÖPNV, signifikant weniger mit PKW). Weiterhin ist 
die NWD in Herford nur ca. 70 ÖPNV-Minuten von Detmold entfernt. 
Der Mittelwert der Auslastungen bei den Vorstellungen des LTD in Detmold in 
der Spielzeit 23/24 liegt bei ca. 76 % und ist damit sehr ähnlich dem Mittelwert 
der Auslastungen aller Landestheater in Deutschland von 74 % (Quelle: The-
aterstatistik 23/24). 
Die Auslastungen an den Gastspielorten werden in diesem Bericht nicht ana-
lysiert, da sie für viele LTLO nicht systematisch erhoben werden, da die Gast-
spielorte als Veranstalter agieren. 
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Analysen zum Rheinischen Landestheater Neuss 
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Abbildung	15:	Darstellung	relevanter	Einnahmeposten	 in	zeitlicher	Entwicklung	(nicht	alle	Posten	
berücksichtigt,	um	die	Übersichtlichkeit	zu	erhöhen).	Das	RLT	hat	2023	seine	Buchungssystematik	
umgestellt,	daher	sind	einige	der	Veränderungen	zu	diesem	Zeitpunkt	Artefakte	dieser	Umstellung. 
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Abbildung	16:	Darstellung	der	Zusammensetzung	aller	Einnahmen	in	2024	(letztes	Jahr	mit	zum	Zeit-
punkt	der	Analyse	finalem	Jahresabschluss) 

Finanzen RLT: Die regelmäßigen Zuwendungen des Landes sind von 2019 
bis 2023 kontinuierlich gestiegen (um ca. 550 TEUR) und sind seit 2023 kon-
stant. Hinzu kamen in den letzten Jahren einmalige Zahlungen des Landes 
von ca. 130 TEUR in 2024, 340 TEUR in 2025 und 350 TEUR in 2026, sodass 
sich der Zuschuss des Landes NRW kontinuierlich erhöht hat. 
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Die Zuschüsse der Stadt Neuss sind von 2019 bis 2023 ebenfalls kontinuier-
lich gestiegen (in Summe um ca. 400 TEUR).11 Der stärkste Anstieg (über 300 
TEUR) ist von 2022 auf 2023 zu verzeichnen. Hinzu kommen einmalige Son-
derleistungen der Stadt Neuss für Intendanzwechsel, Jubiläum und Liquidi-
tätssicherung von ca. 130 TEUR in 2024, ca. 390 TEUR in 2025 und ca. 350 
TEUR in 2026. 
Das Land trägt den größten Teil der Förderung (in 2024 49 % der Einnahmen 
und damit 57 % der öffentlichen Förderung). 
Die Personalkosten (inkl. Festangestellte, Gagen, Lohnnebenkosten und In-
tendanzwechsel) haben sich von 2022 nach 2023 sprunghaft um grob 750 
TEUR erhöht, was laut Hintergrundgesprächen an einer betriebsweiten An-
passung der Gehaltsstruktur im Bereich von sehr niedrigen Löhnen lag, der 
durch die Anpassung der Gagenregelung in Einigung zwischen dem Deut-
schen Bühnenverein, der GDBA, VdO und BFFS angestoßen wurde. Die Per-
sonalkosten für festangestelltes Personal sind dann im Übergang 2023 zu 
2024 um rd. 10012 TEUR und 2024 zu 2025 um rd. 450 TEUR weiter ange-
stiegen. Diese Anstiege im Übergang nach 2025 sind vermutlich im Wesentli-
chen durch die verschiedenen in Analyse 11 beschriebenen tariflichen 
Entwicklungen begründet. Die durchschnittlichen Anstiege der Personalkos-
ten zwischen 2023 und 2025 bieten keinen Hinweis darauf, dass es in diesen 
Jahren starke Sparmaßnahmen im Personalkörper gab. Obwohl es laut Aus-
sagen des RLT einzelne Nicht-Nachbesetzungen gab, wurden diese durch an-
dere Effekte und einen Personalaufbau im Verwaltungsbereich überdeckt. 
Der Drittmittelanteil des RLT liegt bei unter 1 % der Einnahmen. 
Seit 2024, und insbesondere 2025 und voraussichtlich 2026, waren und sind 
die Finanzen des RLT nicht stabil und es mussten bereits in Form von Son-
derzuschüssen Maßnahmen ergriffen werden, um den weiteren Betrieb si-
cherzustellen. 
Das RLT hat den Kostendruck der letzten zwei Jahre in Summe durch 
steigende (Sonder-)Zuschüsse des Landes und der Stadt Neuss bewäl-
tigt. Für 2026 sind substanzielle zusätzliche Zuschüsse eingeplant. 
Diese instabile finanzielle Situation wird durch die Tarifsteigerungen jedes 
Jahr noch schwieriger werden, und es müssen dringend Maßnahmen unter-
nommen werden, damit das RLT weiterhin tragfähig bleibt. 
 
 
 

	
11 Bei dieser Betrachtung nicht berücksichtigt sind die Veränderungen der nach einem variie-
renden Schlüssel verrechneten Mietzuschüsse und die Mietnebenkosten. Diese werden zwar 
für die gesamtheitliche Betrachtung verwendet, aber für den Anstieg des Zuschusses nicht be-
trachtet, da hier kein Geld fließt, sondern stadtintern verrechnet wird. 
12 Dieser Anstieg ist im Wesentlichen durch Fortbildungen für Softwarenutzung (ca. 70 TEUR) 
und den Intendanzwechsel (ca. 30 TEUR) begründet.  
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Abbildung	17:	Anzahl	der	Veranstaltungen	des	Rheinischen	Landestheaters	Neuss	je	Landkreis/kreis-
freie	Stadt	(Spielzeit	24/25).	METRUM	weist	darauf	hin,	dass	die	neue	Intendanz	ihr	Amt	erst	in	dieser	
Spielzeit	angetreten	hat	und	damit	diese	Spielzeit	noch	nicht	vollständig	von	der	jetzigen	Intendanz	
geplant	wurde. 

	
Abbildung	18:	Anzahl	der	vom	Rheinischen	Landestheater	angebotenen	Tickets	je	Landkreis/	kreis-
freie	Stadt	(Spielzeit	24/25).	METRUM	weist	darauf	hin,	dass	die	neue	Intendanz	ihr	Amt	erst	in	dieser	
Spielzeit	angetreten	hat	und	damit	diese	Spielzeit	noch	nicht	vollständig	von	der	jetzigen	Intendanz	
geplant	wurde. 
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Wirkung RLT: Das RLT ist über große Teile von NRW verteilt in der Fläche 
präsent. Es spielt ca. 34 % seiner Veranstaltungen in NRW an Orten, die 
selbst nicht über ein Theater verfügen.	METRUM weist darauf hin, dass die 
neue Intendanz ihr Amt erst in dieser Spielzeit angetreten hat und damit diese 
Spielzeit noch nicht vollständig von der jetzigen Intendanz geplant wurde. 
Die am nächsten an Neuss gelegenen größeren Städte mit eigenem Theater 
sind Düsseldorf (ca. 20 Minuten ÖPNV) und Mönchengladbach (ca. 20 Minu-
ten ÖPNV).  
Der Mittelwert der Auslastungen bei den Vorstellungen des RLT in Neuss in 
der Spielzeit 23/24 liegt bei ca. 66 % und ist damit unter dem Mittelwert der 
Auslastungen aller Landestheater in Deutschland von 74 % (Quelle: Theater-
statistik 23/24). Diese Zahlen betreffen aber die Zeit vor dem Antritt der neuen 
Intendanz. In der Spielzeit 24/25 war die Gesamtzahl der Besuche am RLT 
ca. gleich wie in 23/24, allerdings wurde auch diese Spielzeit noch nicht voll-
ständig von der jetzigen Intendanz geplant. Für die Spielzeit 25/26 ist die Zahl 
der Abonnenten ggü. 22/23 um ca. 40 % gestiegen, was als Hinweis darauf 
interpretiert werden kann, dass die Auslastung in der Spielzeit 25/26 eventuell 
höher liegen könnte.13 
Die Auslastungen an den Gastspielorten werden in diesem Bericht nicht ana-
lysiert, da sie für viele LTLO nicht systematisch erhoben werden, da die Gast-
spielorte als Veranstalter agieren. 
 
	
  

	
13 Quelle: Mitteilung der Verwaltung der Stadt Neuss vom 03.03.2026, öffentliches Dokument, 
https://ris-neuss.de/files/84234/stream  
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Analysen zum Westfälischen Landestheater Castrop-Rauxel 
 

 

 
Abbildung	19:	Darstellung	relevanter	Einnahmeposten	 in	zeitlicher	Entwicklung	(nicht	alle	Posten	
berücksichtigt,	um	die	Übersichtlichkeit	zu	erhöhen) 
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Abbildung	20:	Darstellung	der	Zusammensetzung	aller	Einnahmen	in	2024	(letztes	Jahr	mit	zum	Zeit-
punkt	der	Analyse	finalem	Jahresabschluss) 

 
Finanzen WLT: Die Zuwendungen des Landes sind 2019 bis 2022 um ca. 
1.000 TEUR gestiegen und seitdem konstant. Die Zuwendungen des LWL 
sind 2019 bis 2022 konstant14, im Übergang 2022 nach 2023 um 100 TEUR 
gestiegen und seitdem auf demselben Niveau. Die Zuschüsse der Stadt Cas-
trop-Rauxel und der Rechtsträgerkommunen sind seit 2019 bis inkl. 2025 kon-
stant.  
Das Land trägt den größten Teil der Förderung (in 2024 59 % der Einnahmen 
und damit 77 % der öffentlichen Förderung). 
Die Personalkosten (inkl. Lohnnebenkosten) haben sich von 2022 nach 2025 
schrittweise um grob 600 TEUR erhöht, im Übergang 2023 nach 2024 nur um 

	
14 Wobei sich die Zuschüsse der Rechtsträgerstädte, aber nicht die der Sitzstadt, laufend leicht 
mit der tariflichen Entwicklung verändern. Nachdem die Zuschüsse der Rechtsträgerstädte aber 
in Summe unter 50 TEUR pro Jahr liegen, ist der Effekt dieser Dynamisierung nicht groß.  
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weniger als 100 TEUR. Wenn man annimmt, dass diese Personalkosten im 
Übergang 2023 nach 2024 tarifbedingt um mindestens 5 % hätten steigen 
müssen15, deutet dies auf Sparmaßnahmen im Personalkörper hin. Im Über-
gang 2024 nach 2025 sind die Personalkosten aber wieder deutlich angestie-
gen, sodass keine großen Effekte dieser Einsparungen übrig scheinen.  
Für die Spielzeit 26/27 sind die Gastspiel-Termine des WLT bereits komplett 
ausgebucht, sodass mit weiter hohen Einnahmen zu rechnen ist. 
Aktuell befindet sich das WLT in einem Leitungswechsel, das neue Leitungs-
team aus Intendanz und kaufmännischer Leitung beginnt zum Start der Spiel-
zeit 26/27 und ist bereits jetzt in die Vorbereitungen involviert. 
Leitungswechsel verursachen in der Regel substanzielle Mehrkosten, am 
WLT sind aber nach Einschätzung von METRUM keine derartigen Kosten in 
substanziellem Umfang eingeplant, was als zusätzliche Einsparung des WLT 
gesehen werden kann. 
Das WLT hat den Kostendruck der letzten zwei Jahre in Summe durch 
ansteigende Eigeneinnahmen im Gastspielbereich und durch Einspa-
rungen bei den Kosten für den Leitungswechsel bewältigt. 
Ab 2027 stellt sich die finanzielle Situation schwierig dar und es müssen Maß-
nahmen unternommen werden, um mit den weiteren Tarifsteigerungen und 
dem Rücklagenverbrauch umzugehen, damit das WLT weiterhin tragfähig 
bleibt. 
 

	
15 Die tatsächlichen tarifbedingten Anstiege der Personalkosten sind wegen der Vermischung 
mit anderen Effekten (siehe Analyse 11), wegen der Mischung aus verschiedenen bei den In-
stitutionen gültigen Tarifverträgen und wegen der Mischung aus Einmalzahlungen, Erhöhungen 
von Mindestbeträgen und prozentualen Erhöhungen in den Tarifabschlüssen nicht im Detail 
nachvollziehbar. Die Annahme von „min. 5 %“ dient daher als für alle gültiger Hinweis auf die 
Größenordnung. 
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Abbildung	21:	Anzahl	der	Veranstaltungen	des	Westfälischen	Landestheaters	Castrop-Rauxel	je	Land-
kreis/kreisfreie	Stadt	(Spielzeit	24/25) 

	
Abbildung	22:	Anzahl	der	vom	Westfälischen	Landestheater	Castrop-Rauxel	angebotenen	Tickets	je	
Landkreis/kreisfreie	Stadt	(Spielzeit	24/25)	
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Wirkung WLT: Das WLT ist breit und über große Teile von NRW verteilt in 
der Fläche präsent und spielt ca. 52 % seiner Veranstaltungen in NRW an 
Orten, die selbst nicht über ein Theater verfügen. Da die Veranstaltungen am 
Sitzort geringe Besucherkapazitäten haben, ist der Anteil der angebotenen Ti-
ckets in NRW an Orten, die selbst nicht über ein Theater verfügen, mit ca. 63 
% noch deutlich höher. 
Die am nächsten an Castrop-Rauxel gelegenen größeren Städte mit eigenem 
Theater sind das ca. 20 ÖPNV-Minuten entfernt gelegene Dortmund und das 
ca. 35 ÖPNV-Minuten entfernt gelegene Bochum. 
Eine Analyse der Auslastung bei den Vorstellungen in Castrop-Rauxel im Ver-
gleich mit anderen Theatern in NRW ist nicht aussagekräftig, da dort nur ca. 
13 % der durch das WLT angebotenen Tickets in einem kleinen Veranstal-
tungsort gezeigt werden. Die Auslastungen an den Gastspielorten werden in 
diesem Bericht nicht analysiert, da sie für viele LTLO nicht systematisch erho-
ben werden, da die Gastspielorte als Veranstalter agieren. 
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Analysen zur Nordwestdeutschen Philharmonie 
 

 

 
Abbildung	23:	Darstellung	relevanter	Einnahmeposten	 in	zeitlicher	Entwicklung	(nicht	alle	Posten	
berücksichtigt,	um	die	Übersichtlichkeit	zu	erhöhen) 
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Abbildung	24:	Darstellung	der	Zusammensetzung	aller	Einnahmen	in	2024	(letztes	Jahr	mit	zum	Zeit-
punkt	der	Analyse	finalem	Jahresabschluss) 

 
Finanzen NWD: Die Zuwendungen des Landes sind 2019 bis 2024 um ca. 
450 TEUR gestiegen und im Übergang 2024 nach 2025 konstant. Die Zuwen-
dungen des LWL sind 2019 bis 2022 konstant, im Übergang 2022 nach 2023 
um 100 TEUR gestiegen und seitdem auf demselben Niveau. Die Mitglieds-
beiträge der Trägerkommunen sind 2019 bis 2024 um grob 1.250 TEUR ge-
stiegen und im Übergang 2024 nach 2025 ca. konstant.  
Das Land trägt ca. einen gleichen Teil der Förderung wie die Mitglieder des 
Trägervereins (in 2024 ca. 40 % der Einnahmen und damit 45 % der öffentli-
chen Förderung). 
Die Personalkosten (inkl. Lohnnebenkosten) haben sich von 2022 nach 2025 
schrittweise um grob 1.000 TEUR erhöht.  
Für 2026 sind erneut erhöhte Beiträge des Trägervereins eingeplant. 
Der Drittmittelanteil der NWD liegt in 2024 unter 1 % der Einnahmen, in 2023 
und im vorläufigen IST 2025 sind allerdings Erträge aus der Gemeinschafts-
Stiftung NWD im Bereich von 200 bis 300 TEUR pro Jahr gebucht. Mit diesen 
Beiträgen liegt der Drittmittelanteil im Bereich von 2–4 % der Einnahmen. 
Das Gebäude der NWD, der sog. „Schützenhof“, ist seit vielen Jahren sanie-
rungsbedürftig und es gab in der Vergangenheit immer wieder Pläne, mit ei-
nem Neubau (evtl. gemeinsam mit dem Stadttheater Herford, einem 
Gastspielhaus) oder mit dem Umzug in eine andere Immobilie die Situation zu 
verbessern. Unabhängig davon, welche Lösung gefunden wird, wird die Situ-
ation mittelfristig zu großen Kosten führen und die öffentlichen Haushalte be-
lasten.  
Die NWD hat den Kostendruck der letzten zwei Jahre in Summe primär 
durch Erhöhung der öffentlichen Zuwendungen bewältigt. 
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In 2027 wird sich die finanzielle Situation schwierig darstellen und es müssen 
Maßnahmen unternommen werden, um mit den weiteren Tarifsteigerungen 
umzugehen, damit die NWD weiterhin tragfähig bleibt. 
Hinzu kommt laut Aussagen in den Hintergrundgesprächen, dass die breite 
Finanzierungsbasis durch substanzielle Beiträge von vielen Kommunen, die 
Vereinsmitglieder sind, ein ernsthaftes Risiko birgt: Bei Umstellungen können 
einzelne Kommunen entscheiden, ihren Beitrag zu reduzieren oder auszuset-
zen – da es keine eindeutige Regelung gibt, warum welche Kommunen wie 
viele Beiträge bezahlen, und viele Kommunen mit schwierigen Haushaltssitu-
ationen konfrontiert sind. 
 
 

	
Abbildung	25:	Anzahl	der	Veranstaltungen	der	Nordwestdeutschen	Philharmonie	je	Landkreis/kreis-
freie	Stadt	(Kalenderjahr	2025) 
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Abbildung	26:	Anzahl	der	von	der	Nordwestdeutschen	Philharmonie	angebotenen	Tickets	 je	Land-
kreis/kreisfreie	Stadt	(Kalenderjahr	2025)	

Wirkung NWD: Die NWD ist primär im Nordosten des Landes präsent und 
spielt ca. 67 % ihrer Veranstaltungen in NRW an Orten, die selbst nicht über 
ein Orchester verfügen – zum überwiegenden Teil im Trägergebiet.  
Die am nächsten an Herford gelegenen größeren Städte mit eigenem profes-
sionellem Orchester sind das ca. 10 ÖPNV-Minuten entfernte Bielefeld (hier 
die Bielefelder Philharmoniker, die auch die Sparte Musiktheater am Theater 
Bielefeld gestalten), das ca. 40 ÖPNV-Minuten entfernte Osnabrück (hier das 
Osnabrücker Symphonieorchester, als Teil des Theaters Osnabrück) und das 
70 ÖPNV-Minuten (deutlich weniger mit dem PKW) entfernte Detmold (hier 
das Orchester des LTD). 
Eine Erhebung der Auslastungen am Heimatspielort ist nach Einschätzung 
von METRUM für die LO nicht aussagekräftig, da keines der Orchester am 
Heimatort über einen vollwertigen Konzertsaal verfügt, der dem Orchester ge-
hört. Die Auslastungen an den Gastspielorten werden in diesem Bericht nicht 
analysiert, da sie für viele LTLO nicht systematisch erhoben werden, da die 
Gastspielorte als Veranstalter agieren. 
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Analysen zur Philharmonie Südwestfalen 
 

 

 
Abbildung	27:	Darstellung	relevanter	Einnahmeposten	 in	zeitlicher	Entwicklung	(nicht	alle	Posten	
berücksichtigt,	um	die	Übersichtlichkeit	zu	erhöhen) 
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Abbildung	28:	Darstellung	der	Zusammensetzung	aller	Einnahmen	in	2024	(letztes	Jahr	mit	zum	Zeit-
punkt	der	Analyse	finalem	Jahresabschluss) 
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Finanzen PSW: Die Zuwendungen des Landes sind 2019 bis 2025 um ca. 
650 TEUR gestiegen, mit jährlichen Anstiegen, wobei die Erhöhungen in 2024 
und 2025 größtenteils einmalige Erhöhungen zur Liquiditätssicherung waren. 
Die Zuwendungen des Kreises Siegen-Wittgenstein sind 2019 bis 2024 um 
ca. 86 TEUR gestiegen, im Übergang 2024 nach 2025 noch mal um grob 140 
TEUR. Hinzu kommt seit 2025 ein Zuschuss des Kreises Siegen-Wittgenstein 
zu den Orchesterhonoraren in Höhe von ca. 110 TEUR, der auch für 2026 
geplant ist, sowie veranstaltungsbezogene Zuschüsse des Kreises in Höhe 
von ca. 30 TEUR und indirekte Transferleistungen. Die Zuwendung des LWL 
war 2019 bis 2022 konstant, ist dann im Übergang 2022 nach 2023 um 100 
TEUR gestiegen und ist seitdem konstant.  
Das Land trägt den größten Teil der Förderung (in 2024 54 % der Einnahmen 
und damit ca. 70 % der öffentlichen Förderung). 
Die Personalkosten (inkl. Lohnnebenkosten) haben sich von 2022 nach 2024 
schrittweise um grob 500 TEUR erhöht, im Übergang 2024 nach 2025 nur um 
ca. 100 TEUR. Unter der Annahme, dass diese Personalkosten im Übergang 
2024 nach 2025 tarifbedingt um mindestens 5	% hätten steigen müssen16, 
deutet dies auf Sparmaßnahmen im Personalkörper hin.  
Der Drittmittelanteil der PSW liegt in 2024 bei ca. 7 % der Einnahmen, was zu 
substanziellen Teilen auf das Engagement einer privaten Spenderin und Stif-
terin zurückgeht. 
Mit dem „Haus der Musik“ in Siegen steht der PSW seit 2023 ein modernes 
und für den Reisebetrieb angelegtes Probenhaus zur Verfügung. 
Die PSW hat den Kostendruck der letzten zwei Jahre in Summe durch 
Einsparungen im Personalbereich, durch (Sonder-)Zuwendungen des 
Landes und durch die Erhöhung der Zuwendungen durch den Kreis Sie-
gen-Wittgenstein bewältigt. Für 2026 sind zusätzliche Zuschüsse einge-
plant. 
Diese instabile finanzielle Situation wird durch die Tarifsteigerungen jedes 
Jahr noch schwieriger werden und es müssen dringend Maßnahmen unter-
nommen werden, damit die PSW weiterhin tragfähig bleibt. 

	
16 Die tatsächlichen tarifbedingten Anstiege der Personalkosten sind wegen der Vermischung 
mit anderen Effekten (siehe Analyse 12), wegen der Mischung aus verschiedenen bei den In-
stitutionen gültigen Tarifverträgen und wegen der Mischung aus Einmalzahlungen, Erhöhungen 
von Mindestbeträgen und prozentualen Erhöhungen in den Tarifabschlüssen nicht im Detail 
nachvollziehbar. Die Annahme von „min. 5 %“ dient daher als für alle gültiger Hinweis auf die 
Größenordnung. 
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Abbildung	29:	Anzahl	der	Veranstaltungen	der	Philharmonie	 Südwestfalen	 je	Landkreis/kreisfreie	
Stadt	(Kalenderjahr	2024) 

	
Abbildung	 30:	 Anzahl	 der	 von	 der	 Philharmonie	 Südwestfalen	 angebotenen	 Tickets	 je	 Land-
kreis/kreisfreie	Stadt	(Kalenderjahr	2024)	
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Wirkung PSW: Die PSW ist primär im Süd-Osten des Landes präsent und 
spielt ca. 41 % ihrer Veranstaltungen in NRW an Orten, die selbst nicht über 
ein Orchester verfügen.  
Siegen liegt in einer vergleichsweise dünn besiedelten Region, die nächstge-
legene größere Stadt mit eigenem professionellem Orchester ist das ca. 60 
ÖPNV-Minuten entfernte Gießen (hier das Philharmonische Orchester Gießen 
als Teil des Stadttheaters Gießen). 
Eine Erhebung der Auslastungen am Heimatspielort ist nach Einschätzung 
von METRUM für die LO nicht aussagekräftig, da keines der Orchester am 
Heimatort über einen vollwertigen Konzertsaal verfügt, der dem Orchester ge-
hört. Die Auslastungen an den Gastspielorten werden in diesem Bericht nicht 
analysiert, da sie für viele LTLO nicht systematisch erhoben werden, da die 
Gastspielorte als Veranstalter agieren. 
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Analysen zur Neuen Philharmonie Westfalen 
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Abbildung	31:	Darstellung	relevanter	Einnahmeposten	 in	zeitlicher	Entwicklung	(nicht	alle	Posten	
berücksichtigt,	um	die	Übersichtlichkeit	zu	erhöhen) 
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Abbildung	32:	Darstellung	der	Zusammensetzung	aller	Einnahmen	in	2024	(letztes	Jahr	mit	zum	Zeit-
punkt	der	Analyse	finalem	Jahresabschluss) 

Finanzen NPW: Die Zuwendungen des Landes sind 2019 bis 2025 kontinu-
ierlich um etwas mehr als 1 Mio. EUR gestiegen, mit jährlichen Anstiegen. 
Dabei ist 2025 ein Sondereffekt von ca. 200 TEUR in dieser Summe enthalten 
(verursacht durch Mittel aus Projektförderung Brandschutz). Die Zuwendun-
gen der Städte Recklinghausen und Gelsenkirchen und des Kreises Unna sind 
in Summe im gleichen Zeitraum um ca. 900 TEUR gestiegen, ebenfalls mit 
jährlichen Anstiegen. Mit den substanziellen Zuwendungen der Stadt Gelsen-
kirchen sind auch die Dienste im Musiktheater im Revier abgegolten, wo die 
NPW als Opernorchester tätig ist. 
Die Zuwendung des LWL war 2019 bis 2022 konstant, ist dann im Übergang 
2022 nach 2023 um 100 TEUR gestiegen und seitdem wieder konstant.  
Das Land trägt ca. 36 % der öffentlichen Förderung und damit deutlich weniger 
als die Trägerkommunen. 
Die Personalkosten (inkl. Lohnnebenkosten) haben sich von 2022 nach 2025 
schrittweise erhöht, im Übergang 2024 nach 2025 nur um ca. 300 TEUR. Un-
ter der Annahme, dass diese Personalkosten im Übergang 2024 nach 2025 
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tarifbedingt um mindestens 5 % hätten steigen müssen17, deutet dies auf Spar-
maßnahmen im Personalkörper hin.  
Der Drittmittelanteil der NPW liegt in 2024 bei ca. 1,5 % der Einnahmen. 
Die NPW nutzt als Verwaltungsgebäude mit Depot und Probesälen ein 1918 
errichtetes Straßenbahndepot, das vor ca. 30 Jahren für diese neue Nutzung 
umgebaut wurde. Ca. 2024 fanden unter anderem eine Dachsanierung und 
eine Brandschutzsanierung statt, die auch durch das Land gefördert wurden. 
Angesichts des Alters des Gebäudes ist damit zu rechnen, dass mittelfristig 
weitere Sanierungsthemen anfallen werden, aber in den Hintergrundgesprä-
chen wurden keine kurzfristigen Bedarfe benannt. 
Die Jahresabschlüsse 2021 bis 2024 weisen negative Beträge aus, was auf 
einen Verbrauch von Rückstellungen hinweist – die Situation ist aber dadurch 
komplex, dass die NPW eine „Minderung zu den gezahlten Zuschüssen“ als 
Aufwand erfasst, was im Kontext mit einer Rückzahlungsverpflichtung steht. 
Die genauen administrativen Details dieses Komplexes wurden im Gutachten 
nicht untersucht, aber es besteht das Risiko, dass dort finanzielle Gefahren 
liegen. 
Die NPW hat den Kostendruck der letzten zwei Jahre in Summe durch 
Einsparungen im Personalbereich, durch (Sonder-)Zuwendungen des 
Landes und durch die Erhöhung der Zuwendungen durch die Stadt Gel-
senkirchen, die Stadt Recklinghausen und den Kreis Unna bewältigt.  
In 2027 wird sich die finanzielle Situation schwierig darstellen und es müssen 
Maßnahmen unternommen werden, um mit den weiteren Tarifsteigerungen 
umzugehen, damit die NPW weiterhin tragfähig bleibt. 
 
 
 

	
17 Die tatsächlichen tarifbedingten Anstiege der Personalkosten sind wegen der Vermischung 
mit anderen Effekten (siehe Analyse 12), wegen der Mischung aus verschiedenen bei den In-
stitutionen gültigen Tarifverträgen und wegen der Mischung aus Einmalzahlungen, Erhöhungen 
von Mindestbeträgen und prozentualen Erhöhungen in den Tarifabschlüssen nicht im Detail 
nachvollziehbar. Die Annahme von „min. 5 %“ dient daher als für alle gültiger Hinweis auf die 
Größenordnung. 
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Abbildung	33:	Anzahl	der	Veranstaltungen	der	Neuen	Philharmonie	Westfalen	je	Landkreis/kreisfreie	
Stadt	(Spielzeit	24/25) 

	
Abbildung	 34:	 Anzahl	 der	 von	 der	 Neuen	 Philharmonie	 Westfalen	 angebotenen	 Tickets	 je	 Land-
kreis/kreisfreie	Stadt	(Spielzeit	24/25) 

2,360 
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Wirkung NPW: Die NPW ist primär in ihrem Trägergebiet aktiv. Dazu gehört 
auch die substanzielle Präsenz in Gelsenkirchen als Opernorchester des Mu-
siktheaters im Revier. Außerhalb der Städte spielt die NPW ca. 25 % ihrer 
Veranstaltungen in NRW an Orten, die selbst nicht über ein Orchester verfü-
gen – davon den größten Teil in den Landkreisen, in denen die drei Städte 
jeweils gelegen sind. 
Gelsenkirchen, Recklinghausen und Unna liegen in einer dicht besiedelten 
Region, in der mit Essen, Bochum und Dortmund Städte in naher Reichweite 
liegen, die selbst über professionelle Orchester verfügen. 
Eine Erhebung der Auslastungen am Heimatspielort ist nach Einschätzung 
von METRUM für die LO nicht aussagekräftig, da keines der Orchester am 
Heimatort über einen vollwertigen Konzertsaal verfügt, der dem Orchester ge-
hört. Die Auslastungen an den Gastspielorten werden in diesem Bericht nicht 
analysiert, da sie für viele LTLO nicht systematisch erhoben werden, da die 
Gastspielorte als Veranstalter agieren. 
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E) Handlungsbedarfe 
	
Aus den IST-Analysen leitet METRUM folgende Handlungsbedarfe ab, die das 
Zukunftskonzept und die Verhandlungen zu dessen Umsetzung aufgreifen 
sollten: 
 

1. Eine gemeinsame Quantifizierung dessen, was der im Kulturgesetz-
buch geforderte „angemessene Zugang zu den darstellenden und 
musikalischen Künsten in allen Teilen des Landes“ für die Aktivitä-
ten der Landestheater und Landesorchester bedeutet, sollte erreicht 
werden (siehe Analyse 4). Da es keine allgemein anerkannte Quantifi-
zierung dieser Begriffe gibt, muss das Zukunftskonzept eine Grund-
lage schaffen, über die dann Land, Kommunen und Institutionen 
verhandeln können. 
Insbesondere sollte in diesen Verhandlungen geklärt werden, wie da-
mit umgegangen wird, dass: 

a) zwei der Landestheater (BBD und WLT) deutlich mehr in der Flä-
che präsent sind und zwei andere (LTD und RLT) vergleichs-
weise weniger in der Fläche präsent sind, weil sie zusätzlich auch 
Stadttheaterfunktion wahrnehmen. Dieser Unterschied bildet 
sich auch darin ab, dass LTD und RLT (anders als BBD und 
WLT) sehr substanzielle Förderung von den Städten bzw. Krei-
sen erhalten, in denen sie präsent sind. Es wird eine zu verhan-
delnde Frage sein, wie diese Unterschiede sich auf die 
Quantifizierung der Umsetzung des Kulturgesetzbuches auswir-
ken (siehe Analysen der Einzelinstitutionen und Analyse 3). 

b) die drei Landesorchester alle unterschiedliche Funktionsweisen 
haben, die im Sinne der Forderung des Kulturgesetzbuches je-
weils individuell zu interpretieren sind: Die NWD ist breit im Trä-
gergebiet präsent, erhält von dort substanzielle 
Finanzierungsbeiträge und versorgt so die Fläche; die PSW ist in 
einer Region mit vergleichsweise geringer Bevölkerungsdichte 
eine der wenigen Anbieterinnen von Orchestermusik und ver-
sorgt so die Fläche; und die NPW ist einerseits als Opernorches-
ter und andererseits als Kooperationspartnerin und 
Reiseorchester primär in ihren Heimatkreisen präsent und ver-
sorgt so Ballungsrandzonen (siehe Analysen der Einzelinstitutio-
nen). 

2. Eine gemeinsame mehrjährige finanzielle Zukunftsplanung für 
alle LTLO sollte im Dialog zwischen Land, Kommunen und Insti-
tutionen entwickelt werden. Dabei sollte explizit klar werden, wie mit 
den bestehenden und weiter steigenden Finanzdrücken durch die Ta-
rifkostensteigerung umgegangen wird (siehe Analyse 11). Nur so kann 
die dringend nötige Planungssicherheit für alle Beteiligten hergestellt 
werden, die verhindert, dass wiederholt kurzfristige Notsituationen ent-
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stehen (siehe Analyse 12), und nur so kann die kurz-, mittel- und lang-
fristige Tragfähigkeit des Systems erhalten werden (siehe Analysen 
der Einzelinstitutionen). 

3. Das Berichtswesen (Finanzen und Besuchsstatistik) der LTLO 
sollte standardisiert und vereinheitlicht werden (siehe Analysen 8 
und 9). Durch eine Standardisierung kann den Schwächen entgegen-
gewirkt werden, die die bestehende „e. V.“-Struktur von sechs der sie-
ben LTLO nach Erfahrung von METRUM mit sich bringt. Zusätzlich 
kann durch die Vereinheitlichung die Grundlage für eine vergleichbare 
Quantifizierung der Aktivitäten im Sinne des Kulturgesetzbuchs ge-
schaffen werden und das Berichtswesen wird vereinfacht.  

4. Die Governance der LTLO, insbesondere die Einbeziehung des 
Landes und die Förderart (siehe Analyse 10) sollten verbessert 
werden (siehe Analysen 8, 10 und 12). Indem durch diese Einbezie-
hung die Kommunikation verbessert wird, kann der trilaterale Aus-
tausch zwischen Land, Kommunen und Institutionen optimiert werden, 
der nach Einschätzung von METRUM ein zentraler Erfolgsfaktor für 
die Zukunft ist. 
Dazu gehört auch, zu hinterfragen, ob Fest- und Fehlbetragsfinanzie-
rung in Zukunft noch beide vorkommen müssen. 

5. Anstrengungen zur Diversifizierung des Publikums und zu einer 
besseren Messung der Diversität sollten unternommen werden 
(siehe Analyse 6). Das Monitoring der eigenen Publika ist ein wichtiger 
Teil der Quantifizierung der Auftragserfüllung und kann wesentliche Er-
kenntnisse für die Zukunft liefern. 
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F) Zukunftskonzept 
	
F.1) Rahmenbedingungen für das Zukunftskonzept 
 
Zukunfts-Rahmenbedingung 1: METRUM kann keine Aussagen dazu täti-
gen, welche Aufteilung der Finanzierung zwischen verschiedenen öffentlichen 
Gebietskörperschaften, also z. B. zwischen Land, Kreis und Stadt, die „rich-
tige“ ist. Hintergrund ist, dass Finanzierungsstrukturen von Kulturinstitutionen 
in der Regel historisch gewachsen sind und oft anhand von praktischen politi-
schen Machbarkeiten entwickelt wurden – und es daher keine Best Practice 
für die Verteilung der Finanzierungslast gibt. Eine konkrete Empfehlung zur 
Aufteilung der Finanzierung wäre daher eine willkürliche Setzung und nicht 
gut begründbar. 
 
Zukunfts-Rahmenbedingung 2: Im Zukunftskonzept soll ausdrücklich nicht 
die Existenz von einzelnen Einrichtungen oder Sparten in Frage gestellt wer-
den – diese Setzung erfolgte durch das MKW früh im Projekt. Es werden al-
lerdings bei der Diskussion der möglichen Szenarien mit Blick auf die 
Finanzierungsbedarfe auch Szenarien und deren Auswirkungen dargestellt, 
die substanzielle Einschnitte für einzelne Institutionen bedeuten würden. 
 
Zukunfts-Rahmenbedingung 3: Der Fokus des Auftrags von METRUM lag 
auf der Gesamtstruktur, daher beinhaltete der Auftrag nicht, in jeder einzelnen 
der sieben betrachteten Institutionen jede Einnahmen- und/oder Ausgaben-
Position dahingehend zu untersuchen, ob sie noch Optimierungspotenziale 
enthält. 
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F.2) Szenario-unabhängige Empfehlungen sowohl für die Gesamtebene 
wie auch für die einzelnen Institutionen 
 
Im Folgenden formuliert METRUM Empfehlungen, deren Umsetzung unab-
hängig von konkreten Szenarien zu Finanzierungsbedarfen sind. Durch ihre 
Umsetzung wird erreicht, dass die Kennzahlen vereinheitlicht und präzisiert 
werden (siehe Handlungsbedarf 1), dass ein formales Vehikel mit den nach 
Einschätzung von METRUM angemessenen Teilnehmern für eine Verbesse-
rung der Planungssicherheit und der Kommunikation geschaffen wird (siehe 
Handlungsbedarfe 2 und 4), dass die Publika der LTLO besser bekannt wer-
den (siehe Handlungsbedarf 5) und dass das Berichtswesen und die Gover-
nance optimiert werden (siehe Handlungsbedarfe 3 und 4). 
Noch nicht geklärt ist auf Basis der Szenario-unabhängigen Empfehlungen die 
entscheidende Frage, welche Szenarien mit welchen Finanzierungsbedarfen 
für die Zukunft bestehen. Diese Frage wird nachfolgend in F.3 diskutiert. 
 
F.2.1) Empfehlung 1: Gemeinsame Zielvereinbarungen für bessere 
Kommunikation und mehr Planungssicherheit 
 
Wir empfehlen, in naher Zukunft Zielvereinbarungen zwischen Land, Kommu-
nen, Kreisen, LWL (wo zutreffend) und Institutionen über mind. 3 Jahre anzu-
streben. 
Die Zielvereinbarungen sollten einen dann abschließend verhandelten Kata-
log von wo möglich quantifizierten Zielen enthalten (siehe Empfehlung 2 für 
Vorschläge von METRUM, was diese Ziele sein können). 
Weiterhin sollten diese Zielvereinbarungen Aussagen dazu enthalten, wie sich 
die jeweiligen Förderhöhen der verschiedenen Zuwendungsgeber entwickeln 
werden. METRUM ist bewusst, dass sich öffentliche Haushalte aktuell dyna-
misch entwickeln und eine feste Zusage durch manche oder alle der Finan-
zierungspartner eventuell nicht erreichbar ist. In diesem Fall sollten 
unverbindliche Rahmensetzungen verhandelt werden, die von allen ange-
strebt werden, aber die unter Haushaltsvorbehalt stehen und von denen (dann 
bei frühzeitiger Benachrichtigung aller) abgewichen werden kann. 
 
Begründung: 

• Die bisherigen Zielvereinbarungen (die nach heutigem Stand alle aus-
gelaufen sind) wurden zwischen Land und Institutionen geschlossen, 
ohne dass die kommunalen Träger beteiligt waren. Dadurch kommt es, 
wie in den Handlungsbedarfen beschrieben, zu Störungen in der Kom-
munikation. 

• Planungssicherheit ist für alle Partner ein wesentliches Erfolgskrite-
rium. Siehe hierzu auch den „Zukunftspakt Bühne“, den der Deutsche 
Bühnenverein vorschlägt und in dem empfohlen wird, Folgendes zu 
vereinbaren: „Finanzierungszusage für mindestens drei Jahre, Aus-
sage zur Höhe und Entwicklung der Zuwendung, zur Übernahme von 
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Tarifsteigerungen sowie zu Investitionsplanungen (Instandhaltung von 
Bau und Bühnentechnik und Sanierungsvorhaben)“ (S. 7). 

• Durch eine mehrjährige Vereinbarung wird vermieden, dass alle LTLO 
einzeln jedes Jahr mit eigener Verhandlungstaktik in den Dialog mit 
dem Land treten. Sie wird durch ein transparentes und für alle gleiches 
System ersetzt, das substanziell weniger Abstimmungsaufwand und 
Diskussion verursacht. 

• Durch das Prinzip der Gegenseitigkeit, bei der alle an der Finanzierung 
Beteiligten ihre Zuwendungen gemeinsam planen, wird vermieden, 
dass jedes Jahr erneut die politische Frage gestellt wird, wer welchen 
Anteil an der Finanzierung der LTLO trägt. Stattdessen könnte diese 
Frage einmalig verhandelt und ab dann stetig fortgesetzt werden. 

• Vergleichbare Strukturen sind in Deutschland verbreitet, z. B. in den 
Theaterverträgen in Sachsen-Anhalt oder dem Theater- und Orches-
terrahmenvertrag in Brandenburg. 

 
F.2.2) Empfehlung 2: Neue, transparente und messbare Indikatoren für 
die Erfüllung der Forderungen des Kulturgesetzbuchs nach angemes-
senem Zugang zu den Angeboten in allen Teilen des Landes 
 
METRUM empfiehlt, für alle sieben LTLO folgende zwei zu erfüllende Kriterien 
gleichermaßen festzulegen: 
 

1. „Garantie“ der Zusammenarbeit mit Kommunen ohne Theater 
oder Orchester im Rahmen der Möglichkeiten: Alle LTLO sollten 
sich verpflichten, auf Anfragen von Kommunen aus NRW, die nicht 
selbst über ein Theater oder Orchester verfügen, schnell und positiv 
zu reagieren und nach Möglichkeit ein Gastspiel oder eine Kooperation 
zu planen.  
„Nach Möglichkeit“ bedeutet in diesem Fall:  

a. Jedes LTLO kann – wie bisher auch – einen Preis für ein Gast-
spiel festlegen, der mit den Preisen für andere Gastspiele ver-
gleichbar ist und der mögliche längere Anfahrten und 
Übernachtungskosten berücksichtigt. 

b. Je nach Anfrage und Programmplanung kann es sein, dass 
eine Präsenz in der anfragenden Kommune erst in der nächs-
ten, noch nicht fest geplanten Spielzeit möglich ist. 

c. Die Wahl des Formats und des künstlerischen Inhalts muss zu 
den Gegebenheiten vor Ort passen – ein sinfonisches Konzert 
macht z. B. nur Sinn, wenn ein angemessener Saal zur Verfü-
gung steht; es ist aber denkbar, dass alternativ eine kleine Be-
setzung auch in einer anderen Räumlichkeit spielt. 

Falls eine Kommune keine schnelle und konstruktive Antwort von ei-
nem LTLO erhält, sollte es die Möglichkeit geben, dass die betroffene 
Kommune das MKW über die Sachlage informiert und Abhilfe fordert. 
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Begründung: Eine solche „Garantie“ macht die Forderung des Kultur-
gesetzbuchs deutlich, aber macht gleichzeitig klar, dass die Verant-
wortung für die Initiative, und auch für die Bereitstellung eines 
angemessenen Honorars, in der jeweiligen Kommune liegt.  

2. Regelmäßige partizipative Projekte: Alle sieben Institutionen sollten 
die Vorgabe erhalten, dass sie jedes Jahr mindestens zwei kollabora-
tive Projekte mit Kommunen in NRW ohne eigenes Theater oder Or-
chester und nicht an ihrem Sitzort durchführen. Die Form dieser 
Projekte ist nicht vorgegeben, sondern kann von den Institutionen 
selbst frei gestaltet werden; die Projekte müssen jedoch folgende Ei-
genschaften haben: 

• Sie müssen partizipativ sein in dem Sinne, dass Personen vor 
Ort einen wesentlichen Teil der künstlerischen Gestaltung mit-
prägen und eigene Ideen einbringen. 

• Sie müssen längerfristig sein in dem Sinne, dass sie über Wo-
chen oder Monate laufen, z. B. durch Probezeiten vor Ort. 

Begründung: Die Forderung nach partizipativen, längerfristigen Pro-
jekten mit Kommunen bildet die Erkenntnis aus den Hintergrundge-
sprächen ab, dass moderne Ansätze der Versorgung der Fläche nicht 
allein die Bespielung in Form von Gastspielen ins Zentrum stellen, son-
dern auch die kooperative Zusammenarbeit, bei der Personen aus den 
versorgten Kommunen aktiv und selbsttätig in Zusammenarbeit mit 
großen Institutionen Kultur schaffen. Solche Projekte sind aufwändi-
ger, erreichen aber in der Regel eine stärkere Wirkung, an die sich die 
teilnehmenden Personen länger erinnern. Wegen der Vielzahl der 
denkbaren Projekte und der individuellen Möglichkeiten der Institutio-
nen soll aber die Gestaltung der Projekte den Institutionen selbst über-
lassen werden. Es gibt verschiedene Möglichkeiten, auch innerhalb 
des "Regionalen Kultur Programms NRW“, solche Projekte gesondert 
fördern zu lassen. 

 
Zusätzlich empfiehlt METRUM als Teil des Konzepts, zwei weitere von einzel-
nen (nicht allen) Institutionen zu erfüllende Kriterien festzulegen: 
 

3. Erfolgreiche Drittmittelakquise (alle außer PSW): Die Institutionen 
erhalten die Vorgabe, dass sie sich verstärkt um Drittmittel bemühen. 
Als „Drittmittel“ zu verstehen sind sowohl öffentliche wie private Pro-
jektmittel (z. B. zweckgebundene Mittel aus Landes- oder Bundespro-
grammen, von der Kulturstiftung des Bundes, von der Beisheim 
Stiftung oder Ähnlichen) als auch Spenden (vom Freundeskreis, von 
Mäzenen etc.) und Sponsoring (bei dem geldwerte Leistungen, wie z. 
B. Namensrechte, Firmentickets, Sonderplätze etc. an Sponsoren ver-
geben werden). 
Zum Nachweis dafür, dass diese Bedingung erreicht wird, sollte gefor-
dert werden, dass jedes Haus einen Plan zur Drittmittelakquise vorlegt, 
der Ziele und Strategien für Ansprachen und Zielsummen benennt, 
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und dann am Jahresende nachweist, dass der Plan umgesetzt wurde 
– auch wenn das nicht immer zum Erfolg geführt hat. Es ist nach Er-
fahrung von METRUM nicht möglich, feste Summen pro Einrichtung 
als Zielgröße für die Drittmittelakquise zu benennen, da die Erfolgs-
chancen von vielen Spezifika der Institutionen18 und Regionen und 
auch von Zufällen und persönlichen Kontakten abhängen. Es sollte 
aber für jedes Haus mit einigen Jahren Vorlauf möglich sein, seinen 
Betrag an erwirtschafteten Drittmitteln deutlich zu erhöhen.  
Nachdem Land und Institutionen zwei Jahre lang Erfahrungen mit die-
sen Plänen und Berichten gesammelt haben, ist denkbar, dass ab 
dann auch konkrete Zielsummen für die erfolgreiche Drittmittelakquise 
an die einzelnen Institutionen gesetzt werden. 
Begründung: Das Kriterium bildet die Tatsache ab, dass langfristig 
eine höhere Unabhängigkeit der Kulturinstitutionen in Deutschland von 
öffentlicher Förderung nach Einschätzung von METRUM ein dringend 
anzustrebendes Ziel ist. Kurzfristig ist nach Erfahrung von METRUM 
allerdings nicht realistisch, dass Institutionen durch Drittmittelakquise 
einen entscheidenden Beitrag zur finanziellen Stabilisierung leisten.  

4. Spürbare Präsenz in aktuell wenig versorgten Landkreisen: Die LT 
müssen jeweils mindestens 2.500 Besuche bei mind. 25 Veranstaltun-
gen in mind. 5 verschiedenen aktuell mit Schauspiel unterversorgten 
Landkreisen nachweisen können. Diese sind nach der Kulturversor-
gungsanalyse von METRUM (siehe oben) in NRW aktuell: 

• Kleve 
• Minden-Lübbecke 
• Warendorf 
• Hochsauerlandkreis 
• Soest 
• Olpe 
• Siegen-Wittgenstein 
• Oberbergischer Kreis 
• Euskirchen 
• Heinsberg 

Die PSW muss mindestens 1.000 Besuche bei mind. 10 Veranstaltun-
gen in mind. 2 verschiedenen für sie erreichbaren, aktuell mit Orches-
terangeboten unterversorgten Landkreisen nachweisen können. Diese 
sind nach der Kulturversorgungsanalyse von METRUM (siehe oben) 
in NRW aktuell: 

• Soest 
• Hochsauerlandkreis 
• Olpe 
• Oberbergischer Kreis 

	
18 So wird es für die PSW sehr schwierig werden, neue Großsponsoren zu gewinnen, da die 
PSW bereits über einen solchen verfügt; und für die NPW könnte es schwierig werden, da sie 
über keinen eigenen Saal verfügt, was die Möglichkeiten für Sponsoring deutlich reduziert. 
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• Euskirchen 
NPW und die NWD müssten die Möglichkeit einer Präsenz in drei prin-
zipiell für sie erreichbaren aktuell mit Orchesterangeboten unterver-
sorgten Landkreisen prüfen: 

• Kreis Heinsberg (für NPW) 
• Kreis Kleve (für NPW) 
• Kreis Steinfurt (für NPW und NWD) 

Da diese drei Kreise von den beiden Landesorchestern vergleichs-
weise weit entfernt sind, und es angesichts der geringen Auswahl an 
Kreisen nicht sicher ist, dass geeignete Kooperationspartner vor Ort 
gefunden werden können, sollte hier keine numerische Vorgabe ge-
macht werden, sondern nur gefordert werden, dass die Möglichkeiten 
einer Präsenz untersucht werden. 
Begründung: Die Versorgung aktuell unterversorgter Landkreise ist 
eine eindeutig aus dem Kulturgesetzbuch ableitbare Aufgabe der 
LTLO. 

 
Als letzten Teil der Kriterien empfiehlt METRUM, für jede Institution ein jährli-
ches Ziel für Besuchszahlen und Veranstaltungszahlen außerhalb der eigenen 
Sitzorte an Orten in NRW ohne eigenes Ensemble festzulegen.  
 

5. Zielzahlen für die Präsenz in der Fläche: Es sollte dabei den Institu-
tionen überlassen bleiben, wo sie die Veranstaltungen durchführen, da 
das operative Know-how der Institutionen selbst und die Nachfrage der 
Orte die Verteilung besser regeln werden als eine strenge regionale 
Vorgabe. Durch die „Garantie“ und die Forderung nach der Versorgung 
besonders unterversorgter Landkreise sind weiterhin Rahmenbedin-
gungen für diese Verteilung vorgegeben. 
Zu diesen Zahlen sollen auch mögliche Besuche gezählt werden kön-
nen, bei denen – durch spezielle Mobilitätsprogramme oder Ähnliches 
– Personen aus Orten außerhalb des Sitzortes der Institutionen die 
Möglichkeit erhalten, Veranstaltungen zu besuchen (aber nicht auf re-
guläre Weise entstandene Besuche von Personen mit anderen Wohn-
orten). 
Immer mitgezählt werden dürften Veranstaltungen in den Heimatkrei-
sen, die außerhalb des Sitzortes stattfinden (da auch diese Versor-
gung benötigen), und auch mitgezählt werden dürften Präsenzen, die 
im Sinne von Kriterium 4 in besonders wenig versorgten Landkreisen 
stattfinden. 
Die Kombination aus Besuchen und Veranstaltungen soll deutlich ma-
chen, dass eine angemessene Versorgung einerseits darin besteht, 
dass auch kleinere Veranstaltungen in der Fläche stattfinden – aber 
andererseits zu verhindern ist, dass eine nur an Veranstaltungszahlen 
geknüpfte Bedingung nur durch Aufführungen mit sehr kleinen Beset-
zungen erreicht wird oder eine nur an Besuchszahlen geknüpfte Be-
dingung nur durch Präsenzen in sehr großen Sälen erreicht wird. 
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Die Festlegung dieser Zielzahlen ist eine der Kernfragen für die 
Zukunft. Nachdem – wie in Handlungsbedarf 1 beschrieben – es hier 
keine allgemein anerkannte Zielgröße oder einheitliche Praxis unter 
den Landestheatern in Deutschland gibt, kann METRUM keine gut be-
gründeten Zielzahlen empfehlen. Um aber für die nötigen Verhandlun-
gen den Raum der Möglichkeiten aufzuspannen, hat METRUM in der 
folgenden Tabelle zwei Varianten möglicher Zielzahlen dargestellt: 
eine eher konservative, die sich am Status quo der Präsenz in der Flä-
che orientiert, und eine deutlich gesteigerte. METRUM kann nicht be-
urteilen, ob die deutlich gesteigerten Zahlen in jedem Fall erreichbar 
wären19 und welche Auswirkungen das gerade für LTD und RLT für die 
Programme vor Ort hätte – aber die höheren Zahlen stellen aus Sicht 
von METRUM das obere Ende der Werte dar, die ohne eine grund-
sätzliche Neukonzeption der Institutionen denkbar sind. 
Denkbar ist auch, dass im Sinne eines Anreizsystems in den Verhand-
lungen vereinbart wird, eine bestimmte Förderhöhe erst auszuzahlen, 
wenn ein höherer Wert erreicht wird, und davor nur eine geringere För-
dersumme. Dieses Thema wird auch bei der Szenarien-Diskussion in 
F.3 erneut zur Sprache kommen. 

 

 
Tabelle	4:	Darstellung	denkbarer	jährlicher	Zielzahlen	für	Besuchszahlen	und	Veranstaltungszahlen	
außerhalb	der	eigenen	Sitzorte	an	Orten	in	NRW	ohne	eigenes	Ensemble,	für	die	Landtheater 

Für die Landesorchester sind diese Zielzahlen differenzierter zu betrachten, 
da diese, wie in Handlungsbedarf 1 beschrieben, ihren Beitrag zur angemes-
senen Versorgung auf verschiedene Weisen im Trägergebiet leisten. 

	
19 Limitierende Faktoren können, wie in Analyse 5 beschrieben, die kommunalen Haushalte an 
den Gastspielorten sein. Falls sich in Zukunft Absagen aus finanziellen Gründen häufen, wäre 
das ein Faktum, was bei der Bewertung der Zielerreichung mitzubetrachten wäre. 

Oberer Rand der Spanne (entspricht 
deutlicher Steigerung)

Unterer Rand der Spanne 
(entspricht eher Status quo)

min. 30.000 Besuche, 
min. 165 VA

Keine größere Erhöhung denkbar, da bereits im 
IST sehr hoher Anteil in der Fläche

min. 25.000 Besuche,
min. 140 VABBD

min. 60.000 Besuche, 
min. 240 VA

min. 40.000 Besuche, 
min. 160 VALTD

min. 25.000 Besuche, 
min. 115 VA

min. 15.000 Besuche,
min. 70 VARLT

min. 60.000 Besuche, 
min. 215 VA

Keine größere Erhöhung denkbar, da bereits im 
IST sehr hoher Anteil in der Fläche

min. 50.000 Besuche,
min. 180 VAWLT
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Für die NWD würden die Besuche und Veranstaltungen im Trägergebiet sowie 
außerhalb des Trägergebiets (immer nur an Orten in NRW ohne eigenes pro-
fessionelles sinfonisches Orchester) für diese Zielzahl gewertet, sodass die 
Vorgabe primär bedeutet, dass die NWD auch weiterhin als Landesorchester 
verpflichtet ist, in ihrem Trägergebiet präsent zu sein. Aber auch Präsenzen 
außerhalb des Trägergebiets würden hier mitgezählt, sodass für die NWD ein 
Anreiz bestünde, mehr auch außerhalb des Trägergebiets in NRW aktiv zu 
sein. 
 

 
Tabelle	5:	Darstellung	denkbarer	jährlicher	Zielzahlen	für	Besuchszahlen	und	Veranstaltungszahlen	
außerhalb	der	Stadt	Herford	an	Orten	in	NRW	ohne	eigenes	Orchester,	für	die	NWD 

Für die PSW würden alle Besuche und Veranstaltungen außerhalb von Siegen 
(immer nur an Orten in NRW ohne eigenes professionelles sinfonisches Or-
chester) für diese Zielzahl gewertet. Hier ist besonders wichtig, dass dazu 
auch Präsenzen im Kreis Siegen-Wittgenstein zählen dürfen, wo die PSW 
eine wichtige Rolle in der Versorgung spielt. 
 

 
Tabelle	6:	Darstellung	denkbarer	jährlicher	Zielzahlen	für	Besuchszahlen	und	Veranstaltungszahlen	
außerhalb	der	Stadt	Siegen	an	Orten	in	NRW	ohne	eigenes	Orchester,	für	die	PSW 

 
Für die NPW würden hierbei nur Veranstaltungen außerhalb der Städte Reck-
linghausen, Gelsenkirchen und Unna als „außerhalb des Sitzorts“ zählen, da 
wegen der Präsenz am Musiktheater im Revier alle anderen Zählweisen ver-
zerrend wären. Daher ist die Zahl der geforderten Besuche und Veranstaltun-
gen vergleichsweise niedrig. Wichtig ist, dass auch hier die Präsenzen in den 
Kreisen (aber nicht in den Städten) Gelsenkirchen, Recklinghausen und Unna 
zu diesen Zielzahlen zählen dürfen, da die NPW in diesen Ballungsrandzonen 
eine wichtige Rolle in der Versorgung auch in Kooperation mit vielen Chören 
etc. spielt. 
 

Oberer Rand der Spanne (entspricht 
deutlicher Steigerung)

Unterer Rand der Spanne 
(entspricht eher Status-Quo)

min. 60.000 Besuche,
min. 135 VA

min. 47.500 Besuche,
min. 110 VANWD

Oberer Rand der Spanne (entspricht 
deutlicher Steigerung)

Unterer Rand der Spanne 
(entspricht eher Status-Quo)

min. 35.000 Besuche,
min. 75 VA

min. 25.000 Besuche,
min. 55 VAPSW
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Tabelle	6:	Darstellung	denkbarer	jährlicher	Zielzahlen	für	Besuchszahlen	und	Veranstaltungszahlen	
außerhalb	der	Städte	Gelsenkirchen,	Recklinghausen	und	Unna	an	Orten	in	NRW	ohne	eigenes	Orches-
ter,	für	die	NPW 

F.2.3) Empfehlung 3: Verbesserungen bei Rechtsform und Governance 
 
Wir empfehlen, dass alle Landestheater und Landesorchester folgende 
Schritte zur besseren Vergleichbarkeit und Professionalisierung der Struktu-
ren und der Governance durchführen: 

1. Einführung eines einheitlichen Kontorahmens, den alle Buchhaltungen 
ab 2027 verwenden, sowie einer Buchführung nach den Standards ei-
ner GmbH 

2. Einführung einer immer nach dem gleichen Prinzip durchgeführten De-
ckungsbeitragsrechnung für Gastspiele, um Preise und Effizienzen 
transparent zu machen 

3. Einführung eines einheitlichen Regelwerks, wie Veranstaltungen und 
Besuche erfasst und kategorisiert werden 

4. Einführung des Prinzips, dass alle Jahresabschlüsse – vergleichbar 
wie bei einer GmbH – von einer externen Wirtschaftsprüfung geprüft 
werden 

5. idealerweise Umstellung aller Wirtschaftsjahre auf Spielzeiten 
6. Einführung von Verwaltungsräten für alle Landestheater und Lan-

desorchester (außer LTD, das als GmbH über einen Aufsichtsrat ver-
fügt), in denen sowohl alle an der Finanzierung beteiligten öffentlichen 
Gebietskörperschaften wie auch zwei externe Expert:innen Mitglieder 
sind. Die Verwaltungsräte sollten regulär einmal pro Jahr tagen und 
den Jahresabschluss des Vorjahres zusammen mit dem Wirtschafts-
plan für das Folgejahr besprechen und freigeben. Für das Land wäre 
denkbar, dass Vertretungen entweder des MKW oder der Bezirksre-
gierungen teilnehmen. Um diese Empfehlung umzusetzen, müssen die 
Satzungen der meisten Trägervereine angepasst werden. Ein mögli-
cher Modus wäre beispielsweise, dass immer direkt nach der Verwal-
tungsratssitzung eine Vorstandssitzung stattfindet, die dann auf Basis 
der Diskussion im Verwaltungsrat verbindliche Entscheidungen trifft. 

7. Für das LTD empfehlen wir analog, dass das Land NRW einen Sitz im 
Aufsichtsrat der GmbH erhält. Dazu muss die Satzung der GmbH an-
gepasst werden.  

 
Begründung: 

• Aus Sicht von METRUM ist die Rechtsform e. V. (siehe Handlungsbe-
darf 3) ab einer gewissen Größe der Unternehmung, die alle LTLO 

Oberer Rand der Spanne (entspricht 
deutlicher Steigerung)

Unterer Rand der Spanne 
(entspricht eher Status-Quo)

min. 32.000 Besuche,
min. 90 VA

min. 25.000 Besuche,
min. 70 VANPW
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überschreiten, nicht mehr ideal. Daher wäre im Prinzip eine Umstel-
lung auf die Rechtsform GmbH organisatorisch geboten. 

• Nach Einschätzung von METRUM birgt aber in den konkreten Fällen 
der als e. V. verfassten LTLO (alle außer LTD) die Änderung der 
Rechtsform erhebliche Risiken: 

o Es wäre zu klären, wer dann die Gesellschafter der neu entste-
henden GmbH wären. Dabei wäre es kaum denkbar, dass alle 
bisherigen Vereinsmitglieder als Gesellschafter eintreten: Ers-
tens sind die formalen Hürden dafür, dass eine Kommune eine 
Beteiligung an einer GmbH übernimmt, deutlich höher als bei 
einer Vereinsmitgliedschaft; zweitens sind viele Gesellschafter 
mit teilweise kleinen Anteilen in der Regel nicht ideal für die 
Governance einer GmbH. Wenn aber die GmbHs nur wenige 
Gesellschafter hätten, z. B. Stadt und Kreis, würden sich an-
dere bisherige Vereinsmitglieder unter Umständen ausge-
schlossen fühlen. Man könnte diese zwar über einen Beirat 
oder ähnliches einbinden, aber der Status würde sich verän-
dern. 

o Alle Veränderungen an den Rechtsformen gehen für die LTLO 
immer auch mit der Gefahr einher, dass Kommunen mit knap-
pen Haushalten die Gelegenheit nutzen, ganz aus der Finan-
zierung auszusteigen. 

Vor diesem Hintergrund empfiehlt METRUM statt der direkten Um-
wandlung in die Rechtsform GmbH die Anpassung der Vereinsstruktu-
ren wie oben beschrieben. 

• Diese neuen Strukturen sind die notwendige Voraussetzung für das in 
Empfehlung 2 dargestellte transparente und objektive Kennzahlensys-
tem. Nur, wenn alle LTLO ihre Zahlen systematisch und vergleichbar 
messen, ist das nötige Berichtswesen belastbar. 

• Die Einführung von Verwaltungsräten löst das in Handlungsbedarf 4 
beschriebene Problem der mehrspurigen Kommunikation von Erwar-
tungshaltungen. Bisher erfolgte die Kommunikation ohne starke ge-
genseitige Abstimmung – mit den Trägern über die Vereinsgremien 
und mit dem Land nur über die Verwendungsnachweise. Durch die 
Einführung von Verwaltungsräten (wie beim WLT bereits erprobt) wird 
der Austausch über die Erwartungshaltungen aller Geldgebenden in-
stitutionalisiert, ohne, dass an den rechtlichen Trägerstrukturen etwas 
geändert werden muss. 
 

F.2.4) Empfehlung 4: Umstellung der Landesorchester auf eine Festbe-
tragsfinanzierung  
 
Wir empfehlen, dass die Landesorchester, wie bisher schon die Landesthea-
ter, in Zukunft in Form einer Festbedarfsfinanzierung gefördert werden. 
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Begründung: 
• Wie in Handlungsbedarf 4 beschrieben, ist die Förderart (i. e. Festbe-

trags- oder Fehlbetragsfinanzierung) aktuell nicht einheitlich und er-
zeugt für die Landesorchester teilweise Nachteile. Durch die 
Umstellung auf eine Festbetragsfinanzierung wird es auch den Or-
chestern erleichtert, wirtschaftlicher zu denken und sich aus eigener 
Kraft auf zukünftige Risiken vorzubereiten, wie bei allen Landesthea-
tern aktuell geschehen (siehe die institutionsbezogenen Analysen 
oben). 

 
F.2.5) Empfehlung 5: Regelmäßige Wiederholung der Besucherbefra-
gung, Ausweitung auf Sitzorte und Landesorchester, und Ableitung von 
Maßnahmen zur Diversifizierung 
Wir empfehlen, dass in einem ersten Schritt alle LTLO ihr Publikum quantitativ 
besser erfassen. Ein passendes Werkzeug ist die Besucherumfrage, die das 
Büro der Landestheater NRW in Kooperation mit dem Software Innovation 
Campus der Universität Paderborn bereits erfolgreich für die Gastspielhäuser 
durchgeführt hat. Es ist nach Einschätzung von METRUM gut denkbar, diese 
Umfrage methodisch vergleichbar auf die Sitzorte und die Landesorchester zu 
erweitern und regelmäßig zu wiederholen. 
Als zweiter Schritt sollte pro LTLO aus den Ergebnissen abgeleitet werden, 
wo das Publikum deutliche Mängel an Diversität aufweist – z. B. weil junge 
Menschen zu wenig partizipieren oder weil der Anteil von Menschen mit Mig-
rationshintergrund sehr gering ist. Aus diesen Erkenntnissen sollten dann 
Maßnahmen zur besseren Ansprache der bisher weniger repräsentierten 
Gruppen abgeleitet werden. Denkbar sind gezieltes Marketing für solche 
Gruppen, neue Formate, die z. B. zu anderen Zeiten oder an anderen Orten 
stattfinden, oder neue Stoffe, die gezielt die Interessen einzelner, bisher we-
niger repräsentierter Gruppen abbilden. Welche Maßnahmen zu wählen sind, 
kann am besten von den Institutionen selbst entschieden werden. Die Erfolge 
solcher Maßnahmen können dann in Umfragen gemessen und ins Berichts-
wesen aufgenommen werden.  
Trotz anzustrebender und messbarer Verbesserungen der Diversität ist nicht 
zu erwarten, dass erreicht werden kann, dass das Publikum der LTLO in allen 
Merkmalen repräsentativ für die Gesellschaft ist. In den Publika der meisten 
Kulturinstitutionen in Deutschland sind z. B. ältere Personen mit höheren Bil-
dungsabschlüssen überrepräsentiert und diesen Trend können auch sehr gut 
funktionierende Maßnahmen zur Diversifizierung in der Regel nicht komplett 
nivellieren. 
 
Begründung: 
Wie im Kulturgesetzbuch § 10 Abs. 1 formuliert, soll es ein Ziel der Kulturför-
derung sein, „der Diversität der Gesellschaft im kulturellen Leben gerecht zu 
werden“. 
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F.2.6) Empfehlung 6: Finanzielle Optimierungen in Pricing und Energie-
nutzung 
 
Wir empfehlen, dass alle LTLO prüfen, ob zwei Aspekte der finanziellen Opti-
mierung bei ihnen sinnvoll eingesetzt werden können: 

1. Für LTLO mit einem substanziellen Anteil an Eigenveranstaltungen: 
Eine Optimierung der Ticketeinnahmen bei Eigenveranstaltungen 
durch dynamische Anpassung der Preise an die Nachfrage. Dieser An-
satz kann Ticketeinnahmen erhöhen und – je nach Ausgestaltung – 
auch andere Aspekte, wie die Teilhabegerechtigkeit, als Rahmenbe-
dingungen berücksichtigen.20 Falls die „Vollversion“ dieses Ansatzes, 
welche den Preis für jeden einzelnen Platz algorithmisch optimiert und 
festlegt – z. B. wie beim Kauf von Flugzeugtickets, oder wie von großen 
kommerziellen Musical-Anbietern in Deutschland umgesetzt – tech-
nisch nicht kurzfristig umsetzbar ist, sind auch einfachere Varianten 
denkbar. So können z. B. Stücke, bei denen die vergangenen Monate 
oder die Erfahrung des Hauses eine höhere Nachfrage erwarten las-
sen, kurz vor Vorverkaufsstart im Ticketpreis dynamisch erhöht wer-
den.  

2. Erarbeitung von Energiekonzepten für die Gebäude: Insbesondere bei 
NPW, BBD, LTD und NWD erscheint es naheliegend, zu prüfen, ob 
durch Maßnahmen am Gebäude die Energiekosten gesenkt werden 
können. In der Regel sind bei älteren Gebäuden, an denen solche 
Maßnahmen in den letzten Jahrzehnten nicht durchgeführt wurden, in 
diesem Bereich erhebliche Einsparungen erzielbar. Voraussetzung 
sind Investitionen in die Gebäude, die aber eventuell auf andere Weise 
als über die regulären Förderungen finanziert werden können. Für LTD 
und NWD, bei denen grundsätzliche Sanierungen bzw. Veränderun-
gen der Gebäude in der Diskussion sind, wäre zu prüfen, wann sich 
solche Investitionen finanziell amortisieren. Nur wenn der Zeitraum 
kürzer ist als die voraussichtliche Weiternutzung des Gebäudes, sind 
solche Maßnahmen denkbar. Es ist aber nach Erfahrung von MET-
RUM auch lohnend, bei mittelfristig anstehenden Sanierungen nach 
kurzfristig und noch vor der Sanierung umsetzbaren Maßnahmen zu 
suchen. 

 
Begründung: 
Beide Ansätze haben nach Erfahrung von METRUM Potenzial, die finanzielle 
Situation von Theatern und Orchestern zu verbessern. Anders als die von vie-
len LTLO bereits umgesetzten Einsparungen im Personalbereich wurden die 
hier empfohlenen Maßnahmen nach Kenntnisstand von METRUM bisher nicht 
unternommen. Auch wenn die positiven Effekte der hier vorgeschlagenen 
Maßnahmen mit Sicherheit nicht ausreichen werden, um die finanziellen 

	
20 Siehe z. B.: https://www.kulturmanagement.net/Themen/Was-Dynamic-Pricing-fuer-Kultur-
betriebe-leisten-kann-Flexibel-Fair-Finanzierbar,4819. 
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Schwierigkeiten ab 2027 zu bewältigen, können sie als ein Teil zur finanziellen 
Stabilisierung beitragen. 
 
 
F.3) Szenarien mit qualitativer Beschreibung der Finanzierungsbedarfe 
 
F.3.1) Wie würden sich die Finanzierungsbedarfe ohne strukturelle Ver-
änderungen entwickeln? 
Um die aktuelle LTLO-Struktur – auch bei Umsetzung aller Szenario-unabhän-
gigen Empfehlungen von METRUM – so weiter zu betreiben wie bisher, wird 
es nötig sein, die öffentlichen Zuwendungen zu erhöhen: 

• Für PSW und RLT werden Sockelerhöhungen nötig sein, um die struk-
turellen und in der Vergangenheit (siehe Einzelanalysen) immer wieder 
mit Sonderzuwendungen ausgeglichenen Defizite aufzufangen. 

• Für WLT und LTD wird vermutlich ab 2027 eine Sockelerhöhung nötig, 
um die bisher eingeplanten und durch Rücklagenverbrauch aufgefan-
genen Defizite aufzufangen. 

• Für BBD wird ab 2027, spätestens ab 2028, eine Sockelerhöhung nö-
tig, da ab 2027 eine Zurücknahme der temporären Erhöhung seitens 
der kommunalen Träger angekündigt ist. 
 

Für alle LTLO werden ab 2027 auch jährlich dynamisierte öffentliche Zuwen-
dungen nötig sein, um die Tarifanstiege zu kompensieren. 
Maßnahmen zur Erhöhung von Einnahmen oder zur Reduktion von Sachaus-
gaben (z. B. auf Basis von Empfehlung 6) sind nicht ausreichend, um Tarifan-
stiege zu kompensieren. Einsparungen im Personalbereich (z. B. durch Nicht-
Neubesetzung von Stellen), die unter einem Maß bleiben, bei dem sich der 
Output der Institution signifikant ändert, haben die meisten LTLO bereits in 
den letzten Jahren durchgeführt (siehe Einzelanalysen). Unabhängig davon, 
ob die Potenziale für solche Einsparungen bereits in allen Häusern vollständig 
ausgeschöpft sind, ist angesichts der Größenordnungen klar, dass solche 
Maßnahmen nicht dauerhaft ausreichen können, um der Tarifsteigerung ent-
gegenzuwirken: Die LTLO haben wie fast alle öffentlich finanzierten Theater 
und Orchester in Deutschland sehr hohe Personalkostenanteile und ver-
gleichsweise geringe Eigenfinanzierungsquoten. Die finanziellen Verbesse-
rungen, die ein Haus erreichen müsste, um die Tarifsteigerungen über Jahre 
hinweg auszugleichen, sind vom Umfang her daher so groß, dass sie weder 
einnahmenseitig, noch – ohne strukturelle Veränderungen – ausgabenseitig 
erreichbar sind.21 

	
21 Diese fachliche Einschätzung von METRUM teilt z. B. auch die Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft des LTD, die folgende Passage aus dem Lagebricht der Geschäftsführung als ein „ins-
gesamt zutreffendes Bild der Lage, des Fortbestands und der zukünftigen Entwicklung der 
Gesellschaft“ beschreibt: „Dem Zuwachs bei den Personalkosten […] kann nicht durch einen 
Zuwachs an eigenen Einnahmen und Einsparungen bei gleichem Angebot begegnet werden. 
Nur durch deutlich steigende Erträge durch institutionelle Förderungen sowie Gesellschafter-
beiträge kann der dauerhafte Fortbestand des Unternehmens gewährleistet werden“. (Quelle: 
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F.3.2) Notwendigkeit und Rolle der strukturellen Veränderungsszenarien 
Vor dem Hintergrund der angespannten öffentlichen Haushalte22 kann nicht 
davon ausgegangen werden, dass Erhöhungen der öffentlichen Zuwendun-
gen sicher oder wahrscheinlich erfolgen werden. Daher werden im Folgenden 
Szenarien beschrieben, wie der Zuwendungsbedarf der LTLO-Struktur sub-
stanziell reduziert werden kann.  
Dabei gelten folgende Prämissen: 
 

• Die Szenarien nehmen die Perspektive des Landeszuschusses für das 
System der LTLO ein, da das vom Land maßgeblich finanzierte Ge-
samtsystem Gegenstand dieses Gutachtens ist. Es ist aber genauso 
möglich, diese Szenarien aus der Perspektive der kommunalen Ent-
scheidungsträger zu lesen, im Sinne von: „Was müsste passieren, 
wenn wir unsere Zuwendungen nicht mehr dynamisieren bzw. wenn 
wir sie reduzieren würden?“. 

• METRUM stellt nicht alle denkbaren Szenarien dar, sondern nur sol-
che, bei denen die Finanzwirkung substanziell ist und die Auswirkung 
auf die Versorgung in der Fläche möglichst gering bleibt. 

• Graduelle Anpassungen der Landesförderung im Kontext der Ver-
handlungen zu Zielzahlen (siehe Empfehlung 2 oben) sowie Sparten-
schließungen und deren Auswirkungen werden nicht als Szenarien 
diskutiert. 

• Sinn der Szenarien ist es, den Raum der Möglichkeiten für die Diskus-
sion aufzuspannen, damit klar ist, welche strukturellen Veränderungen 
denkbar sind und mit welchen Auswirkungen sie verbunden wären. 

• Die folgenden Szenarien sind dabei – wo sinnvoll – additiv zu sehen, 
d. h. es ist gut denkbar, dass mehr als eines davon gleichzeitig umge-
setzt wird. 

 
F.3.3) Umstellung des RLT auf ein reines Stadttheater:  
Wenn die Verhandlung über die Quantifizierung der Forderung aus dem Kul-
turgesetzbuch nach angemessener Versorgung nicht so verläuft, dass Land 
und RLT sich auf eine angemessene und erreichbare Zielzahl einigen, wäre 
denkbar, das RLT ganz von der Landestheateraufgabe zu entbinden und die 
Landesförderung auf das Maß zu reduzieren, was andere kommunale Theater 
erhalten.  
Auswirkungen:  

• Das RLT (das dann einen anderen Namen hätte) müsste seinen gan-
zen Spielbetrieb substanziell umstellen und sich auf die Aufführungen 
in Neuss konzentrieren. Unter der Annahme, dass die Stadt Neuss ihre 

	
Bericht über die Prüfung des Jahresabschluss 23/24 des LTD, SWS Schüllerman und Partner 
AG, Seiten 8 und 32) 
22 Siehe z. B. https://www.it.nrw/nrw-kommunale-verschuldung-mit-hoechstem-anstieg-seit-
2017-128536 für die Kommunen oder https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilun-
gen/2026/04/PD26_117_711.html für die Länder. 
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Zuwendungen nicht wesentlich erhöhen würde, müsste grob die Hälfte 
des Personals abgebaut werden, um die dann nötige Senkung der 
Kosten zu erreichen. Das RLT läge dann mit deutlich unter 100 Mitar-
beitenden im unteren Viertel der deutschen Theater (laut Theatersta-
tistik) und wäre von der Personalausstattung her vergleichbar z. B. mit 
dem Theater Erlangen, dem ETA Hoffmann Theater in Bamberg, dem 
Theater Baden-Baden oder dem Stadttheater Fürth.23 

Zeitplan:  
• Die Umsetzung dieser strukturellen Änderung kann nicht so erfolgen, 

dass sie für 2026 Auswirkungen hat.  
• Für 2027 wäre diese Änderung nur mit einer sehr großen Disruption 

verbunden denkbar, da es zu vielen kurzfristigen betriebsbedingten 
Kündigungen kommen müsste. Zusätzlich fielen vermutlich substanzi-
elle Absagehonorare für externe Gäste an, und es ist mit Verhandlun-
gen über Abfindungszahlungen zu rechnen.  

• Ob bereits 2028 eine vollständige Umsetzung der strukturellen Verän-
derung möglich ist, hängt primär von der Art des Personalabbaus ab. 
Wenn es zu betriebsbedingten Kündigungen kommt, ist die Maß-
nahme 2028 vollständig umsetzbar, allerdings ist dann mit Verhand-
lungen über Abfindungszahlungen zu rechnen. Wenn der nötige 
Stellenabbau nur durch Nicht-Neubesetzungen erfolgen soll, ist der 
genaue Zeitplan anhand der Personaldaten zu prüfen – aber vermut-
lich würde sich der Abbau über deutlich mehr Jahre strecken. 

 
F.3.4) Fusion von NWD und Theaterorchester LTD:  
Es gibt viele Beispiele, bei denen ein eigenständiges Orchester gleichzeitig 
als Opernorchester agiert – z. B. ist die NPW auch Opernorchester beim Mu-
siktheater im Revier oder das Gewandhausorchester auch Opernorchester an 
der Oper Leipzig. Angesichts der vergleichsweise geringen Entfernung von 
Herford nach Detmold (ca. 70 ÖPNV-Minuten, deutlich weniger mit dem PKW) 
erscheint es naheliegend, eine Fusion von NWD mit dem Orchester des LTD 
zu denken, um Synergien zu heben. 
Die wahrscheinlichste Variante ist es, dass die NWD bestehen und auch wei-
terhin eine unabhängige Rechtspersönlichkeit bleibt, aber eine feste Verein-
barung – zusammen mit einem festen Finanzierungsschlüssel – mit dem LTD 
über die zu leistenden Operndienste getroffen wird. Dieses Vorgehen wäre 
vergleichbar mit den Diensten der NPW am Musiktheater im Revier oder z. B. 
zum Verhältnis zwischen Gewandhausorchester und Oper Leipzig. 
Auswirkungen:  

• Einen Effekt auf den Finanzbedarf hätte diese Fusion nur, wenn die 
Orchestergröße des dann fusionierten Orchesters deutlich unter der 
Summe der aktuellen Größen beider Klangkörper läge. Damit wäre 

	
23 Mit diesem Vergleich soll keine umfassende Vergleichbarkeit des RLT mit diesen anderen 
Häusern suggeriert werden, die alle in ihren speziellen Kontexten zu sehen sind, sondern nur 
eine grobe Einordnung der dann sich ergebenden Größe des Hauses skizziert werden. 
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das neue Orchester deutlich weniger leistungsfähig, was eine Ange-
botsreduktion im Trägergebiet der NWD und/oder im Opernangebot 
der LTD zur Folge hätte. Wie genau die Leistungsfähigkeit des neu 
fusionierten Orchesters abhängig von der Zahl der Musiker:innen aus-
sehen würde, müsste im Detail angesichts von Besetzungsgrößen, 
Repertoirefähigkeit und Spielplänen sowohl der NWD wie des LTD ge-
prüft werden.  

• Ein Risiko läge in der Notwendigkeit, die Mitgliedsbeiträge der Träger 
der NWD zu sichern. Eine neue Verhandlung könnte angesichts knap-
per kommunaler Haushalte zur Folge haben, dass sich Mitglieder mit 
ihrem Finanzierungsbeitrag zurückziehen – insbesondere, wenn die 
neue Konstellation ergibt, dass es weniger Konzerte in ihrer Region 
geben wird.  

• Ein weiteres Risiko läge in den neu auszuhandelnden Tarifverträgen. 
Selbst bei einer Größe unter der jetzigen Summe der Besetzungen 
beider Klangkörper bestünde die Gefahr, dass das fusionierte Orches-
ter höhere Tarife bezahlen müsste als bisher. 

Zeitplan:  
• Eine Orchesterfusion muss detailliert vorbereitet werden. Angesichts 

der wichtigen Verhandlungen mit den Trägern der NWD wäre eine Um-
setzung vor 2029 nach Einschätzung von METRUM nicht erreichbar. 

• Ob 2029 bereits eine vollständige Umsetzung der strukturellen Verän-
derung möglich ist, hängt primär von der Art des Personalabbaus ab. 
Wenn es zu betriebsbedingten Kündigungen käme, wäre die Maß-
nahme 2029 vollständig umsetzbar, allerdings ist dann mit Verhand-
lungen über Abfindungszahlungen zu rechnen. Wenn der nötige 
Stellenabbau nur durch Nicht-Neubesetzungen erfolgen soll, ist der 
genaue Zeitplan anhand der Personaldaten zu prüfen – aber vermut-
lich würde sich der Abbau über deutlich mehr Jahre erstrecken. 

 
F.3.5) Dachorganisation für alle Landestheater  
Es ist denkbar, eine neue gemeinsame Rechtsform zu schaffen, bei der Ver-
trieb, Verwaltung und Marketing der gesamten Landestheatertätigkeit in NRW 
gebündelt würden und in der die vier einzelnen Theater nur noch als künstle-
risch eigenständige Produktionsstätten dafür agieren würden. 
Es ist nach Einschätzung von METRUM nicht denkbar, dass diese Bündelung 
als nachgeordneter, rechtlich oder organisatorisch unselbständiger „Support“ 
für die Landestheater agiert, da zu zentrale Funktionen betroffen sind. Daher 
wird eine neue Rechtsform mit hoher Eigenständigkeit in den zu treffenden 
Entscheidungen benötigt. Es ist denkbar, dass diese Dachorganisation – 
eventuell als Nachfolgeorganisation des Büros der Landestheater – z. B. als 
„Landestheaterverband NRW“ firmiert. 
Auswirkungen:  

• Die Umsetzung würde echte Synergien heben bei der Verwaltung, 
dem Vertrieb und dem Marketing. Es könnte aus einer Hand das ganze 
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Land mit Theaterangeboten bedient werden und ein operativ veranker-
ter „Versorgungsplan“ für das ganze Land entstehen. 

• Durch die Synergien könnten Einsparungen erreicht werden, die zwar 
geringer ausfallen würden als bei den Szenarien F.3.3 bis F.3.5, dafür 
aber ohne eine Reduktion des Angebots erfolgen könnten. 

• Die erste signifikante Herausforderung wäre, den gemeinsamen Ver-
trieb mit den KBBs der einzelnen Produktionsstätten zusammen zu 
denken. Hier müsste eine sehr enge operative Verzahnung stattfinden, 
damit die in einem Theaterbetrieb laufenden Abstimmung darüber, 
welche Gastspiele im Kontext des Probenplans noch möglich sind, wie 
die Dienstpläne gestaltet werden etc., funktional bleibt. 

• Die zweite signifikante Herausforderung läge in der Frage, wie dieser 
gemeinsame Vertrieb mit dem „Stadttheatervertrieb“ des LTD und (au-
ßer im Fall der Umsetzung des Szenarios F.3.4) des RLT interagieren 
würde. Falls der Stadttheatervertrieb auch von der Dachorganisation 
übernommen wird, müssten die beiden Vertriebe eng interagieren und 
frühzeitig Termine abstimmen. 

• Die dritte signifikante Herausforderung läge in der Überlegung, wie die 
Trägerschaft und die Finanzierung dieser neuen Organisation ausse-
hen könnte. Denkbar wäre z. B. eine GmbH, an der alle LT 25 % der 
Gesellschaftsanteile haben. 

Zeitplan:  
• Eine Umsetzung ist angesichts der nötigen Abstimmungen und opera-

tiven Umstellungen frühestens in 2029 denkbar. 
• Die finanziellen Auswirkungen der Synergien würden sich erst ab 

2030, und dann vermutlich auch über mehrere Jahre verteilt, zeigen, 
da in der Anfangsphase ein hoher Aufwand für die Umstellung der Pro-
zesse nötig wäre und der Stellenabbau vermutlich schrittweise durch 
Nicht-Neubesetzungen erreicht würde. 

 
F.3.6) Drittmittelvorgabe mit Zeitversatz 
Angesichts der empfohlenen Forderung (siehe F.2.2) nach Mehrbemühungen 
in der Drittmittelakquise wäre es denkbar, anzukündigen, dass bei der Festle-
gung der Förderung des Landes für die LTLO in fünf Jahren ein fester Pro-
zentsatz (z. B. 3 % oder 5 % der Landesförderung) an Drittmittelerträgen als 
Teil Finanzierungsplanung eingefordert und eingeplant wird. 
Nach Erfahrung von METRUM wäre diese mittelfristige Herangehensweise 
die einzige Variante, wie Drittmittelakquise zur Tragfähigkeit von Kulturinstitu-
tionen beitragen kann – da eine kurzfristige Perspektive, bei der die Drittmit-
telakquise direkt mit finanziellen Notsituationen im Zusammenhang steht, 
durch die öffentliche Wirkung der Diskussion die Drittmittelakquise deutlich er-
schwert. 
Ausgenommen von diesem Szenario müsste die PSW werden, da diese be-
reits einen hohen Drittmittelanteil hat und sich eher darum bemühen muss, 
diesen mittelfristig zu halten. Für NPW, NWD, WLT und BBD wäre die Ziel-
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marke niedriger zu wählen (z. B. 3 %), da diese nicht über eine eigene attrak-
tive Spielstätte verfügen, die insbesondere für die Akquise von Sponsoring 
wichtig ist. Für LTD und RLT, die über eigene größere Spielstätten und ein 
substanzielles Eigenveranstaltungsprogramm verfügen, könnte ein höherer 
Satz (z. B. 5 %) gewählt werden. 
Auswirkungen und Zeitplan:  

• Die entlastenden finanziellen Effekte für die öffentlichen Haushalte 
würden sich erst in fünf Jahren einstellen, da diese Zeit für den Aufbau 
einer Drittmittelakquise nötig wäre. 

• Die Höhe wäre nicht so, dass dieses Szenario alleine den entschei-
denden Beitrag zur finanziellen Verbesserung leisten könnte. 

• Das Hauptrisiko läge darin, dass es den Institutionen nicht gelingt, 
Drittmittel im nötigen Umfang zu akquirieren. Es gibt keine sichere Best 
Practice für die Erfolgsaussichten von Drittmittelakquise, da regionale 
Faktoren, handelnde Personen und die individuellen Markenwirkungen 
der Häuser eine wesentliche Rolle spielen. Aber es wäre möglich, den 
Erfolg über das Berichtswesen zu den Zielvereinbarungen jährlich 
nachzuvollziehen und bei Bedarf frühzeitig gegenzusteuern. 

 
F.3.7) Verworfene Ansätze für strukturelle Veränderungen 
Über die dargestellten Szenarien zu strukturellen Veränderungen hinaus hat 
METRUM weitere Szenarien erstellt und geprüft, die aber verworfen wurden, 
da sie ein zu schlechtes Verhältnis zwischen finanziellem Nutzen einerseits 
und negativer Auswirkung auf die Kulturversorgung und/oder Umstellungsauf-
wand andererseits aufweisen: 
 

• Eine Fusion von BBD und WLT wurde verworfen, da die beiden Or-
ganisationen bereits sehr effektiv für die Kulturversorgung arbeiten und 
gleichzeitig einen vergleichsweise kleinen Teil der Landesförderung 
erhalten. Der finanzielle Nutzen wäre damit zu gering, um die negative 
Auswirkung auf die Kulturversorgung zu rechtfertigen. 

• Ein „Pooling“ der Musiker:innen von LTD und NWD, um Aushilfs-
kosten zu sparen wurde verworfen, da die Entfernung zwischen bei-
den Dienstorten laut Hintergrundgesprächen so groß ist, dass eine 
Änderung der Dienstverträge nötig wäre. Der finanzielle Nutzen wäre 
im sehr niedrig sechsstelligen Bereich und damit zu gering, um die ne-
gative Auswirkung auf die Organisationen und den Umstellungsauf-
wand zu rechtfertigen. 

• Eine Fusion der Kernverwaltungen (Finanzen und Personal) der 
LTLO wurde verworfen, da die zu erwartenden finanziellen Synergie-
effekte angesichts der kleinen Verwaltungen der LTLO24 vergleichs-
weise gering sind und die entstehenden Schnittstellen – insbesondere 

	
24 Das LTD hat z. B. laut Theaterstatistik des Bühnenvereins 23/24 13 Personen für allgemeine 
Verwaltung angestellt, d. h. eine Synergie von 25 % entspräche einer Einsparung von ca. 3 
Stellen. Die anderen Häuser sind alle – teilweise sehr viel – kleiner. 

140



	
	

	 	
	

	

79/80 

angesichts der überregionalen Verteilung der Institutionen – einen im 
Verhältnis zu großen Umstellungsaufwand bedeuten würden. 

• Eine Reduktion der Orchestergröße der PSW wurde verworfen, da 
die PSW als einziges Orchester in einem dünn besiedelten Gebiet 
dann in ihrer Versorgungsfunktion stark eingeschränkt würde. Der fi-
nanzielle Nutzen wäre nicht hoch genug, um die negative Auswirkung 
auf die Kulturversorgung zu rechtfertigen. 

• Eine Fusion der NPW mit dem Musiktheater im Revier wurde ver-
worfen, da die Zusammenarbeit bereits heute sehr eng ist und nur 
noch vergleichsweise geringe Synergien in der Verwaltung und even-
tuell in der Raumnutzung zu erwarten sind. Diese finanziell nicht ent-
scheidenden Restsynergien stehen mit den nötigen großen 
strukturellen Änderungen – da das MIR primär kommunal gefördert ist 
und der Status als „Landestheater“ zu ihm nicht gut passen würde – in 
keinem sinnvollen Verhältnis. 

• Eine Gründung eines Büros der Landesorchester analog zu dem 
Büro der Landestheater (oder eine Eingliederung der Landesor-
chester in die eventuell zu gründende Dachorganisation) wurde 
verworfen, da die LO untereinander sehr verschiedene Funktionswei-
sen haben, räumlich in sehr großer Entfernung voneinander angesie-
delt sind und ihre Wirkungsbereiche sich kaum überlappen. 	  
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G) Ausblick auf die Umsetzung 
	
Da das Land NRW nicht als Rechtsträger agiert, aber für die Finanzierung ein 
entscheidender Partner ist, kann die Umsetzung von Empfehlungen und/oder 
Szenarien aus diesem Gutachten nach Einschätzung von METRUM nur durch 
einen zeitnahen Dialog zwischen Land und den Trägern der Institutionen er-
folgen.  
Dabei wird die kurz- und mittelfristige Finanzierungsperspektive eine wichtige 
Rolle einnehmen, ohne die die empfohlenen gemeinsamen Zielvereinbarun-
gen nicht denkbar sind. 
METRUM war nicht beauftragt, in die Abstimmungen und Verhandlungen zu 
den Förderhöhen 2026 einzugreifen. Für RLT und PSW ergeben die Analy-
sen, dass die Institutionen im Verlauf 2026 nicht stabil sind, aber diese kon-
krete Problemlage ist nach Aussage des MKW inzwischen gemeinsam gelöst. 
 
Nach Einschätzung von METRUM sollten die Fragen in dem kommenden Dia-
log in folgender Reihenfolge geklärt werden: 

1. Welche der strukturellen Änderungsszenarien sind aus Sicht des Lan-
des und der Träger weiter zu verfolgen? 

2. Wie kann für 2027 Stabilität hergestellt werden? Vermutlich muss hier 
eine Mischung aus bereits vereinbarten Sonderzuschüssen und Rück-
lagenverbrauch (wo möglich) eine Rolle spielen. 

3. Auf dieser Basis: Welche Vereinbarung zur Umsetzung der Szenario-
unabhängigen Empfehlungen und zu den Förderhöhen kann in den 
Zielvereinbarungen festgehalten werden? 

 
Es ist auch denkbar, die Zielvereinbarungen nicht alle gleichzeitig zu treffen, 
sondern manche Fälle früher zu klären als andere. 
 
METRUM steht gerne jederzeit zur Verfügung, diesen Dialog moderierend zu 
begleiten. 
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Sitzungsvorlage-Nr. 40/1561/XVIII/2026 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung Zuständigkeit 

Kulturausschuss 14.10.2026 öffentlich - 

  
   

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Verlängerung der Bewilligungszeiträume für die Maßnahmen zur 
Sanierung am Wirtschaftshof der Stiftung Schloss Dyck (1. und 2. 
Bauabschnitt) 
 

Sachverhalt: 

Für die Stiftung Schloss Dyck wurde mit Zuwendungsbescheid vom 14.11.2022, in der 
Fassung der Änderungsbescheide vom 18.09.2023, 04.09.2024 und 05.09.2025, eine 
Förderung in Höhe von 100.000 € für den nutzungsbedingten Ausbau des 1. Bauabschnitts, 
Westflügel des Wirtschaftshofs der Stiftung Schloss Dyck, bewilligt. 
 
Darüber hinaus wurde mit Zuwendungsbescheid vom 04.09.2024, in der Fassung des 
Änderungsbescheides vom 05.09.2025, eine Förderung in Höhe von 250.000 € für den 
nutzungsbedingten Ausbau des 2. Bauabschnitts, Südflügel des Wirtschaftshofs der Stiftung 
Schloss Dyck, bewilligt. 
 
Die Bewilligungszeiträume beider Fördermaßnahmen waren zuletzt bis zum 31.12.2026 
befristet. 
 
Auf Grundlage eines von der Stiftung am 23.09.2026 eingereichten Änderungsantrags 
wurden mit Änderungsbescheiden vom 25.09.2026 die Bewilligungszeiträume für beide 
Maßnahmen jeweils bis zum 31.12.2027 verlängert. 
 
Grund für die Verlängerungen sind Verzögerungen im Bauablauf, die im Verlauf der 
Umsetzung aufgrund der besonderen Anforderungen der denkmalbedingten Sanierung 
entstanden sind. Bei einzelnen Gewerken, unter anderem im Bereich des Metall- und 
Stahlbaus, der Putz- und Malerarbeiten sowie der Zimmererarbeiten, gingen im Rahmen der 
erforderlichen Ausschreibungen teilweise keine Angebote ein. In weiteren Fällen lagen zwar 
Angebote vor, diese konnten jedoch aufgrund der Angebotshöhe und der sich daraus 
ergebenden wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nicht beauftragt werden. 
 
  

Ö  10.9Ö  10.9
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Um Budgetüberschreitungen zu vermeiden, hat sich die Stiftung entschieden, zahlreiche 
Leistungen wie Schreinerarbeiten, Trockenbauarbeiten und das Verlegen von Fußböden 
weitestgehend in Eigenleistung mit dem Team der eigenen Haustechnik auszuführen. Dies 
erfordert eine enge zeitliche Verzahnung mit den regulären Arbeiten im Bereich 
Gebäudeunterhalt und Veranstaltungsbetrieb. Das kostet Zeit, vermeidet aber nicht gedeckte 
Mehrkosten bei der Förderung. Die Personalkosten erhöhen dabei in der Gesamtbetrachtung 
den Eigenanteil der Stiftung an der Maßnahme.  
 
Da die verschiedenen Gewerke teilweise aufeinander aufbauen und bestimmte Arbeiten erst 
nach Abschluss beziehungsweise Freigabe vorangegangener Leistungen ausgeführt werden 
können, verschieben sich infolgedessen auch nachfolgende Arbeiten, insbesondere im 
Bereich des nutzungsbedingten Ausbaus. 
 
Mit der Verlängerung der Bewilligungszeiträume bis zum 31.12.2027 soll die vollständige 
Umsetzung der bewilligten Maßnahmen ermöglicht werden. Die entsprechenden Fristen für 
den Mittelabruf und die Vorlage der Verwendungsnachweise wurden ebenfalls an den 
angepassten Projekt- und Bauablauf angepasst. 

144



145


	Sitzungsdokumente
	Einladung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  3 Sachstandsbericht der Stiftung Schloss Dyck
	Vorlage  40/1486/XVIII/2026
	Bericht der Stiftung Schloss Dyck, Stand: September 2026  40/1486/XVIII/2026

	TOP Ö  4 Sachstandsbericht der Stiftung Insel Hombroich
	Vorlage  40/1487/XVIII/2026
	Bericht der Stiftung Insel Hombroich, Stand: September 2026  40/1487/XVIII/2026

	TOP Ö  5 Entwicklung eines kreisweiten Gesamtkonzepts für kulturelle Bildung im Rhein-Kreis Neuss
	Vorlage  40/1365/XVIII/2026

	TOP Ö  6 Sachstand interkommunaler Kulturentwicklungsplan
	Vorlage  40/1488/XVIII/2026

	TOP Ö  7 Änderung der Geschäftsordnung für den Medienbeirat des Kreismedienzentrums
	Vorlage  40/1324/XVIII/2026
	Änderung § 1 der Geschäftsordnung  40/1324/XVIII/2026

	TOP Ö  8 Antrag der Kreistagsfraktionen CDU und FDP zum Thema "Ehrenamt stärken - Ehrenamtskarte optimieren - Ehrensache!" vom 14.09.2026
	Vorlage  40/1584/XVIII/2026
	Antrag Ehrenamt  40/1584/XVIII/2026

	TOP Ö  9 Bericht der Verwaltung/ Beschlusskontrolle
	Vorlage  40/1505/XVIII/2026
	Beschusskontrolle öffentlich  40/1505/XVIII/2026

	TOP Ö  10.1 Regionale Kulturförderung des Landschaftsverbandes Rheinland 2027
	Vorlage  40/1601/XVIII/2026

	TOP Ö  10.2 Nächster Sitzungstermin des Medienbeirates für das Kreismedienzentrum
	Vorlage  40/1350/XVIII/2026

	TOP Ö  10.3 40-jähriges Jubiläum des Internationalen Mundartarchivs „Ludwig Soumagne"
	Vorlage  40/1479/XVIII/2026

	TOP Ö  10.4 "Freiheit ist..." - Ein Projekt für Jugendliche und junge Erwachsene des Archivs im Rhein-Kreis Neuss und des Kreismuseums Zons (20.10. - 22.10.2026)
	Vorlage  40/1468/XVIII/2026

	TOP Ö  10.5 Ausstellung der Sammlung "Tintenfässer der Sammlung Julius Rohm" des Kreismuseums Zons im Couven Museum Aachen (26.09.2026 - 18.04.2027)
	Vorlage  40/1470/XVIII/2026

	TOP Ö  10.6 Erhöhung der Pauschale für Kooperationsunterrichte der Musikschule Rhein-Kreis Neuss
	Vorlage  40/1555/XVIII/2026

	TOP Ö  10.7 Archivkooperation Stadt Korschenbroich – Rhein-Kreis Neuss
	Vorlage  40/1489/XVIII/2026
	Entwurf der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung der Stadt Korschenbroich mit dem Rhein-Kreis Neuss über die Betreuung des Archivguts der Stadt durch den Kreis  40/1489/XVIII/2026

	TOP Ö  10.8 Rheinisches Landestheater Neuss, hier: Abschlussbericht der Metrum Management GmbH "Zukunftsperspektiven für die Landestheater und -orchester in Nordrhein-Westfalen"
	Vorlage  40/1481/XVIII/2026
	Abschlussbericht der METRUM Managementberatung GmbH zu den Zukunftsperspektiven für die Landestheater und -orchester in NRW  40/1481/XVIII/2026

	TOP Ö  10.9 Verlängerung der Bewilligungszeiträume für die Maßnahmen zur Sanierung am Wirtschaftshof der Stiftung Schloss Dyck (1. und 2. Bauabschnitt)
	Vorlage  40/1561/XVIII/2026



